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Europäischer Aktionstag am 29.9. 


Friede den Hütten! 
Krieg den Palästen! 
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Europaweiter Aktionstag am 29.9. Wasser / Klima 


Europäisches Sozialforum: ’ . 3 Laure Million: Wie die Europäische Investitionsbank 
Lasst uns in Europa gemeinsam gegen die Krise handeln die Klimaerwärmme fnanzieit 18 
Samir Abi: Schulden-Moratorien, auch in Europa Yon Cochabama Tach Candın 
R. Roth: „Wir zahlen nicht für Eure Krise!”’- Aber wie? 4 Streichungen der Schulden von Pakistan! 20 | 
Attac Österreich: Geld ist ein öffentliches Gut . 
— Für ein alternatives Finanzsystem! Sozialforen 
Island: Rache für den Aufstand 8 | Gustave Massiah : Ein spannendes US-Sozialforum 
Aufruf zu einem Herbst von Protest und Widerstand Michael Leon Guerrero: Wie wir das Sozialforum 
23 

Michael Wolf: Die Hungerpeitsche- Hartz-IV-Reform in den Vereinigten Staaten(USSF) organisiert haben 

: 3 5 Francine Mestrum: US-Forum und ESF: Strategische 
Dauschland: m I a Entpal Else kat Herausforderungen für das Weltsozialforum (WSF) 
Frankreich: Streiks gegen die „Rentenreform“ Auf nach Dakar! (nächstes WSF) 


Attac Schweiz: 2 X NEIN zu Ausschaffungsinitiative 
Deutschland muss mehr gegen Rassismus unternehmen Joachim Guilliard: IRAK 


Mohssen Massarrat: Sarrazin und seine Kronzeugen -Sie etikettieren nur die Besatzung 
Wolfgang Rohde, IG-Metall Vorstandsmitglied: 16 Attac Frankreich: Ergebnisse der Soemmeruni 
Rote Karte für die muslimfeindlichen Thesen Sarrazins Filmtage in Österreich: Hunger.Macht.Profite 


Vorwort 


Das europäische Sozia lforum in Istanbul sowie europäische Gewerkschaften und eine Reihe von Bündnissen 
rufen zu einem heißen Herbst im Kampf gegen den bodenlosen Sozialkahlschlag unter dem Namen 
„Sparpolitik“ auf: “Überall in Europa formiert sich der Widerstand gegen diese Politik. Es ist dringend geboten, 
das europäische Aufbegehren langfristig zu koordinieren und soziale Bewegungen, Gewerkschaften und andere 
Organisationen zusammenzubringen.“ Attac Togo fügt dem eine Sicht aus dem globalen Süden hinzu: 
„Was derzeit in Europa vor sich geht, löst auch in den Ländern des Südens Frustration aus“. Es ermuntert die 
europäischen Bevölkerungen, sich vom Kampf gegen die Strukturanpassungspolitik in den Ländern des Südens, 
z.B. in Argentinien, inspirieren zu lassen. 
Wiederum heißt es zum Sozialabbau - wie damals bei Frau Thatcher : „TINA - There is no alternative“. 
Die Oligopole und ihr politisches Establishment wollen die Krise zu einer neuen neoliberalen Großoffensive, 
einem Neoliberalismus hoch zwei, nutzen und eine neue Welle gigantischer Umverteilung durchziehen. 
Dazu brauchen sie als Begleitmusik eine Offensive im kulturellen Bereich zur Entsolidarisierung 
der Gesellschaft mit rassistischen und sozialdarwinistischen Denkmodellen und zur Schaffung innerer Feinde. 
Das liefern die Sarrazins und Wenders aller Länder und ihre willigen Medien in einer bisher einmaligen 
Offensive von Ausländerfeindlichkeit und Islamophobie. Zu beobachten ist ein vehementer Rechtsruck in den 
meisten Ländern des abstiegsgefährdeten Westens. Vor den gefährlichen rechtspopulistischen Predigern warnt 
Mohssen Massarat: “Statt Aufklärung und wachsendem Bewusstsein für ein kooperatives Verhalten und ein 
friedliches Zusammenleben bestärkten sie die ausländerfeindlichen und antüslamischen Vorurteile der 
Mehrheitsgesellschaft. Statt soziale und kulturelle Brücken zu bauen, haben sie die Integrationsbereitschaft 
auf beiden Seiten blockiert.“ 
Zwei Beiträge dieser Nummer befassen sich mit der Rolle der Banken. Christian Felber stellt für Attac Österreich 
die Konzeption einer demokratischen Bank vor, die dem Gemeinwohl dienen soll. Jürgen Roth findet das eher 
illusionär und „ulkig“. Die Diskussion über Schrumpfung und die Form der Vergesellschaftung des aufgeblähten 
Bankensektors geht weiter. 

Immanuel Wallerstein, einer der weitsichtigen Theoretiker der globalisierungskritischen Weltbewegung, 
beobachtet zwei unterschiedliche, teils gegensätzliche politische Positionen in der hteinamerikanischen Linken. 
„Es ist die Frage nach der Art der "anderen Welt, die möglich ist“ — um den Slogan des Weltsozialforums zu 

verwenden. Ist es eine Welt, die auf ständiges Wirtschaftswachstum setzt, wenn auch unter „sozialistischen“ Vor- 
zeichen und Verbesserung der realen Einkommen der Menschen auf der Südhalbkugel? Oder ist es, was einige als 
Grundwertewandel der Zivilisation bezeichnen, eine Welt des „buen vivir’, (des guten Lebens) (...) Es könnte sich 
als die große Debatte des einundzwanzigsten Jahrhunderts erweisen“. Diese unterschiedlichen Strategien werden 
auch praktisch ausgefochten, z.B. in der Auseinandersetzung der bolivianischen Arbeiter in Potosi 
mit ihrer eigenen fortschrittlichen Regierung von Evo Morales - es handelt sich hier um ein Musterbeispiel 
für die kluge Behandlung von „Widersprüchen innerhalb des Volkes“. 
Positives gibt es aus der Bewegung der Sozialforen zu berichten: ein erfolgreiches zweites Sozialforum der USA 
fand in Detroit statt. Wir berichten über die mühselige, aber erfolgreiche Organisationsarbeit. In Asunciön 
(Paraguay) fand das 4.amerikanische Sozialforum unter der optimistischen Parole „Unser Amerika ist auf dem 
Weg‘ statt. Allerdings wurde auch vor einer systematischen Militarisierung und Destabilisierung der Demokratie 
auf diesem Kontinent gewarnt. Das nächste große WELTSOZIALFORUM findet in Dakar, Senegal 
(6. bis zum 11. Februar 2011)statt. Francine Mestrum — Mitglied vom Internationalen Rat des WSF — meint: 
„Dakar kann vom US-Sozialforum lernen, wie man die "Regeln" des WSF mit mehr politischen Inhalt verbindet.“ 
Sie beschreibt auch die verschiedenen Debattenstränge im und über das WSF: „Was genau verstehen wir unter 
„Modernität“, was müssen wir, was wollen wir verweigern, was müssen/wollen wir bewahren?“ 
Wir dokumentieren die vorgeschlagenen thematischen Achsen 2011 
Die USA haben im Irak ihr Ziel eines stabilen Marionettenregimes nicht erreicht und stattdessen ein blutiges 
Chaos angerichtet. Joachim Guilliard analysiert die Lage: Der Krieg im Irak ist noch längst nicht beendet, 
„Sie etikettieren nur die Besatzung um“ 


Wir bedanken uns für die Übersetzungen durch die ehrenamtlichen MitarbeiterInnen von coorditrad! 
Coorditrad braucht noch Unterstützung! www.coorditrad.attac.org 
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Abschlusserklärung des Europäischen Sozialforums in Istanbul 
Lasst uns in Europa gemeinsam gegen die Krise handeln 


Wir, die Teilnehmer des ESF in Istanbul, 
sprechen uns nicht nur für eine politische 
Lösung des Kurdenproblems aus sondern 
wollen unserer entschiedenen Ablehnung 
aller Kriege und Besetzungen Ausdruck 
verleihen. Wir erklären folgendes: 


Lasst uns in Europa gemeinsam gegen 
die Krise handeln 


Im Kontext einer globalen Krise und 
angesichts der Offensive der EU, der 
Regierungen und des IWF, die einen 
rigiden Sparkurs durchsetzen sowie den 
Sozialabbau forcieren wollen, rufen die 


sozialen Bewegungen, die sich auf dem 
ESF in Istanbul getroffen haben dazu auf, 
in Europa gemeinsam zu handeln. 


Überall in Europa formiert sich der Wi- 
derstand gegen diese Politik. Es ist drin- 
gend geboten, das europäische Aufbe- 
gehren langfristig zu koordinieren und 
soziale Bewegungen, Gewerkschaften 
und andere Organisationen zusam- 
menzubringen. Deshalb werden wir 
Ende September und besonders am 
29.09. zu einem ersten Schritt in diese 
Richtung aufrufen. 


Wir müssen eine alternative Politik 
durchsetzen, die uns in die Lage versetzt, 
die anstehenden sozialen und ökologi- 
schen Herausforderungen zu meistern. 


Alle sozialen Bewegungen rufen zu einer 
europäischen Versammlung am 23. und 
24. Oktober in Paris auf, die dazu dienen 
soll, unsere Bewegungen zu stärken, zu 
koordinieren und die Zukunft des ESF zu 
diskutieren. 


Übersetzung Markus FROEHLICH, 
coorditrad 


Strategiedebatte im Europäischen Sozialforum: http://openfsm.net/projects/esf-strategy-discussion/summary 


any une autre Europe, sociale, 


siitäire, galitaire, pacifique 





Samir Abi (Attac Togo) auf dem ESF in Istanbul 
Was derzeit in Europa vor sich geht, löst auch in den 
Ländern des Sudens Frustration aus 


Was derzeit in Europa vor sich geht, löst 
auch in den Ländern des Südens Frustra- 
tion aus. Nicht die USA, eine Wirt- 
schaftsmacht ohne soziales Modell, son- 
dern Europa war unser Vorbild: Wir 
wollen sozialen Schutz, bessere Arbeits- 
bedingungen. Eure „Sparpläne“ gefähr- 
den unseren Kampf gegen Regierungen, 
die diese nutzen, um ihre seit Jahrzehnten 
betriebene Politik zu rechtfertigen. 


Umgekehrt ist es bedauerlich, dass die 
Europäer sich nicht von den Kämpfen in 
den Ländern des Südens gegen Struktur- 
anpassungspläne inspirieren lassen. Im 
Norden geben sich die Bürger mit Solida- 
rität aus der Ferne zufrieden, mit einem 
bisschen humanitärer Hilfe, aber sie rea- 
gieren nicht ihrerseits mit Kampf auf 
unseren Kampf. 


Die Sparpolitik, die in Europa verkündet 
wird, schafft eine verheerende Situation, 
aber es ist nicht alles verloren, wenn wir 


am selben Strang ziehen. Zusammen mit 
dem CADTM schlagen wir ein Moratori- 
um der öffentlichen Schulden vor. Die 
Geschichte zeigt, dass die Länder, die 
schon einmal ein solches Moratorium 
erlangen konnten, aus der Krise heraus 
gekommen sind und sich entwickeln 
konnten. ... Man sieht es z.B. in Mexiko, 
das es vor Jahrzehnten geschafft hat, nach 
einem Moratorium den öffentlichen 
Dienst und Ele mente eines sozialen Si- 
cherungssystems auszubauen. 


Angesichts einer gigantischen und flä- 
chendeckenden Kfrise, die sich in vielen 
Ländern zu einer Katastrophe entwickelt, 
müssen wir die Schaffung von Morato- 
rien anstreben. Wir müssen die Gründe 
und Ursachen der Schulden untersuchen 
und ein großes öffentliches Audit schaf- 
fen, damit sich die Ursachen für diese 
Systemkrise nicht wiederholen. Inwie- 
weit handelt es sich um legitime Schul- 
den, die zur Finanzierung des Gemein- 


wohls gemacht werden, und inwieweit 
um illegitime, abscheuliche Schulden, die 
gegen uns benutzt werden? 

Wir wissen es genau, und wir sagen es in 
Afrika seit Jahrzehnten: Die Bankiers und 
Privatiers, die die Schulden in Europa 
und bei uns finanziert haben, werden 
nicht sterben, wenn sie diese nicht zurück 
gezahlt bekommen. Umg ekehrt aber 
sterben Bürger in der ganzen Welt an den 
Folgen der Sparpläne, die mit der Schul- 
denrückzahlung zusammenhängen. 


Gespräch geführt von T.L. mit Samir Abi, 
Generalsekretär von Attac Togo, Mitglied 
des CADTM (Komitee für die Streichung 
der Schulden der Dritten Welt), auf dem 
ESF in Istanbul 


http://www.humanite.fr/04_07_2010-samir- 
abi-%C2%AB-des-moratoires -sur-les-dettes- 


en-europe-aussi%E2%80%89-%C2%BB- 
449157 

Übersetzung: Sabine KHANOUSSA, coor- 
ditrad / SiG-Redaktion 


Rainer Roth 


Wer sind denn die Verursacher 


der Krise?? 


Beitrag auf dem Treffen des „Bündnisses 31. Januar” vom 19. Juni 2010 


Die Verursacher sollen für die Krise 
zahlen, heißt es allenthalben. Doch wer 
sind die Verursacher der Kreditkrisen, der 
Entwertung von Kapital, wer die Verursa- 
cher von Wirtschaftskrisen? 

Die führenden kapitalistischen Länder der 
Welt kündigten in der Abschlusserklärung 
des G20-Gipfels in Pittsburgh, die ‚Ära der 
Verantwortungslosigkeit zu beenden” und 
die Banken „haftbar zu machen für die 
Risiken, die sie eingehen” (FTD 
18.05.2010). Typisch ist die Beschränkung 
auf die Banken, so als ob die Industrie- und 
Baukonzerne verantwortungsvoll gehan- 
delt hätten und keine Risiken eingegangen 
wären, für die sie die Staaten hätten haften 
lassen (Beispiel: General Motors usw.). 


Sind die Banken für die Finanzkrise ver- 
antwortlich? Zweifellos haben sie im Ü- 
bermaß Kredite ausgereicht, ob an die 
Immobilienwirtschaft, an Staaten, an Un- 
ternehmen usw., für deren Bedienung heute 
die Allgemeinheit haftet. Ja und nein. 
Aber: Es ist die Kapitalverwertung ins- 
gesamt, die ohne Kredit nicht aus- 
kommt. 

e Investitionen amortisieren sich für das 
Kapital aller Wirtschaftssektoren erst in 
vielen Jahren, müssen aber sofort bezahlt 
werden. Ohne Kredite sind Investitionen 
nicht möglich. 

e Ohne Kredite sind auch Wareneinkäufe 
nicht möglich, um die Zeitspanne zwi- 
schen Einkauf und Verkauf der Waren zu 
überbrücken. 

e Ohne Kredite sind Fusionen und Über- 
nahmen von Unternehmen nicht möglich. 

e Ohne Kredit ist auch der Kauf größerer 
Konsumgüter (Häuser, Autos usw.) nicht 
möglich. 

e Ohne Kredite können auch die Staaten 
selbst ihre Investitionen in die In frastruk- 
tur nicht tätigen, die dem Gesamtkapital 
nützen. Erst recht nicht die Haushaltsdefi- 
zite ausgleichen, die in den kapitalisti- 
schen Konjunkturzyklen regelmäßig ent- 
stehen. 


Die Kreditvergabe ist also untrennbarer 
Bestandteil der Kapitalverwertung insge- 
samt, nicht nur der Verwertung des Bank- 
kapitals oder Folge der mangelnden Haus- 
haltsdisziplin von Staaten, die über ihre 
Verhältnisse leben bzw. deren Nutznießer 
wie z.B. Erwerbslose, Rentner usw. auf 
Kosten der Gesellschaft über ihre Verhält- 


nisse leben. Das Kapital selbst lebt chw- 
nisch über seine Verhältnisse. 


Andererseits ist im Interesse des Gesamt- 
kapitals die Bindung der Geldzirkulation 
an Gold in allen kapitalistischen Ländern 
abgelöst worden. Die Bindung des Geldes 
an den Wert des Goldes schränkte die 
Geldzirkulation und damit die Kreditver- 
gabe ein. Heute ist das Papiergeld nicht 
gedeckt, so dass es mittels Krediten, die 
Banken an die „reale Wirtschaft” vergeben, 
quasi aus dem Nichts geschöpft werden 
kann. Die Geldschöpfung über Kredit 
belebt die Kapitalverwertung. 


Andererseits produziert das Gesamtkapital 
einen Kapitalüberschuss, der von den Ban- 
ken, Versicherungen, Fonds usw. einge- 
sammelt wird. Er muss sich als Geldkapital 
verwerten und unter allen Umständen 
profitabel angelegt werden. Der Kapital- 
überschuss dient nicht dazu, Grundbedürf- 
nisse der breiten Masse zu befriedigen. Er 
befriedigt sich selbst. Der Überschuss an 
Geldkapital führt dazu, dass die Zinsen 
sinken. Billiges Geldkapital fördert die 
Kreditaufnahme von Unternehmen, Staa- 
ten, Privathaushalten und natürlich auch 
von Banken selbst. 

Die explosionsartig gestiegenen Kredit- 
massen befeuern die Überproduktion in 
allen Bereichen. Sie erzeugen gleichzeitig 
eine Flut von Ansprüchen an die Unter- 
nehmensgewinne, Löhne und an Steuerein- 
nahmen, aus denen Zins und Tilgung der 
Kredite bezahlt werden müssen. Die An- 
sprüche selbst werden ihrerseits in Form 
von Wertpapieren gehandelt und zur Quel- 
le von Bankprofiten. Das überschüssige 
Geldkapital wird schließlich als Spielgeld 
für Wetten auf Kurse und Preise aller Art 
verwendet. 


Die Banken erscheinen als Produzenten der 
Finanz- und Wirtschaftskrise, weil sie zu 
hohe Risiken über die Kreditvergabe ein- 
gegangen wären. Das Geldkapital, über das 
sie verfügen, ist jedoch Produkt der Ver- 
wertung des Gesamtkapitals. Das Bankka- 
pital ist ein untrennbarer Teil des Gesant- 
kapitals. 


Die Ansprüche der Kreditgeber auf Profit, 
Lohn und Steuern, d.h. auf ein Teil des 
insgesamt produzierten Mehrpiwdukts, 
schießen auf die Dauer weit über die Mög- 
lichkeiten hinaus, sie zu befriedigen. Einer- 


seits sind die Profitraten der Unternehmen 
auf lange Sicht gefallen und fallen tenden- 
ziell weiter. Die Unternehmen versuchen 
dem entgegenzuwirken, indem sie den 
Unternehmensprofit u.a. durch Lohnsen- 
kungen und geringere Gewinnsteuerabfüh- 
rungen zu steigern suchen. Andererseits 
wird die Fähigkeit von Unternehmen, 
Banken, Staaten und Privathaushalten, die 
Kredite zu bedienen, durch periodische 
Überproduktionskrisen erschüttert, die 
ihrerseits wegen der Explosion der Kredit- 
vergabe auf die Dauer heftiger ausfallen 
müssen. 


Der Zusammenbruch des Kreditsystems, 
dessen Möglichkeit mit wachsender Ver- 
schuldung zunimmt, muss im Interesse des 
Gesamtkapitals verhindert werden. Das 
Kreditsystem kann in der Tat schon allein 
deswegen zusammenbrechen, wenn Ban- 
ken sich u ntereinander keine Kredite mehr 
geben, weil sie fürchten, sie zu verlieren. 
Ohne neue Interbankenkredite könnten 
jedoch alte Kredite nicht zurückgezahlt 
werden. Deshalb greift Staat ein. Die 
Rückzahlung von Staatskrediten ist eben- 
falls nur möglich, wenn neue Kredite auf- 
genommen werden können. Das gleiche 
gilt für Unternehmenskredite. 

Das Ganze erscheint als Finanzkrise, ob- 
wohl es letztlich eine Krise des Gesamtka- 
pitals ist, in das die Verwertung des Bank- 
kapitals eingebunden ist. 

Es ist von daher oberflächlich, die Banken 
für die „Überproduktion” von Krediten 
„verantwortlich” zu machen. Das ist der 
Standpunkt des Zentralorgans des Finanz- 
gewerbes, der FAZ: „Die wesentliche 
Ursache der Finanzkrise liegt darin, dass 
die Banken ihre Risikotragfähigkeit über- 
schätzt haben,” (FAZ, 14.04.2010) d.h. zu 
viele Kredite im Verhältnis zu ihrem Ei- 
genkapital ausgegeben haben. 


Verursacher der Krise ist das Gesamtkapi- 
tal, nicht hauptsächlich das Bankkapital 
oder das billige Geld der Zentralbanken. 
Dass das Gesamtkapital verantwortlich ist, 
äußert sich umgekehrt in der Verantwor- 
tungslosigkeit des Einzelkapitals. Die 
Financial Times Deutschland drückt das 
unter der Überschrift „Die Welt wird ver- 
antwortungslos” so aus: „Ein wiederkeh- 
rendes Motiv dieser Krise war, dass sich 
nie einer verantwortlich fühlte und die 
Verantwortung im systemischen Nirwana 
verschwand. Ein sowohl politisches wie 


wirtschaftliches Problem’ (FTD 
17.06.2010). 

Sparkassen und Genossenschaftsbanken 
und in ihrem Gefolge auch zahlreiche linke 
Kritiker wollen den Cas inokapitalismus 
abschaffen und dem Finanzsystem wieder 
eine dienende Rolle gegenüber der „Real- 
wirtschaft” verordnen. Das ist angesichts 
der unstillbaren Kreditbedürfnisse der 
„Realwirtschaft” und der Produktion riesi- 
ger Überschüsse an Geldkapital durch sie 
ziemlich ulkig. Sparkassen und Genossen- 
schaftsbanken zocken durchaus auch, wenn 
auch in bescheidenerem Umfang als In- 
vestmentbanker. Die linke Vorstellung, 
dass allein das Finanzsystem unter „demo- 
kratische Kontrolle” gebracht werden 
muss, um die Quellen von Finanzkrisen, 
die Überproduktion von Geldkapital, in den 
Griff zu bekommen, ist kurzsichtig. 

Wenn also die Losung: „Wir zahlen nicht 
für Eure Krise” bzw. „Die Verursacher 
sollen für die Krise zahlen”, durchdacht 
wird, folgt daraus: 


a) Das Gesamtkapital muss für die Folgen 
der Krise aufkommen, unabhängig davon, 
ob einzelne Unternehmen, einzelne Indust- 
riekonzerne oder Banken sich verantwort- 
lich fühlen oder nicht. Das Gesamtkapital 
muss auch für die Folgen der Finanzkrise 
aufkommen, da ihre tiefsten Wurzeln nicht 
in den Bankbilanzen bzw. in der Abenteu- 
erlust von Bankmanagern zu suchen sind. 
Es liegt im Interesse des Gesamtkapitals, 
den Zusammenbruch des Kreditsystems zu 
verhindern. Die FAZ erklärt deshalb: 

” Wenn Griechenland oder Spanien pleite- 
gehen, dann bedroht das Deutschlands 
Wirtschaft und Banken heute genauso wie, 
wie wenn die Hypo Real Estate zahlung s- 
unfähig wird” (Nikolas Busse, Die Krise 
durchstehen, FAZ 19.06.2010). Deutsch- 
lands „Wirtschaft und Banken”, ist gleich- 
bedeutend mit „Gesamtkapital”. 

Wenn also das Gesamtkapital nicht nur die 
Krise verursacht, sondern auch von den 
Rettungsmaßnahmen der Allgemeinheit 
profitiert, soll es auch insgesamt für die 
Folgen aufkommen. Die wichtigste Form, 
in der das geschehen kann, ist eine drasfi- 
sche Erhöhung der Ge winnsteuern, d.h. 
des Körperschaftsteuersatzes und des 
Spitzensteuersatzes der Einkommens- 
teuer. Ein größerer Teil des Mehrwerts als 
zuvor muss an den Staat abgeführt werden, 
um die Vollkaskoversicherung zu finanzie- 
ren, die der Staat dem Gesamtkapital bietet. 
Massive Steuererhöhungen können als 
Versicherungsbeitrag, als Anerkennung der 
Haftung für die Folgen des eigenen Han- 
delns verstanden werden. Die Erhöhung 
der Körperschaftsteuer auf 56 % würde 
auch die Banken treffen, da sie in der Re- 
gel Kapitalgesellschaften sind. 


b) Die Rückkehr zu den Gewinnsteuersät- 
zen der 80er Jahre muss mit der Wiederein- 
führung der 1997 vom Bundesverfassungs - 


gericht ausgesetzten Vermögensteuer 
verbunden sein. Vermögen sind die Pro- 
dukte der aufgehäuften Ergebnisse der 
Kapitalverwertung. Die Vermögen sind in 
genau dem Prozess der Verwertung des 
Gesamtkapitals entstanden, der die Wirt- 
schafts - und Finanzkrise erzeugt hat. Sie 
können also nicht ungeschoren davon- 
kommen, wenn es darum geht, wer für die 
Folgen der Krise aufkommt. Würde die 
Vermögensteuer auf OECD-Niveau liegen, 
kämen allein schon 25 Mrd. € zustande. 
Eine Krisensteuer in Form einer Millio- 
närssteuer, die das Vermögen zum Zweck 
der Bewältigung der Krisenfolgen mit 5 % 
beschneidet, Könnte etwa 80 Mrd. € jähr- 
lich ergeben. 

Die massive Heranziehung des Kapitals auf 
der Ebene der Gewinne und des im Ver- 
mögen verkörperten Kapitals wirkt dem 
entgegen, dass das Gesamtkapital die Mas- 
se der Bevölkerung für die Folgen seiner 
Krise zahlen lassen will. Lohnabhängige, 
Erwerbslose und Rentner, Schüler und 
Studierende, Kinder usw. sollen die Beiträ- 
ge aufbringen, mit denen der Staat das 
Gesamtkapital versichert. Zu diesem 
Zweck stellen die Sprachrohre des Kapitals 
die Lage so dar, als ob die unverschämten 
Ansprüche der Masse des Volkes die Krise 
verursacht hätten bzw. der Mensch als 
solcher mit seiner angeborenen Gier bzw. 
seiner Sündhaftigkeit. 


c) Die Banken müssen in der Tat in beson- 
derem Maße daran gehindert werden, auf 
Rechnung der breiten Masse Geschäfte zu 
betreiben. Stefan Kaiser spricht von einer 
„Rund-um-sorglos-Garantie der Staaten” 
für die Banken (FTD 18.05.2010). Auch 
wenn das übertrieben ist, ist es im Kern 
richtig. Die Banken müssen erheblich mehr 
Kapital zurücklegen, damit nicht Erwerbs- 
lose, Rentner, Schüler und Studenten sowie 
Lohnabhängige letztlich für ihre Geschäfte 
haften müssen. Das muss zwei Formen 
haben. Einmal die Hinterlegung von min- 
destens zehn Prozent der Bilanzsumme 
als Eigenkapital, um für Verluste selber 
aufkommen zu können. Die EU- 
Kommission und EU-Parlament schieben 
Erhöhungen des Eigenkapitals auf die 
lange Bank, weil sie warten, bis die USA 
mitziehen, die aber von Eigenkapitalrefor- 
men am liebsten gar nichts wissen wollen 
(FTD 18.05.2010). Der Druck der Frank- 
furter und Pariser Großbanken, der Londo- 
ner City und der Wall-Street hat Erfolg. Sie 
wollen weiterhin auf Rechnung der ganzen 
Gesellschaft ihre privaten Geschäfte be- 
treiben. 

Zum anderen müsste der Einlagensiche- 
rungsfonds der privaten Banken mit so 
viel Kapital ausgestattet werden, dass er 
Insolvenzen auch von großen Banken 
abdecken könnte. Die Rücklagen des Ein- 
lagensicherungsfonds in Deutschland kann 
man nur als lächerlich bezeichnen. Die 


Bankrenditen haben Vorrang vor der kol- 
lektiven Eigenverantwortung. 

Da die Regierungen der kapitalistischen 
Länder noch einen Restbestand an liberaler 
Phraseologie von Eigenverantwortung 
aufrechterhalten müssen, forderten IWF 
und EU-Kommission, Obama und Merkel 
eine Bankenabgabe. 

Die EU -Regierungschefs einigten sich 
Mitte Juni 2010 auf eine Bankenabgabe, 
„mit der die Kreditinstitute verpflichtet 
werden, die Kosten der von ihnen veru r- 
sachten Krisen selbst zu tragen. Die Kom- 
mission schlägt dazu eine Netz von natio- 
nalen Krisenfonds vor, in welche die Ban- 
ken einzahlen sollen’ (FAZ, 18.06.2010). 
Man kann vermuten, dass sich in den Staa- 
ten der EU „Krisenfonds” nach Art der 
Pläne der Bundesregierung durchsetzen. 
Diese bereitet eine Bankenabgabe von 
jährlich 1 bis 1,2Mrd.€ vor, die der Bewäl- 
tigung zukünftiger Krisen, nicht der jetzi- 
gen, dienen sollen. Eine lachhafte Summe, 
über die sich alle Welt lustig macht. Nach 
Angaben der Bundesbank lagen die auf den 
Staat abgewälzten Kosten der Bankenret- 
tung in Deutschland für die Jahre 2008 und 
2009 bei rund 98 Mrd. Euro (FTD 
20.04.2010). 53 % der Neuverschuldung 
Deutschlands in diesem Zeitraum sollen 
auf die Bankenrettungsprogramme entfal- 
len sein. 

Um die Kosten „künftiger Finanzkrisen” 
(FAZ 22.04.2010) zu bewältigen, hält der 
IWF z.B. eine jährliche Abgabe von Fi- 
nanzinstituten (Finanzstabilitätsabgabe) 
von 2 bis 4% des BIP für notwendig. Das 
wären für Deutschland 48 bis 96 Mrd. Euro 
jährlich. 

Mit ihrer belustigenden Bankenabgabe 
verfolgen die Parteien des Christentums 
und die sogenannten Liberalen das Ziel, die 
Banken auch in Zukunft weit überwiegend 
mit staatlichen Mitteln zu versichern und 
die Versicherungsbeiträge mit Sozial-, 
Lohn- und Bildungsabbau von der Jugend 
und der Masse der Werktätigen zahlen zu 
lassen, seien sie beschäftigt, erwerbslos 
oder in Rente. Die nächste anstehende 
Krise soll also genauso „bewältigt” werden 
wie die jetzige. 

Die Bankenabgabe ist eine Reaktion auf 
die massive Kritik daran, dass auch die 
Verursacher für die Folgen ihres Handelns 
aufkommen sollen, nicht nur die, die die 
Krise nicht verursacht haben. Sie soll der 
Kritik den Wind aus den Segeln nehmen, 
ist aber nur ein Trostpflaster. Die Banken- 
abgabe soll den Vertrauensverlust in das 
gegenwärtige Wirtschaftssystem und die 
Regierung, die es verwaltet, aufhalten und 
notwendige, erheblich weitergehende 
Maßnahmen verhindern. Die lächerliche 
Bankenabgabe tritt an die Stelle von Steu- 
ererhöhungen für das Gesamtkapital, an die 
Stelle der notwendigen Erhöhung des Ei- 
genkapitals der Banken und die Stärkung 
ihrer Einlagensicherungsfonds. 


http://klartext -info.de/blog/?p=215 


Attac Österreich 


Geld ist ein öffentliches Gut - 
Für ein alternatives Finanzsystem! 


Positionspapier, Juli 2010 


Das neoliberale Finanzsystem - freier 
Kapitalverkehr, freie Wechselkurse, 
profitorientierte Banken, Derivate- 
Handel in Billiardenhöhe - hatrundum 
versagt und schadet der Realwirtschaft 
und der gesamten Gesellschaft. Seit dem 
Ausbruch der Finanzkrise gibt es wach- 
senden Konsens, dass Finanzmärkte 
reguliert werden müssen. Doch die alle i- 
nige „Re-Regulierung“ der Märkte ist zu 
wenig: Oft sind die Märkte an sich das 
Problem. Mit der Liberalisierung wurde 
ein globales Casino geschaffen, in dem 
Aktien, Kredite, Wechselkurse und im- 
mer mehr auch lebenswichtige Güter wie 
Nahrungsmittel, Rohstoffe oder Wohn- 
raum der Spekulation unterworfen wur- 
den. Mit der Einführung des Handels von 
Emissionsrechten wird heute sogar mit 
verschmutzter Luft spekuliert. Ange- 
sichts der Verteilungs-, Klima-, Hunger- 
und Energiekrise sind die derzeit disku- 
tierten Maßnahmen wie die Einführung 
einer Finanztransaktionssteuer, strengere 
Eigenkapitalregeln oder das Verbot be- 
stimmter Finanzmarktprodukte unzure i- 
chende erste Schritte. Um die aktuellen 
Probleme nachhaltig zu lösen, bedarf es 
einer gänzlichen Neuorganisation des 
Finanzsektors. 

In diesem Dokument schlägt Attac ein 
alternatives Finanzsystem vor, das auf 
anderen Prinzipien aufbaut als das neoli- 
berale Finanzmarktnodell. Im Zentrum 
dieses alternativen Finanzsystems mü s- 
sen das Öffentliche Interesse und das 
GemeinwohHl stehen. 


Banken und Geld müssen zu einem Öf- 
fentlichen Gut werden. Das alternative 
Finanzsystem umfasst mehrere Elemen- 
te: 

1. Ein demokratisches und gemeinwohl- 
orientiertes Bankensystem. Banken wer- 
den in nicht gewinnorientierte Unter- 
nehmensrechtsformen transformiert. 

2. Die Abschaffung nichtgemeinwohlori- 
entierter Finanzinstrumente wie Deriva- 
te, Fonds, die Verbriefung und der Han- 
del mit Krediten sowie Rating- 
Agenturen: Das Casino wird geschlos- 
sen. 

3. Die Schaffung eines Weltwährungs- 
systems mit stabilen, an reale Indikatoren 


gekoppelten Wechselkursen als Alterna- 
tive zur aktuellen Dollarhegemonie. 

4. Globale Steuerkooperation und eine 
gerechtere Verteilung der Steuerlast. 


1. Ein gemeinwohlorientiertes 
Bankensystem 


Die Funktionsweise und Regulierung der 
Banken im „dominierenden“ globalen 
Finanzsystem hat versagt. Die Gewinn- 
orientierung hat die Banken von ihren 
angestammten Aufgaben weggeführt. 
Anstatt kostengünstige Finanzierung für 
realwirtschaftliche Aktivitäten bereitzu- 
stellen, haben sie aus Profitorientierung 
ein gefährliches globales Finanzcasino 
errichtet. Gleichzeitig wurden durch EU- 
weite und globale Marktliberalisierung 
so riesige Finanzkolosse herangezüchtet, 
dass sie „systemrelevant“ geworden sind 
und nicht in die Insolvenz geschickt 
werden können. Aufgrund ihrer enormen 
Macht blockieren diese Kolosse nicht 
nur ihre notwendige Zerschlagung, son- 
dern auch die Re-Regulierung der Fi- 
nanzmärkte — und sie beanspruchen das 
gesamte Löschwasser der Regierungen 
für sich: Während Steuergeld in mehr- 
stelliger Milliardenhöhe für Hilfen und 
Kredite an die Banken gebunden wird, 
steht es für alle anderen Zwecke nicht 
mehr zur Verfügung. Zu diesem neolibe- 
ralen und undemokratischen Bankmodell 
braucht es eine systemische Alternative. 


Die Grundidee: Geld als Kredit zählt zur 
Infrastruktur der Wirtschaft und sollte als 
öffentliches Gut definiert und unter de- 
mokratische Kontrolle gebracht werden. 
Die systemrekvanten Banken werden 
zerkleinert. Alle Banken sollen fortan 
gemeinwohlorientiert sein. Die „Demo - 
kratische Bank“ wird neu eingerichtet, 
sie soll folgende Kernaufgaben erfüllen: 
e Das bedingungslose Recht aller Wohn- 
sitzbürgerInnen auf ein kostenloses Gi- 
rokonto; 

* Sichere Sparkonten mit staatlicher 
Einlagegarantie; 

« Kostengünstige und unbürokratische 
Kreditvergabe an „real“ investierende 
Unternehmen und Haushalte; 

« Die Kredite werden neben der ökono- 
mischen Bonität nach sozialen und öko- 


logischen Kriterien vergeben (,ökosozia- 
les Basel III“); 

« Die Kreditzinsen sind so berechnet, 
dass sie die Kosten der Bank inklusive 
Kreditausfälle decken und den SparerIn- 
nen die Inflation ausgleichen. Darüber 
hinaus verschaffen sie weder der Bank 
Gewinne noch den SparerInnen Ein- 
kommen. 

« Transparenz bei der Kreditvergabe; 

e Mehrere kommunale oder regionale 
Zweigstellen der Demokratischen Bank 
können Regionalgeld ausgeben, um 
lokale Wirtschaftskreisläufe und die 
Handlungsfähigkeit/Selbstorganisation 
von Regionen in Krisenzeiten zu fördern. 


Die Demokratische Bank strebt keine 
Gewinne an, sondern Kostendeckung. 
Sie leistet Bewusstseins- und Bildungs- 
arbeit über die Problematik von Kapital- 
einkommen. Die öffentliche Hand unter- 
stützt in Zukunft mit der Garantie der 
Sparguthaben und durch Refinanzierung 
über die Zentralbank nur noch jene Ban- 
ken, die nach diesen Prinzipien arbeiten. 
Die Demokratische Bank unterscheidet 
sich von traditionellen „Staatsbanken“ 
dadurch, dass sie von der Regierung 
unabhängig ist. Alle Gremien werden 
von der Bevölkerung direkt gewählt und 
genderparitätisch besetzt. Nur der demo- 
kratische Souverän kann die verfas- 
sungsmäßigen Ziele und gesetzlichen 
Leistungen „seiner“ Bank ändern. 

Auf dem Weg zur Demokratischen Bank 
istes sowohl vorstellbar, dass die Demo- 
kratische Bank „von unten“ als Genos- 
senschaftsbank gegründet und aufgebaut 
wird als auch, dass staatliche Banken 
(Kommunalkredit, HGAA, Commerz- 
bank, regionale Sparkassen, ...) in De- 
mokratische Banken umgewandelt wer- 
den. 


2. Schließung des Casinos 


Das gegenwärtige globale Finanzcasino 
umfasst eine Reihe von Produkten und 

Akteuren, die keinen volkswirtschaftli- 

chen und gesellschaftlichen Nutzen brin 
gen, sondern vielmehr globale Instabili- 
tät verursachen, eine ungerechte Vertei- 
lung bewirken und damit dem Gemen- 

wohl insgesamt schaden. Sie sollen ver- 
schwinden. 


« Finanzderivate stellen ein systemi- 
sches Risiko dar. Durch stabile Wechsel- 
kurse und Rohstoffpreise erübrigen sich 
die wenigen nützlichen Derivate. 

e Fonds bewirken Instabilität und un- 
gerechte Verteilung. Sie üben Druck auf 
die Realwirtschaft aus und nähren die 
gefährliche Illusion, dass alle mit Kapi- 
taleinkommen reich werden können. 

« Kredite sollen nicht mehr gehandelt, 
sondern von den Banken, die sie verge- 
ben, gehalten werden. 

e Rating-Agenturen braucht es nur auf 
Finanzmärkten. Diese wird es nicht 
mehr geben. 


3. Egalitäres Währungssystem 


Das gegenwärtige Weltwährungssystem, 
das auf der Rolle des US -Dollars als 
Weltleitwährung (für Rohstoffe und 
Schulden) beruht, ist ungerecht, weil die 
USA das einzige Land der Welt sind, das 
in der eigenen Währung Erdöl und ande- 
re strategische Rohstoffe kaufen, sich auf 
den globalen Kapitalmärkten verschul- 
den und sich auf Kosten der Gläubiger 
entschulden kann; außerdem sorgt dieses 
„System“ für chronische Instabilität. Die 
Dollar-Hegemonie ist für den Zusam- 
menbruch des globalen Währungssys- 
tems von Bretton Woods (1944 -— 1973), 
das auf Goldbindung, fixen Wechselkur- 
sen und Kapitalverkehrsbeschränkungen 
beruhte, genauso verantwortlich wie für 
den Ausbruch der Nord-Süd- 
Schuldenkrise 1982 oder für das gegen- 
wärtige Handelsungleichgewicht der 
USA mit China. 

Schon 1944 schlug der Ökonom John 
Maynard Keynes eine egalitäre und sta- 
bile Alternative zur Dollarhegemo nie 
vor: An die Stelle einer „nationalen“ 
Weltleitwährung sollte eine künstliche 
Verrechnungseinheit treten, die sich aus 
einem „Korb“ aller wichtigen Weltwäh- 
rungen zusammensetzt. Dieser „Globo“ 
(bei Keynes „Bancor“), wäre jedoch 
keine Weltwährung, sondern nur eine 
Verrechnungseinheit für den Welthandel. 
Die Wechselkurse aller Landeswährun- 
gen zu dieser Handels -, Reserve- oder 
Sekundärwährung würden gemeinsam 
von den TeilnehmerInnen der „Weltwäh- 
rungsunion“ festgelegt und periodisch 
nach realer Kaufkraftparität angepasst. 
Das würde allen Beteiligten hohe Pla- 
nungssicherheit gewähren und Wäh- 
rungsspekulation weitgehend den Boden 
entziehen. Dieses System böte im Unter- 
schied zum Euro - der als Weltleitwäh- 
rung nur ein Ersatz für den Dollar mit 
einer ähnlichen Funktionsweise wäre — 
neben Stabilität auch Flexibilität, weil 


a) keine gemeinsamen Zinssätze gelten 
müssten und 

b) Länder mit unterschiedlicher ökono- 
mischer Entwicklung (Produktivität, 
Inflation) diese durch Anpassung der 
Wechselkurse ausgleichen könnten. 
Gröbere Abweichungen von ausgegli- 
chenen Handelsbilanzen müssen zudem 
sanktioniert werden, um Abhängigkeiten 
und Machtgefälle zu vermeiden. Die 
Exportweltmeister Deutschland und 
China würden gleichermaßen bestraft 
(oder sie müssten ihre Wettbewerbsfä- 
higkeit durch höhere Löhne verringern) 
wie die Importweltmeister USA oder 
Griechenland. Der Ausgleich könnte 
zum Beispiel über Zinsen oder Zölle 
erfolgen. So wäre das Handelsungleich- 
gewicht der USA mit China oder das 
zwischen Deutschland und Griechenland 
gar nicht entstanden oder könnte zudem 
durch die kontrollierte und nebenwir- 
kungsfreie Abwertung der Defizitländer 
gelöst werden. 

In der Eurozone muss die Kooperation 
auf Währungsebene auch von Kooperati- 
on bei der Steuer-, Lohn- und Wirt- 
schaftspolitik begleitet sein. Ohne diese 
umfassende Abstimmung der Wirt- 
schaftspolitik macht die Einheitswährung 
wenig Sinn, weil sie die Mitgliedsländer 
in einen Standortwettbewerb bei Steuern 
und Löhnen hineinreitet und ihnen 
gleichzeitig das währungspolitische 
Abfederungsinstrument der Wechsel- 
kursanpassung nimmt. 

Währungstausche sollten weltweit an 
realwirtschaftliche Geschäfte (Handel, 
Direktinvestitionen) gekoppelt werden, 
um Spekulation zu verhindern. Der freie 
Kapitalverkehr muss jederzeit zugunsten 
der Stabilität des Finanzsystems einge- 
schränkt und der Artikel 63 des 
VAEU/Lissabon-Vertrags, der jede Be- 
schränkung des Kapitalverkehrs zwi- 
schen der EU und Drittstaaten verbietet, 
entsprechend geändert werden. 

Das „Clearing“, die Abwicklung grenz- 
überschreitender Zahlungsströme, muss 
unter Öffentliche Kontrolle gebracht 
werden. Damit hätten Staaten, die in der 
Steuerpolitik und beim Informationsaus- 
tausch kooperieren, ein effizientes Mittel 
gegen Steueroasen in der Hand, weil 
diese ohne Clearing nicht am internatio- 
nalen Finanzverkehr teilnehmen können. 
Banken, die in Steueroasen operieren, 
könnte die Teilnahme am Clearing ver- 
weigert werden. 


4. Globale Steuerkooperation 
und Steuergerechtigkeit 


Ein gerechtes Finanzsystem zeichnet sich 
durch eine gerechte Verteilung der Steu- 
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erlast aus. Derzeit können die Global 
Players höhere Gewinne auf dem Wet- 
markt erzielen als lokale Unternehmen, 
und sie ersparen sich Milliarden an Steu- 
erleistung, indem sie ihre Gewinne und 
Vermögen in Steueroasen verschieben 
und zudem vom Steuerwettbewerb der 
Nicht-Steueroasen profitieren, in den sie 
sie ganz gezielt hineinreiten. 

Wir fordern: 


« Schließung von Steueroasen und glo- 


bale Steuerkooperation/ “Transparenz- 
union“. Wir fordern die Festlegung 


globaler Mindeststandards für die Be- 
steuerung von Vermögen, Vermögens- 
einkommen und Unternehmensgewinnen 
und ihre automatische Meldung an die 
zuständigen Finanzämter. Die EU- 
Zinsrichtlinie muss auf alle Kapitalen- 
kommen und juristische Personen aus- 
geweitet und „globalisiert‘‘ werden. Staa- 
ten, die sich weigern, an dieser Transpa- 
renzunion teilzunehmen, werden vom 
freien Kapitalverkehr abgeschnitten. 
Außerdem braucht es dringend globale 
Finanzmittel zur globalen Armutsbe- 
kämpfung, für ökologische Investitionen 
und die Befriedigung von Grundbedürf- 
nissen wie Trinkwasser, Wohnung, G- 
sundheitsversorgung oder Bildung. Mög- 
liche Kandidaten für globale Steuern 
sind: 

« Finanztransaktionssteuer. Nach einer 
Studie des Wirtschaftsforschungsinstitu- 
tes würde eine FTT bei globaler Einfüh- 
rung im Spitzenszenario mehr als 1000 
Milliarden US-Dollar einbringen. Zum 
Vergleich: Die gesamte öffentliche Ent- 
wicklungszusammenarbeit beträgt der- 
zeit weniger als 150 Milliarden US- 
Dollar. Eine IHS-Berechnung kommt bei 
einer EU-weiten Einführung und einem 
Steuersatz von 0,1% auf ein jährliches 
Steueraufkommen von 270 Milliarden 
Euro: das Doppelte des EU -Haushaltes. 
Mit dem Übergang zu einer globalen 
Währungskooperation mit fixen Wech- 
selkursen, der Einschränkung des Kapi- 
talverkehrs und dem Verbot von Deriva- 
ten wäre der Spekulation der Boden 
entzogen und die Steuer hinfällig. 

e Globale Unternehmensgewinnsteuer. 
Global Players genießen zahlreiche Vo r- 
teile gegenüber klein- und mittelständi- 
schen Unternehmen (KMU) und erzielen 
oft aberwitzige Gewinne in zweistelliger 
Milliardenhöhe. Sie dürfen deshalb auch 
stärker zur Kasse gebeten werden: etwa 
mit einer globalen Gewinnsteuer von 10 
Prozent. 

« Globale Vermögenssteuer/HNWI- 
Steuer. Die Globalisierung hat eine Elite 
schwerreicher Individuen hervorge- 
bracht, deren Einkommen teilweise aus 
globalen Unrechtsstrukturen resultieren. 
Diese astronomischen Vermögen müssen 


auch global besteuert werden. Eine 1,5- 
prozentige Steuer auf „High Net Worth 
Individuals‘“ (Personen mit mindestens 
einer Million US-Dollar liquidem Anla- 
gevermögen) würde ein jährliches Steu- 
eraufkommen von 495 Milliarden US- 
Dollar generieren. Globale Investment- 
banken und Vermögensberater sagen den 
HNWI stabile Vermögensrenditen von 
sieben bis acht Prozent pro Jahr voraus. 
Die Steuer würde somit nur einen klei- 
nen Teil ihrer Vermögenszuwächse be- 
treffen. 

« Globale CO2-Steuer: „Von allen In- 
strumenten zur Bremsung des Treibhaus- 
effekts ist der Handel mit Emissionszerti- 
fikaten das ineffizienteste“, meint der 
Solar-Vordenker Hermann Scheer. Wir 
fordern die Besteuerung von Kohlendi- 
oxid, beginnend mit 10 Euro pro Tonne, 
um einen direkten Vermeidungsanreiz zu 
schaffen. Sobald die Weltmarktpreise für 


Rohstoffe politisch festgelegt werden, 
erübrigt sich diese Steuer. 

Der geeignete Ort für die Umsetzung der 
globalen Maßnahmen zur Preis -, Wäh- 
rungs- und Steuerpolitik sind die Veren- 
ten Nationen - und weder die G20 noch 
der Basler Ausschuss oder der Internati- 
onale Währungsfonds. Die UNO ist das 
höchste globale Gremium, das zwar 
noch auf geringer demokratischer Legi- 
timation beruht, aber besser demokra- 
tisch legitimiert ist als alle anderen ge- 
nannten Institutionen. Wir fordern 
gleichzeitig die permanente weitere De- 
mokratisierung der UNO: die Erweite- 
rung des Sicherheitsrates und die Stär- 
kung parlamentarischer und zivilgesell- 
schaftlicher Vertretung in allen Organen. 


In der UNO könnten eine Weltsteuerbe- 
hörde, die Weltwährungsunion mit 
Weltwährungsbank, der Rohstoffpreis- 


ausschuss sowie die Transparenzunion 
angesiedelt werden. Wer Ja zur Global- 
sierung sagt, muss auch Ja zu globalen 
Regeln und Institutionen sagen. Aller- 
dings bedeutet diese Reform globaler 
Governance-Strukturen nicht die gene- 
relle Verlagerung politischer und souve- 
räner Entscheidungsgewalt auf die globa- 
le Ebene („global governance“ = globale 
Regeln ohne „Weltregierung“). Vielmehr 
können und sollen globale Governance- 
Strukturen dazu dienen, die politischen 
und demokratischen Handlungsspielräu- 
me auf lokaler, regionaler und national- 
staatlicher Ebene zu erhöhen, zum Bei- 
spiel durch die Beschränkung des freien 
Kapitalverkehrs, die Schließung von 
Steueroasen oder die Ablöse der WTO- 
Freihandelsregeln durch Regeln für ge- 
rechten Handel. 


http://www.attac.at/fileadmin/user _upload/Attac_P 
ositionspapiere/Alternatives _Finanzsystem.pdf 


Island: Rache für den Aufstand 


Die »Reykjavik 9« vor Gericht: In Island 
wird neun Aktivisten der »Kochtopfrevolu- 
tion« , darunter die Vorsitzende von 
ATTAC-Island Sölveig Jönsdöttir wegen 
»Bedrohung des Parlaments« der Prozeß 
gemacht 

Sie hatten im Dezember 2008 mit Tausen- 
den Isländern gegen die Krisenpolitik ihrer 
Regierung protestiert. Jetzt sollen die 
»Reykjavik 9« stellvertretend für alle verur- 
teilt werden — angeblich wegen Bedrohung 
des Parlaments. (...) Der Prozeß zeigt, daß 
die Neoliberalen in Island nicht völlig in 
der Defensive sind. Dabei waren nach dem 
Crash der Finanzmärkte im Oktober 2008 
die Isländerinnen und Isländer die ersten, 
die ihre Finanzmarkt-getriebene Regierung 
davongejagt hatten. 


Vor dem Crash schien Island sein Wirt- 
schaftswunder zu erleben. Die Ökonomie 
boomte. Die Banken drängten die Men- 
schen, für privaten Konsum immer mehr 
Kredite aufzunehmen. 

Die »Unternehmerwikinger«, wie sie ge- 
nannt wurden und von denen einige Milli- 
arden Euro verdienten, und fast alle isländi- 
schen Politiker gaukelten der Bevölkerung 
vor, die Wirtschaft und das Bankenwesen 
seien gesund, niemand müsse sich Sorgen 
machen. Tatsächlich hatten die Banken eine 
astronomische Spekulationsblase erzeugt. 
Das Vermögen der drei größten Banken 
überstieg das Bruttoinlandsprodukt Islands 
um das elffache. Ökonomen sprechen da- 
von, daß der Zusammenbruch des Finanz- 
marktes, der dann erfolgte, historisch ein- 
malig gewesen sei. Innerhalb weniger Tage 
brachen 85 Prozent des Bankenwesens 
zusammen. 

Weniger Wunder also, daß die meisten 
Isländer völlig schockiert waren. Sie waren 
nicht darauf vorbereitet, plötzlich um ihre 


Existenz fürchten zu müssen. Da die meis- 
ten Kredite in Fremdwährung aufgenom- 
men worden waren und der Wert der islän- 
dischen Krone dramatisch sank, waren sehr 
viele nicht mehr in der Lage, ihre Schulden 
zurückzuzahlen. 


Wenige Tage nach dem Crash, am Samstag, 
dem 11. Oktober 2008, gab es die erste 
Protestkundgebung auf dem Platz vor dem 
Parlament. In der Folge wurde Samstag für 
Samstag demonstriert. Die Direktoren der 
Zentralbank und der Finanzaufsicht sollten 
zurücktreten, lautete eine der Forderungen, 
außerdem müsse das Parlament neu gewählt 
werden. Weil bis Ende November noch 
immer kein einziger Politiker zurückgetre- 
ten war, wurde schließlich der sofortige 
Rücktritt der Regierung verlangt. 

Die Protestbewegung umfaßte Menschen 
aus vielen sozialen Schichten. Sie war das 
Sprachrohr der Mehrheit der Bevölkerung. 
Es herrschte eine starke Aufbruchstim- 
mung. Es war klar, daß nach dem Zusam- 
menbruch etwas ganz Neues kommen mu B- 
te. Neue Bewegungen entstanden, in Kinos 
und Theatern wurden Diskussionsversamm- 
lungen durchgeführt. Viele sprachen sich 
dafür aus, eine neue demokratischere Ver- 
fassung zu erarbeiten. 


Die »Reykjavik 9« sind wegen eines Vor- 
falls am 8. Dezember 2008 angeklagt. Die 
Proteste hatten seinerzeit längst noch nicht 
ihren Höhepunkt erreicht. Aus einer De- 
monstration heraus drangen etwa 30 Men- 
schen in das Foyer des Parlaments ein. 
Zweien gelang es, auf die Besuchertribüne 
zu kommen. Es war eine spontane Aktion. 
Es ist unklar, warum gerade die neun vor 
Gericht gestellt wurden, aufgrund von 
Videoaufnahmen sind alle »Parlamentsbe- 
sucher« bekannt. 


Als das Parlament am 20. Januar 2009 zum 
ersten Mal nach der Weihnachtspause wie- 
der tagte, war die Geduld der Demonstran- 
ten am Ende. Über die Feiertage hatte sich 
reichlich Wut aufgestaut. Die Proteste 
wurden radikaler. Es war der Beginn der 
»Kochtopfrevolution«. Nach argentin i- 
schem Vorbild wurden Töpfe und Pfannen 
mitgebracht und darauf stundenlang ge- 
schlagen. Der große Weihnachtsbaum, den 
die Stadt Oslo jedes Jahr der Stadt Reykja- 
vik schenkt, wurde zu Kleinholz zerhackt, 
Lagerfeuer wurden entzündet. 

Praktisch an jedem Tag kamen große Men- 
schenmengen zusammen, die den Rücktritt 
der Regierung forderten. Am 26. Januar 
2009 mußte der konservative Ministerprä- 
sident Geir Haarde abtreten. Innerhalb 
weniger Tage wurde eine neue Minderheits- 
regierung der sozialdemokratischen Partei 
zusammen mit der »Linksgrünen Bewe- 
gung« gebildet. Bei den Neuwahlen im 
April erhielten die beiden linken Parteien 
zusammen die Mehrheit der Stimmen. 

Bei der Neuwahl erhielt eine aus der Pro- 
testbewegung heraus gegründete Partei 
zwar sieben Prozent der Stimmen. Sie zer- 
splitterte aber sehr schnell. Die Aufbruch- 
stimmung war bereits verflogen. 

Es hat ganz den Anschein, dass Sölveig 
Jönsdöttir und die acht anderen Angeklag- 
ten stellvertretend für alle Teilnehmer der 
Protestbewegung des Spätherbstes und 
Winters 2008/2009 abgeurteilt werden 
sollen. Dabei hat die politische Entwick- 
lung gezeigt, dass die Protestbewegung den 
Willen der Bevölkerung ausgedrückt hat- 
ganz im Gegensatz zu den Politikern im 
Parlament, um deren Schutz es angeblich 
bei dem Prozeß geht. 

Von Georg Brzoska 

http://www .jungewelt.de/2010/08- 
17/045.php 


Bundesweites Bündnis „Wir zahlen nicht für eure Krise“ 
AUFRUF ZU EINEM HERBST VON PROTEST UND WIDERSTAND: 


WEG MIT DEM SPARPAKET! 


Die Bundesregierung plant massive Kür- 
zungen: Sozialleistungen, Eltern geld, 
Renten, Gesundheitsversorgung, Finan- 
zierung der Kommunen: was in der Krise 
den Banken und Unternehmen an Geld 
bereitgestellt wurde, wird nun bei der 
Mehrheit der Bevölkerung eingesammelt. 
Wir rufen auf, 

den Plänen der Regierung einen Strich 
durch die Rechnung zu machen! 

Im Herbst soll das Paket verabschiedet 
werden: im September und November 
sind die entscheidenden Lesungen im 
Parlament. Sorgen wir für einen heißen 
Herbst! Das „Sparpaket“ ist eine 
Kampfansage an Lohnabhängige, Rent- 
nerinnen und Rentner und Erwerbslose — 
an die große Mehrheit derjenigen, die mit 
ihren Steuern den Sozialstaat finanzieren. 
Es will zurücknehmen, was soziale Be- 
wegungen — Gewerkschaften, Frauenbe- 
wegung, Erwerbsbsenbewegung und 
andere - erkämpft haben: die Beteiligung 
der Unternehmen und Reichen an den 
Kosten für Gesundheit, Kultur, Sozial- 
staat. 

Die Bundesregierung führt damit die 
Politik fort, die bereits in die Krise ge- 
führt hat: Sie erhöht den Druck auf die 
Beschäftigten, senkt die Löhne, kürzt die 
sowieso schon unter dem Notwendigsten 
liegenden Leistungen der ALG2- 
EmpfängerInnen, erschwert die Betreu- 
ung von Kindern, gefährdet die Gesund- 
heit Aller. Die Verarmung der Kommu - 
nen wird dazu führen, dass zentrale Les- 
tungen des Staates, Zugang zu Versor- 
gung, Kultur, Teilhabe an der Gesell- 
schaft nur noch Menschen zur Verfügung 
stehen, die über genügend Geld verfügen. 
Die Klima- und Energiepolitik hat sich 
erneut der Atom- und Autoindustrie ver- 
schrieben. Die Politik der Bundesregie- 
rung produziert körperliche und psychi- 
sche Belastungen für die Betroffenen, 
Ungerechtigkeit, Umweltzerstörung und 
Leid. Die Verarmung Vieler wird zu 
Gunsten der Besserverdienenden voran- 
getrieben. 


„Aber gespart werden muss doch“ — 
oder? 

Die Rede davon, dass aber „nun mal kein 
Geld da ist“, verschweigt, dass Besser- 
verdienende, Unternehmen, Konzerne 


und Banken in den letzten Jahren und 
Jahrzehnten immer weniger in die Staats- 
kassen einzahlen. ‚Wir‘ haben nicht über 
unsere Verhältnisse gelebt: die öffentli- 
chen Haushalte wurden systematisch von 
oben geleert. Deutlichstes Beispiel: Das 
milliardenschwere Rettungspaket für die 
Banken. 

Die „Krise des Euro“ hat nichts zu tun 
mit der angeblichen Maßlosigkeit der 
Menschen in Griechenland, Portugal oder 
Spanien. Banken, Versicherungsfonds 
und Super-Reiche haben sie mit ihren 
Spekulationen verursacht. Wir lassen uns 
nicht ausspielen gegen die Bevölkerun- 
gen anderer Länder — was im Namen der 
„Eingrenzung von Maßlosigkeit‘ dort 
durchgesetzt werden soll, blüht uns auch 
hier. 


Diese Regierung müssen wir uns spa- 
ren. Die schwarz-gelbe Regierung hat 
den Abbau der Staatsverschuldung auf 
dem Rücken der Bevölkerung zur ersten 
Priorität ihrer Politik gemacht. Sie zwingt 
andere Länder, diesem Kurs zu folgen 
und auf sozialen Ausgleich zu verzichten. 
Die ganze Gesellschaft - vor allem die 
unteren zwei Drittel — sollen in Haftung 
genommen werden. Gegen diesen ge- 
waltsamen Angriff müssen wir uns auch 
mit Mitteln des sozialen und zivilen Un- 
gehorsams zur Wehr setzen. 


Um diesen Angriff zu verhindern, 
müssen wir alle aktiv und laut werden. 
Wir setzen unsere Proteste vom 
28.3.2009 und 12.6. 2010 fort und rufen 
auf, sie zu verbreitern: bildet Bündnisse, 
geht auf die Straße, sprecht miteinander, 
übt Widerstand, lasst euch was einfallen. 
An unseren Stimmen kommen sie nicht 
vorbei. 

Der Europäische Gewerkschaftsbund 
mobilisiert zu einer Demonstration in 
Brüssel am 29.9.2010, in verschiedenen 
Ländern sind Generalstreiks geplant. Die 
europäischen sozialen Bewegungen betei- 
ligen sich an den Protesten. In Deutsch- 
land steht die erste Lesung des Gesetzes 
zur Sparpaketes ebenfalls im September 
an: Wir rufen dazu auf ‚den 29.9.2010 
als Auftakt für die Proteste im Herbst zu 
nutzen und Demonstrationen in verschie- 
denen Städten (aus dem Bündnis bislang: 


Berlin und Kassel), Banken-Aktionen 
(bundesweit ) und andere Formen von 
Protest und sozialem Ungehorsam zu 
organisieren. 

Wir unterstützen den Erwerbslosenakti- 
onstag am 10.10. in Oldenburg, die 
Bankenaktionen am 18.10. in Frank- 
furt/M. und die gewerkschaftlichen 
Aktionswochen ab dem 20.10. und 
Demonstrationen am 13.11. in ver- 
schiedenen Städten: Demonstrationen, 
Aktionen in den Betrieben, Arbeitsnie- 
derlegungen an vielen Orten sind not- 
wendig. 


Wir rufen für den Tag X, am Tag der 
Abstimmung über die Kürzungspläne, 
zu einer „Blockade des Sparpakets‘“ in 
Berlin auf. Seit Monaten belegen Um- 
fragen: Die Politik der Regierung ver- 
stößt gegen die Interessen der Mehrheit 
der Bevölkerung. Dem wollen wir Nach- 
druck verleihen. Die Sparpolitik der Re- 
gierung ist kein Schicksal, wir können sie 
verhindern. Wir sind viele. Wir sind laut. 
Wir halten den Fluss der Dinge auf. In 
der Woche vom 22.-26.11.2010 in Berlin. 
Direkt im Anschluss an die Verabschie- 
dung des Sparpaketes wollen wir Bilanz 
ziehen und das weitere Vorgehen planen. 
Daher wird das Bündnis am Wochenende 
nach den Protesten eine Aktionskonfe- 
renz in Berlin durchführen. 

Ein langer, aktionsreicher Herbst steht 
bevor. Um das Sparpaket zu verhindern, 
müssen alle Organisationen, Verbände, 
Gruppen, Parteien und Einzelne, die sich 
als Opposition zu dieser Politik verstehen 
aufstehen, aktiv und laut werden: 

? Weg mit dem Sparpaket und der 
Gesundheitsreform: Löhne hoch, Ren- 
tenalter senken, solidarische Grundsi- 
cherung für Alle. 

? Steuerreformen zurücknehmen -— 
Steuern hoch für Reiche, Unternehmen 
und Bankenprofite. 

? Gewinnen können wir nur gemein- 
sam — die Kämpfe in Europa sind un- 
sere Kämpfe: Solidarität mit den Ge- 
neralstreiks in Griechenland, Spanien 
und überall. 

http://www ..kapitalismuskrise.org/aktuelles/au 
fruf-widerstand-sparpaket-herbst2010/ 





Demonstration in Brüssel am 29.9.: http://www.dgb.de/themen/++co++1fa2764a-9313-11df-70b63-00188b4dc422 


Bankenaktionstag am 29.9.: http://www.attac.de/aktuell/sparpaket/bankenaktionstag/ 
Bundesweiter Protesttag in Oldenburg am 10.10.: http://www.krach-statt-kohldampf.de/sites/index.html 


Bankenaktionen am 18.10. in Frankfurt: http://www.georg-buechner.org/aufruf/ | 


WIE DIE LINKE 

IN EUROPA GEGEN DIE 
SPARPROGRAMME 
MOBIL MACHT 











"Wir zahlen nicht für Eure Krise" — unter 
dieser Losung waren Gewerkschaften, 
soziale Bewegungen und linke Parteien 
europaweit gegen die Abwälzung der Kri- 
senlasten angetreten. Inzwischen ist klar: 
Wir zahlen längst für deren Krise. Die 
Reichen sind reicher als vor der Krise - in 
Deutschland, in Europa und weltweit. Im 
Gegenzug wurden zur Rettung von Banken 
und den Vermögen der Reichen die Staats- 
kassen geplündert. Jetzt beginnt unter dem 


Namen "Sparpakete" eine neue Runde 
der Umverteilung von Unten nach Oben. 
In Europa koordiniert durch die Europäi- 
sche Union. Dagegen richten sich Proteste 
und Aktionen in zahlreichen Ländern der 
EU. 


Ohne Solidarität, verstanden als internatio- 
nale Vernetzung lokaler und nationaler 
Widerstände, die sich mit politischen Initia- 
tiven, Informationen und konkreten Solida- 
ritätsaktionen gegenseitig untesstützen, 

wird weder der Abwälzung der Krisenlasten 
begegnet noch ein progressiver Weg aus 
der Krise eröffnet werden können. 


In diesem isw-spezial geben wir einen 
Abriss über den Stand der Auseinanderset- 
zungen und der Diskussion in einigen Mit- 
gliedsländern der Europäischen Union. 
Zunächst setzen wir uns mit der Propagan- 
da des Unternehmerlagers auseinander, die 
Krise sei vorbei, nichts Grundsätzliches 
müsse geändert werden. Auch habe der 
Banken-"Stresstest" bewiesen, dass das 
Finanzsystem "robust" sei. Die herrschende 
Klasse will ihr neoliberales System noch 
zuspitzen. Die Aktionen der Mitgliedsge- 
werkschaften des Europäischen Gewerk- 


Michael Wolf 


schaftsbundes am 29. September und in den 
folgenden Wochen werden einen Auf- 
schluss darüber geben, ob und inwieweit sie 
den Herausforderungen der Krise gewach- 
sen sind. 


Inhalt 

Conrad Schuhler: Krise vorbei? Alles in 
Butter? Warum es schnell noch tiefer ab- 
wärts geht 

Leo Mayer: Europas Linke im Kampf gegen 
die Krisenprogramme der Herrschenden 
Griechenland: Die große Mehrheit im 
Kampf gegen EU- und IWF-Diktat 

Italien: Die kampfbereiten Gewerkschaften 
sollen ausgeschaltet werden 

Frankreich: Die Verschärfungen betreffen 
alle, dementsprechend groß ist der Wider- 
stand 

Spanien: Die Beziehung zwischen PSOE 
und Gewerkschaften haben sich grundle- 
gend verändert 

Portugal: Die Linke Opposition wird stär- 
ker 

Deutschland: Wie kommen die Gewerk - 
schaften aus eigener Kraft in die Offensive? 


http://www.isw-muenchen.de/ 





Die Hungerpeitsche 


Reform der Hartz-IV-Reform: 


(Auszüge) 

Im Grunde wird mit dem Gesetz, wie eine 
genauere Betrachtung der darin vorgesehe- 
nen Maßnahmen zeigt, die »Hungerpeit- 
sche« zur Arbeit stärker geschwungen als 
zuvor, indem die mit dem SGB II einge- 
schlagene politisch-administrative Strategie 
der » Verfolgungsbetreuung « durch wei- 
tergehende Anforderungen an die Mitwir- 
kungspflicht und entsprechende leistungs- 
rechtliche Verschärfungen in gesteigerter 
Weise fortgeschrieben wird. 


(...) Wenn der ehemalige Wirtschafts - und 
Arbeitsminister Wolfgang Clement von 
»Parasiten« spricht, so verdichten sichdarin 
Vorstellungen, die weit über den Rahmen 
der Mssbrauchsdebatte hinausweisen, 
insofern sie nicht konsequenzenlos an Carl 
Schmitts Freund-Feind- Metaphorik und an 
Alfred Rosenbergs Rassenideologie an- 
knüpfen. Ermöglicht wird nämlich dadurch, 
im schlimms ten Falle, die unter General- 
verdacht des Leistungsmissbrauchs gestell- 
ten Arbeitslosen zu biologisieren, womit 
man ihnen das Recht abspricht, wie Men- 
schen behandelt zu werden. Denn Ungezie- 
fer hat keine Rechte, weil auf dieses die 
Anwendung der für Menschen gemachten 


Rechte nicht möglich ist. Im minder 
schlimmen Falle werden die Arbeitsbsen 
»bloß« kriminalisiert, was es erlaubt, sich 
mit ihren berechtigten Ansprüchen auf 
sozialstaatliche Unterstützung nicht ernst- 
haft auseinandersetzen zu müssen. In jedem 
Falle erlaubt es, gegen diese angeblich das 
Gemeinwohl schädigenden innesstaatlichen 
Feinde mit aller Härte und »Null-Toleranz« 
(vgl. Hansen 1999) vorzugehen, und zwar 
völlig legitim, wie meist fälschlicherweise 
aufgrund des politisch und massenmedial 
hergestellten gesellschaftlichen Klimas der 
Diffamierung von Arbeitslosen als »Sozial- 
schmarotzer« oder »Parasit « unterstellt 
wird. 


(...) Die gesellschaftspolitischen Auswir- 
kungen dieser von Politik und Verwaltung 
auf der Grundlage der hoheitlich institutio- 
nalisierten Missbrauchsvermutung und der 
offenkundigen Gleichgültigkeit gegenüber 
Rechtsverstößen zu verantwortenden Er- 
niedrigung und Ausgrenzung der Arbeits- 
losen zeigen sich nicht nur in einer massi- 
ven Verletzung des Sozialstaatsgebots, die 
Würde des Menschen zu schützen, sondern 
auch in einer schleichenden Zersetzung der 
Demokratie. Denn solange die Grundwerte 


Verfolgungsbetreuung plus 


des Bürgerstatus für eine Kategorie von 
Menschen außer Kraft gesetzt werden, so 
dass diese nicht ein Leben frei von elemen- 
tarer Not und Furcht leben können, bewirkt 
dies eine Untergrabung der Demokratie, 
weil erst durch die Gewährung sozialer 
Grundrechte das Wahrnehmen auch der 
bürgerlichen und politischen Grundrechte 
materiell abgesichert wird (vgl. Marshall 
1982). Andernfalls » bleiben Verfassungs- 
rechte«, so der Altliberale Ralf Dahrendorf, 
von dem man wahrlich nicht sagen kann, er 
sei ein Systemkritiker, » ein leeres Verspre- 
chen, ja schlimmer, sie werden zum zyni- 
schen Vorwand, hinter dem sich die Tatsa- 
che des Schutzes vor Privilegien verbirgt« 
(Dahrendorf 1994: 66). 


http://www.linksnet.de/de/artikel/23373 


Michael Wolf- Prof. Dr. rer. pol., Sozialwis- 
senschaftler, Hochschullehrer für Sozialpoli- 
tik und Sozialplanung am Fachbereich Sozi- 
alwesen der Fachhochschule Koblenz; Ar- 
beitsschwerpunkte: Arbeits(markt)- und Sozi- 
alpolitik, Befreiungspädagogik (Paulo Frei- 
re), Diskrepanzphilosophie (Günther Anders), 
Figurationssoziologie (Norbert Elias), Trans- 
formationsforschung. 


Deutschland: Hartz IV: 500 Euro als Eckregelsatz! 


3,94 Euro pro Tag für Essen 
und Trinken! 

So „viel“ steht ab 1. Juli 2010 alleinste- 
henden Hartz-IV-BezieherInnen für Nah- 
rungsmittel und nicht-alkoholische Ge - 
tränke pro Tag zu. Dieser Betrag ent- 
spricht zu 100 Prozent dem, was die 
unteren 20 % der Ein-Personen- 
Haushalte der Einkommens- und 
Verbrauchsstichprobe (EVS) für Ernäh- 
rung ausgeben. Ihre Ausgaben sollen laut 
Regierung dem Bedarf entsprechen. 
Die EVS ist die Grundlage für die Fest- 
setzung der Regelsätze. Mehr als 3,94 
Euro pro Tag sind auf dieser Basis nicht 
möglich. 
Ein Durchschnittserwachsener im Alter 
von 18 bis 64 Jahren braucht rund 2.550 
kcal, wenn er sich ausreichend ernähren 
und bewegen will. Erhebungen des For- 
schungsinstituts für Kinderernährung in 
Dortmund ergaben, fortgeschrieben auf 
Juli 2010, dass ein Mensch 2,55 Euro pro 
1.000 kcal braucht, um sich gesund zu 
ernähren. - 
3,94 Euro reichen nur für 1.545 kcal pro 
Tag. Für 2.550 kcal braucht man dem- 
nach 6,50 Euro pro Tag. Pro Monat feh- 
len etwa 80 Euro. Dass Hartz IV die 


Ernährungsausgaben von armen Leuten 

mit „Bedarf“ gleichsetzt, ist unhaltbar. 
359 Euro bedeuten 
Mangelernährung 


0,49 Euro pro Tag für öffentliche Ver- 
kehrsmittel und 0,28 Euro pro Tag für 
Besuche von Cafes oder Gaststätten 
gesteht Hartz IV zu! Das schließt von der 
Teilnahme am gesellschaftlichen Leben 
aus. Hartz-IV-BezieherInnen sollen zu 
Hause bleiben. Sie müssen schon für ein 
Monatsticket im öffentlichen Nahverkehr 
30 bis 40 Euro drauflegen, und selbst in 
den wenigen Städten/Kreisen mit 'Sozial- 
tickets’ liegen die Preise teilweise erheb- 
lich über dem vom Regelsatz zugestan- 
denen Bedarfsposten. Bei „Verzehr außer 
Haus‘ werden nur die reinen Kosten für 
verzehrte Lebensmittel und Getränke 
anerkannt, die man zu Hause hätte. Zu 
Hause jemanden bewirten, ist ebenfalls 
nicht vorgesehen. 

359 Euro bedeuten Isolation 


Die z.B. von ver.di geforderten 435 € 
sind zu wenig, weil damit zwar die Teil- 
habe am Leben in der Gesellschaft deut- 


lich stärker berücksichtigt, die Mangeler- 
nährung aber akzeptiert wird. 
Andererseits: Wenn man aber die Aus- 
gaben unterer Verbrauchergruppen als 
Grundlage der „Bedarfsberechnung“ ak- 
zeptiert (wir tun es nicht), warum werden 
sie dann auf 359 € oder 435 € herunterge- 
rechnet, obwohl sie ohne Warmmiete 
rund 500 € betragen? Warum sollen 
Hartz-IV-BezieherInnen schlechter leben 
als untere Verbrauchergruppen? 

Die Bundesregierung gibt indirekt zu, 
dass man mindestens 500 Euro braucht, 
um einigermaßen über die Runden zu 
kommen. Denn sie federt bei ehemaligen 
Alg-I-BezieherInnen den Absturz in 
Hartz IV für ein Jahr mit einem Zuschlag 
von maximal 160 Euro monatlich ab. 


Hartz IV -— Bedrohung für 
Millionen Beschäftigte 

Den vielen, die in der jetzigen Krise ar- 
beitslos werden, droht sehr rasch Hartz 
IV und damit Mangelernährung und ge- 
sellschaftliche Isolation. Das lehnen wir 
ab. 

Deshalb: 500 Euro als Eckregelsatz! 


Gesetzlicher Mindestlohn: Mindestens 10 Euro brutto die Stunde, lohnsteuerfrei! 


Das Hartz-IV-Niveau zeigt, wie ärmlich 
das Lohnniveau von Millionen Lohnar- 
beiterInnen in Deutschland ist. 

Wenn Alleinstehende 7,50 Euro/Std. 
brutto verdienen, haben sie im Durch- 
schnitt noch Anspruch auf Hartz IV. Aber 
schon bei 7,50 Euro gesetzlichem Min- 
destlohn droht das Kapital, Hunderttau- 
sende arbeitslos zu machen. 

Erst mit zehn Euro brutto liegt man deut- 
lich über dem Hartz-IV-Niveau. Deshalb 
fordern wir einen gesetzlichen Mindest- 
lohn von zehn Euro brutto die Stunde. 
Der gesetzliche Mindestlohn muss als 
Existenzminimum lohnsteuerfrei sein! 


Zehn Euro gesetzlicher Mindestlohn 
erscheint hoch, ist aber äußerst beschei- 
den. Für Familien reicht es nicht. 

Ein Ehepaar mit zwei Kindern (5 und 9 
Jahre) und einem Allenverdiener hat Im 
Juli 2009 im Bundesdurchschnitt bis zu 
einem Nettoeinkommen von 1.924 Euro 
Anspruch auf ergänzendes Hartz IV 
(1.112 Euro Regelsätze, idyllische 502 
Euro Warmmiete - Stand 12/2007 - und 
310 Euro Freibetrag für Erwerbstätige). 


Nur mit steuerfinanziertem Kindergeld 
und einem Nettolohn ab 1.600 Euro bzw. 
12,30 Euro/Std. kommt man aus Hartz IV 
heraus, ... wenn die Warmmiete 502 
Euro ist. 


In der jetzigen Krise setzt das Kapital 
verstärkt auf Lohnsenkungen. Hartz IV 
steht dem im Weg. Denn hier wird der 
Kinderbedarf, d.h. der Bedarf des Nach- 
wuchses der Arbeitskräfte, wenigstens 
grundsätzlich anerkannt. Regelsatzsen- 
kungen stehen also auf der Agenda der 
Arbeitgeber. 

Erwerbstätige werden gegen Erwerbsbse 
aufgehetzt, weil das Armutsniveau von 
Hartz IV noch über dem Hungerlohnni- 
veau von Millionen liegt. Wer für Kür- 
zungen bei Hartz IV eintritt, kämpft nicht 
gegen Faulenzer, sondern für die Sen- 
kung von Löhnen und für die eigene 
Verarmung, wenn man nach einem Jahr 
Erwerbslosigkeit Hartz IV beantragen 
muss. Wer für einen Eckregelsatz von 
500 Euro kämpft, kämpft auch für Lohn- 
erhöhungen! 


Haste ma ne Milliarde? 

Wir hören sie jammern. 

Es jammern alle, die milliardenschwere 
Gewinnsteuersenkungen und die Ab- 
schaffung der Vermögenssteuer für nichts 
Besseres verwendet haben als für Aus- 
schüttungen an Aktionäre, Rückkäufe 
ihrer eigenen Aktien, Firmenübernahmen 
und Finanzwetten, Gewinnentnahmen aus 
ihren Firmen, Monatsgehälter ab 100.000 
Euro, Monatspensionen ab 50.000 Euro 
und den entsprechenden Luxuskonsum. 
Jetzt wollen diese Leute die Folgen ihres 
Profitsystems auf die ganze Gesellschaft 
abwälzen! Dagegen kämpfen wir und 
stellen uns ihnen mit unseren Forderun- 
gen entgegen! 

I http://www.500-euro- 
eckregelsatz.de/mat/foerdern-durch- 
mangelernaehrung a5.pdf 


Liste der Unterzeichner bis jetzt: 
http://www.500-euro- 
eckregelsatz.de/mat/plattform 2010-09-05.pdf 
Unterstützen auch Sie diese Bündnis- 
plattform! 


Folgende Attac-Gruppen in Deutschland unterstützen bisher diesen Aufruf: 
Attac AG ArbeitFairTeilen , Attac Ortsgruppen: Aschaffenburg-Miltenberg, Bonn, Braunschweig, Dresden, Göttingen, 


Hannover, Leipzig, Lörrach, Rosenheim, Rüsselsheim, Solingen, Wiesbaden, AG genug für alle Gießen 


7. September in Frankreich: 
Streiks und Demonstrationen gegen die „Rentenreform“ 


„Kommt ein Opi mit weißen Haaren und Rauschebart ins Al- 
tersheim, und trifft dort auf einen zweiten Opi mit weißen Haa- 
ren und Rauschebart. Fragt der erste: „Na, bist Du neu hier im 
Heim?“ Antwortet der zweite: „Ja, ich wurde soeben als Pfle- 
gehelfer eingestellt“. So wurde die Situation in Frankreich 
nach der Renten, reform“ auf einem Plakat bei der Demonstra- 
tion an diesem Dienstag (07. September) in Paris bildlich dar- 


Aktion von Attac Frankreich: 
„Das Glücksrad der Privilegien“, 
Video unter http://www .france.attac.ors/spip.php?articlel159 
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gestellt.“ (Bericht von Bernard Schmid über die Streiks und 
Demonstrationen und die geplanten weiteren Protestaktionen: 


http://www .labournet.de/internationales/fr/aktionstag7 10.html) 


Die Proteststreiks und Demonstrationen wurden von einem 
breiten Bündnis organisiert, zu dem die 8 größten Gewerk- 
schaften und eine Vielfalt von weiteren Organis ationen gehören 


(u.a. Attac Frankreich). 


Die Kritik an dieser „Reform“ haben wir in „Sand im Getrie- 


be“ Nr. 82 und 83 veröffentlicht. 


Gefordert werden u.a. das Beibehalten der vollen Rente mit 60 
Jahren und die Fortführung eines umlagefinanzierten Renten- 


systems. 


Videos über die Demonstration am 7. September in Paris 
http://blog.exigences-citoyennes -retraites.net/?p=264, 


http://vimeo.com/14860955 


Die zwei nächsten Aktionstage: 15.September und vor allem 
23. September (Streiks und Demonstrationen landesweit, 
S. die gemeinsame Erklärung von Gewerkschaften, 


www.cst.fr/spip.php?article37728) 





Rede von Jean-Marie Harribey zu den Renten 


auf der Sommeruniversität von Attac France, 24.8.2010: 


Mehrere Analysen: 


http://blog.exigences-citoyennes -retraites.net/?p=257 


http://www.monde-diplomatique.fr/carnet/2010-09-08-retraites 


“Montags an der Sonne”: 


Jeden Montag im September finden an vielen Orten in Frank- 
reich Aktionen statt, die von den lokalen Bündnissen organi- 

siert werden. « TOUS ENSEMBLE» - „alle zusammen“, um 
den Ton gegen die „Reform“ zu erhöhen. 


Übersicht und viel 


mehr: http://www.exigences-citoyennes-Tetraites.net/ 


In Frankreich fanden am 4 September Demonstrationen in 140 Städten 
gegen Fremdenfeindlichkeit statt 


Aufruf an die Bürger und Bürgerinnen 


Gegen Fremdenfeindlichkeit und eine Politik der Anprangerung: Freiheit, Gleichheit, Brüderlichkeit! 


Die höchsten Stellen des französischen 
Staates haben entschieden, ganze Bevöl- 
kerungsgruppen der öffentlichen Anpran- 
gerung preis zu geben: Roma und Fah- 
rende sowie Fremde sind a priori Unru- 
hestifter, Franzosen mit ausländischen 
Wurzeln sind vom Verfall ihrer Staats- 
bürgerschaft bedroht, Eltern von straffäl- 
ligen Kindern werden stigmatisiert etc. 
Damit bestätigt der Präsident der Repu- 
blik auch alte Lügen über die „kostspieli- 
gen Immigration“, die der Delinquenz 
nahe stehe und öffnet damit der Stigmati- 
sation von Millionen von Leuten auf- 
grund ihrer Herkunft oder ihrer sozialen 
Situation Tür und Tor. 

Was momentan bei diesem Vorhaben 
abläuft, ist nicht eine legitime, demokra- 
tische Debatte über die Art und Weise, 


wie die nationale Sicherheit gewährleistet 
werden kann. Der nötige Respekt der 
öffentlichen Ordnung darf weder dazu 
gebraucht werden, Unterschiede zwi- 
schen den Einwohnern dieses Landes zu 
schaffen und Sündenböcke zu bezeich- 
nen, noch um automatische Gefängnis- 
strafen einzuführen, welche die Grund- 
sätze des Strafrechts, der Strafbemessung 
und die Unabhängigkeit der Justiz mis s- 
achten. 

Die Verfassung von Frankreich, die lai- 
zistische Republik, demokratisch und 
sozial, garantiert „die Gleichheit alles 
Bürger vor dem Recht ungeachtet ihrer 
Herkunft, Rasse oder Religion“. 
Niemand, auch nicht die gewählte Füh- 
rung der Nation, niemand, hat das Recht, 
die Verfassung und die fundamentalen 


Grundsätze der Republik mit Füssen zu 
treten. 

Unser Gewissen gebietet uns, nicht zu 
schweigen und nicht hinzunehmen, dass 
der gesellschaftliche Friede aufs Spiel 
gesetzt wird. 


Demonstration am Samstag, 4. Septem- 
ber 2010 um 14.00 Uhr auf der Place de 
la Republique in Paris und in ganz Frank- 
reich, um den 140. Geburtstag der Repu- 
blik zu feiern, die wir mehr denn je wol- 
len: frei, gleich und brüderlich. 


http://nonalapolitiguedupilori.org/ 


Übersetzung: Edith Siegenthaler, coor- 
ditrad 


Attac Schweiz 


2X NEIN ZU AUSSCHAFFUNGSINITIATIVE 
UND GEGENVORSCHLAG 


Die Ausschaffungsinitiative war 2007 der Wahlkampfschwerpunkt der SVP. Schweizweit wurde die Schweizer Fahne mit dem 
Schwarzen Schaf plakatiert. Dass ihre Initiative nur völkerrechtswidrig vollständig umgesetzt werden könnte, war der Partei egal. 
Behörden und die Mehrheit der Regierungsparteien präsentieren nun einen "Gegenvorschlag", der vorgibt, das Völkerrecht formal 
zu wahren. Die Zielsetzung der Ausschaffung "krimineller Ausländer" wurde jedoch unverändert übernommen, neue Delikte wur- 
den als Ausschaffungsgrund hinzugefügt und im Bereich der Willkür ist der Gegenvorschlag sogar schlimmer als die ur- 
sprüngliche Initiative. "Das Zünglein an der Waage spielte schließlich eine Mehrheit in der SP, welche die Kröte schluckte und 
dem in ihren Augen weniger gravierenden Gegenvorschlag zustimmte." (Tagesanzeiger online am 2.6.2010). 

Wir werden darauf zurückkommen. Vorerst übernehmen wir die ablehnende Stellungnahme von Solidarite sans frontieres.* 


I Kein Sonderrecht für Ausländer. 

Die Diskriminierung von AusländerInnen 
darf nicht in die Verfassung geschrieben 
werden. Das Strafrecht muss für alle 
gleich sein. Ein Verbrechen ist ja nicht 
schlimmer oder weniger schlimm, wenn 
es von einer/m AusländerlIn oder einer/m 
SchweizerIn begangen wird! Wir wollen 
keine Apartheid-Justiz. 


II Hier geboren - hier geblieben! 

Viele der allenfalls auszuchaffenden 
MigrantInnen leben und arbeiten seit 
Jahren in der Schweiz oder sind gar hier 
geboren: Sie sind sogenannte Secon- 
dos/Secondas. Dass sie keinen roten Pass 
haben, macht sie weder zu besseren noch 
zu schlechteren Menschen als die 
SchweizerInnen. Wir meinen: Wer hier 
geboren und aufgewachsen ist, gehört zu 
unserer Gesellschaft und wir können die 
Probleme mit ihm genauso wenig aus- 
schaffen wie wir Probleme mit Schweize- 
ıInnen einfach ausschaffen können. 


STOP Ä L’EUROPE FORTERESSE 
ETÄ SON IMMIGRATION CHOISIE! 


MGRANTS Au SEVL PROFIT DU CAPITAL 
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(Redaktion von attactuell) 


III «Sippenhaft» für Familienangehö- 
rige wäre ein Rückschritt ins Mittelal- 
ter 

Noch 2007 bei der Bekämpfung der Aus- 
schaffungsinitiative äußerten sich Mitte- 
Politiker wie der CVP Fraktionspräsident 
Urs Schwaller klar gegen die Ausschaf- 
fungsinitiative. Die Ausschaffung straf- 
fällig gewordener Einzelpersonen betref- 
fe indirekt auch deren Familien und sei 
darum eine unstatthafte «Sippenhaft». 
Heute wird dieses Argument nicht mehr 
genannt, weil es auch gegen den von der 
CVP unterstützten Gegenvorschlag 
spricht. Zwar ist weder in der Initiative 
noch im Gegenvorschlag eine solche 
«Sippenhaft» genannt. Weil aber Kinder 
und Ehefrauen oft keine eigenständige 
Aufenthaltsbewilligung haben, müssten 
sie die Schweiz zusammen mit einem 
ausgewiesenen Ehemann verlassen. Und 
wenn straffällige Jugendliche ausgewie- 
sen werden sollten, dann könnten die 
Eltern ihre Erziehungsfunktion nur wahr- 


nehmen, wenn sie die Schweiz zusam- 
men mit dem verurteilten Kind verlassen. 


FAZIT: Wir sagen 2xNEIN 


MEHR INFORMATIONEN 
http://www.ausschaffungsinitiative- 
2xnein.ch/ 

und auf www.facebook.com/2xnein 


*Solidarite sans frontieres (Sosf) setzt 
sich für die sozialen und politischen 
Rechte von MigrantInnen und asylsu- 
chenden Flüchtlingen ein. Sosf streitet für 
eine offene und solidarische Schweiz und 
kämpft dabei insbesondere gegen rechtli- 
che Bestimmungen und administrative 
Praktiken, welche Flüchtlinge und 
MigrantInnen diskriminieren und aus- 
grenzen. Sosf engagiert sich gegen jede 
Form von Rassismus und Fremdenfeind- 
lichkeit. 


http://www. suisse.attac.org/2-X-NEIN-ZU 


8. bundesweite Konferenz ‚Jugendliche Ohne Grenzen“-, 
15.11.-21.11. in Hamburg. 
Geduldete Jugendliche sagen zur Innenministerkonferenz in 









Hamburg: „Wir sind gekommen, um zu bleiben - und gehen 


nicht mehr weg!“ / 






Übersicht aller Informationen: 


http://jogspace.net/konferenzen.de/articles/jog.konferenz -in- 


hamburg2010.html 


Berliner Compagnie 


DIE WEISSEN KOMMEN 
Ein Theaterstück über Afrika. Über uns 


Sie sind herzlich eingeladen. 


Montag 20. 9. 19:30 Uhr, 


Dienstag 21. 9. 19:30 Uhr 


Dienstag 28. 9. 19:30 Uhr, Mittwoch 29. 9. 19:30 Uhr 


Werkraum im Fabrikgebäude, Berlin-Kreuzberg, Mus- 
kauer Straße 20A 
Kartenvorbestellungen: Telefon - 61280493 oder In- 


fo@berlinercompagnie.de 





Deutschland muss mehr gegen Rassismus unternehmen: 


Bericht des UN-Sonderberichterstatters zu Rassismus in Genf vorgestellt 


22.07.2010 

In Deutschland wird nach Ansicht der 
Vereinten Nationen nicht genug gegen 
Diskriminierung durch Rassismus getan. 
Das geht aus einem Bericht des UN- 
Sonderberichterstatters zu Rassismus, 
Githu Muigai, hervor, der Mitte Juni in 
Genfdem UN-Menschenrechtsrat vorge- 
stellt wurde. 


Der kenianische Jura-Professor hatte 
Mitte 2009 mehrere Städte in Deutsch- 
land besucht, um für den Bericht zu 
recherchieren. Imeinzelnen waren das 
Berlin, Köln, Karlsruhe, Heidelberg, 
Nürnberg, Leipzig, Crostwitz bei Baut- 
zen, Rostock und Hamburg. 


Muigai, der das Amt des Berichterstat- 
ters 2008 übernommen hatte, empfiehlt 
den deutschen Behörden mehr Eigenini- 
tiative bei der Aufdeckung rassistischer 
Diskriminierung etwa bei der Arbeits- 
oder Wohnungssuche. Gleichfalls sollte 
entsprechend dem Bericht das Verbot 
rassistischer Diskriminierung ins Straf- 
recht aufgenommen werden. Der Beauf- 
tragte der Bundesregierung für Men- 
schenrechtspolitik und humanitäre Hilfe, 
Markus Löning, begrüßte den Bericht 
grundsätzlich. Er verwies wie Muigai 
darauf, dass in Deutschland Rassismus 
häufig mit Rechtsextremismus gleichge- 
setzt werde. Auch unter Linksextremen 
und in der politischen Mitte gebe es 
Rassisten. 


Ähnlich argumentierte das Deutsche 
Institut für Menschenrechte. „Das Insti- 
tut unterstreicht besonders die Empfeh- 
lung des UN-Sonderberichterstatters, 
dass Bund, Länder und Kommunen ih- 
rem Handeln ein erweitertes Verständnis 
von Rassismus zugrunde legen sollen“, 
so Beate Rudolf, Direktorin des Deut- 
schen Instituts für Menschenrechte. 
Gleiches gelte für Institutionen wie die 
Polizei und Gerichte. Rudolf wies darauf 
hin, dass Rassismus in Deutschland oft 
mit rechtsextremer Ideologie und Gewalt 
gleichgesetzt und dadurch zu eng ver- 
standen werde. 


http://www.gelbehand.de/beitrag. aWO9 
NzMxMw _.html 


Sloterdeyk, Sarrazin etc > Antimuslimischer Rassismus ist zur 
Gefahr für das gesellschaftliche Miteinander in ganz Europa geworden 


Klassenrassismus 





Ob Bildungspolitik, Kriminalität, soziale Stadtentwicklung oder internationaler Terrorismus: bei all diesen Themen 
dauert es nicht lange, bis über die Muslime und den Islam diskutiert wird. Nicht erst seit Thilo Sarrazin verbreiten 
Politik und Medien Bilder einer vermeintlich rückständigen und gewaltbereiten Religion. 

Seit Jahren dient das Feindbild Islam als Rechtfertigung für Krieg und Besatzung in Afghanistan, Irak und an- 


derswo. 


Und immer wieder muss der Islam als Erklärung für Jugendgruppengewalt, Frauenunterdrückung, Homophobie und 
vieles mehr herhalten. Antimuslimischer Rassismus ist zur Gefahr für das gesellschaftliche Miteinander in ganz Euro- 
pa geworden. In der Schweiz stimmte per Volksentscheid die Mehrheit für ein Minarettverbot, in Frankreich und Bel- 

gien wurde ein „Burka-Verbot“ beschlossen, in Deutschland wird über beides diskutiert. Neonazis und so genannte 
Pro-Bewegungen wie „Pro Deutschland“ greifen die Debatten dankbar auf. Trauriger Höhepunkt dieser Entwicklung 

war der Mord eines NPD-Sympathisanten an der Ägypterin Marwa EI-Sherbini in einem Dresdener Gerichtssaal im 

Juli vergangenen Jahres. 


Mohssen Massarrat 


Sarrazin und seine Kronzeugen 


Die Kommentare zu Sarrazins Buch 
„Deutschland schafft sich ab“ sind inzwi- 
schen unüberschaubar, seine zentrale Bot- 
schaft hat jedoch Frank Schirrmacher, 
FAZ-Chefredakteur und aufgeklärter Kon- 
servativer, am präzisesten auf den Punkt 
gebracht: Die moslemischen Einwanderer 
seien weniger intelligent, hätten für 
Deutschland keinen ökonomischen Nutzen 
und machten Deutschland wegen ihrer 
höheren Geburtenrate dümmer. Sarrazin 
entlehnt, nach Schirrmacher, diese Schluss- 
folgerungen Darwins Zuchttheorie, wonach 
„niemand so töricht [sei], seine schlechtes- 
ten Tiere zur Zucht zuzulassen“ und es 
„überraschend [sei], wie schnell eine un- 
recht geleitete Sorgfalt zur Entartung einer 
domestizierten Rasse führt.“ 

Sarrazin unterschlägt nach Schirrmacher 
Darwins Irrtum, der die Selektion durch 
„Nützlichkeit“, somit durch Rückübertra- 
gung herrschender ökonomischer Theorie 
in den Naturpiwzess begründete, um sein 
Vorurteil über die „Unterschichten“ und 
moslemische Einwanderer ak naturgesetz- 
lich hinzustellen: „Du sagst, die Erde ist 
rund und 90 % stimmen Dir bei und trotz- 
dem bist Du ein Arschloch“ (Sarrazin bei 
der Pressekonferenz am 31. August). 


Vermutlich hat Schirrmacher Recht, wenn 
er Sarrazin der Irreführung der Öffentlich- 
keit beschuldigt, weil er eigentlich „Entar- 
tung“ der Deutschen meint, dies jedoch, um 
die Parallele zu Nazi-Gedankengut zu ver- 
meiden, unter dem Begriff „Verdummung“ 
versteckt. Sarrazin argumentiert ohne Zwei- 
fel biologistisch und ist ein „intelligenter“ 
Rassist. Durch die Reduktion menschlicher 
Fähigkeit auf die Gene und die Ausblen- 
dung der Umwelt bedient er sich der wis- 
senschaftsfeindlichen Methode der Selekti- 
on, mit der alles bewiesen und auch wider- 
legt werden kann. Dazu gehört auch Sarra- 
zins selektiv ermittelter „Beweis“, dass 
moslemische Einwanderer dümmer als 


andere Einwanderergruppen seien. Dadurch 
reiht er sich im Grunde in den globalen 
Kampf der Kulturen ein, der - von Hunting- 
ton entfacht und von evangelikalen Funda- 
mentalisten in den USA weitergeführt - 
gegenwärtig sämtliche rechtspopulistischen 
Strömungen in Europa, z. B. in der Schweiz 
die Volksabstimmung für Minarett-Verbot, 
in Holland Geert Wilders antiislamische 
Partei PVV und in Deutschland u. a. „Poli- 
tically Incorrect“ und viele lokale Initiati- 
ven gegen Moschee-Bauten umfasst. Kein 
Wunder, dass in Deutschland Islamophobe , 
wie Henryk M. Broder mit seinem Bestsel- 
ler „Hurra wir kapitulieren“, zu den eifrigs- 
ten Unterstützern Sarrazins gehören. 


Dabei darf nicht übersehen werden, dass die 
große Zustimmung zu Sarrazin nicht allein 
sein „Verdienst“ ist. 

Der Boden für die Früchte, die er nun em- 
tet, wurde jahrelang durch überassimilierte 
und Möchtegern -Aufklärer wie Seyran 
Atesh, Necla Kelek und weniger bekannte 
Einwanderer mit islamischem Hintergrund 
beackert. Mit derselben selektiven Methode 
wie Sarrazin diffamieren sie die Opfer einer 
unsozialen Einwanderungspolitik zu Men- 
schen, die angeblich von ihrer Natur her 
integrationsunwillig seien. Landauf, landab 
verbreiteten sie in voll gefüllten Hörsälen 
deutscher Bildungseinrichtungen die Angst 
vor Kopftuch tragenden und Ehrenmord 
begehenden Moslems. Mit derselben M a- 
sche wie Sarrazin, „sie wollten ja nur die 
Deutschen auf unbequeme Wahrheiten 
aufmerksam machen“, stigmatisierten sie 
verunsicherte Moslems- Türken, Araber 
etc. — als Integrationsverweigerer, die sich 
in Parallelgesellschaften abschotteten. In 
Wirklichkeit und um in der ihnen fremden 
Welt überleben zu können, hatten die Mig- 
ranten der 1. Generation (wir nannten sie 
damals Gastarbeiter) gar keine andere 
Wahl, als sich einen Schutzraum - eine Art 
Ersatzheimat - zu schaffen. Zu allererst 


hatte es die Mehrheitsgesellschaft versäumt, 
rechtzeitig die Hindernisse auf dem Weg zu 
einer Integration zu ebnen. Auf das von 
Atesh und Kelek verbreitete Stigma „Integ- 
rationsverweigerer“ setzte Sarrazin schon 
im letzten Jahr noch eins drauf und erklärte 
Türken und Araber als Menschen, die 
Kopftuch tragende Mädchen produzierten, 
im übrigen aber als Obstverkäufer unpro- 
duktiv seien und der Gesellschaft keinen 
Nutzen brächten. Mit der selben Scheinhei- 
ligkeit wie Sarrazin schmückten Atesh und 
Kelek ihre Bücher mit angeblich konstruk- 
tiven Vorschlägen zu einer besseren Integ- 
ration der Muslime, vertieften in Wirklich- 
keit aber den Graben zwischen den Min- 
derheiten und der Mehrheitsgesellschaft, 
indem sie antiislamische Ressentiments 
schürten und auch weiterhin schüren. 


Kein Wunder, dass Sarrazin Atesh und 
Kelek in seinem Buch sehr ausführlich 
zitiert. Kein Wunder auch, dass er Necla 
Kelek als Kronzeugin für die Richtigkeit 
seiner Thesen benutzt und sie als Laudato- 
rin seines Buches auserkoren hat. Atesh und 
Kelek haben sich jahrelang als Kronzeugen 
der moslemischen Minderheit bestens ver- 
marktet, indem sie der Mehrheitsgesell- 
schaft aus dem Bauch redeten. Statt Aufklä- 
rung und wachsendem Bewusstsein für ein 
kooperatives Verhalten und ein friedliches 
Zusammenleben bestärkten sie die auslän- 
derfeindlichen und antiislamischen Vorur- 
teile der Mehrheitsgesellschaft. Statt soziale 
und kulturelle Brücken zu bauen, haben sie 
die Integrationsbereitschaft auf beiden 
Seiten blockiert. Vielleicht hat Sarrazin mit 
seinem rassistischen Werk den Verantwort- 
lichen deutscher Bildungseinrichtungen die 
Augen geöffnet, damit sie nicht länger so 
leichtfertig diese Sorte von Kronzeugen 
moslemischer Einwanderer auf die leider 
noch immer für rassistisches Gedankengut 
empfänglichen Menschen loslassen. 
Osnabrück, 03. September 2010 


In diesen Zeiten mannigfaltiger Versuche in ganz Europa, zur Überdeckung der sozialen Polarisierung Fremdenfeind- 
lichkeit, Rassismus anzuzetteln und zu fördern, möchten wir einige Grundsätze von Attac zitieren (SiG-Redaktion): 
„Die Globalisierung der Finanzwelt verstärkt die soziale Ungleichheit und verschärft die ökonomische 

Unsicherheit. (...) Diese Umwandlung der Welt wird wie ein Naturgesetz dargestellt, den Bürger und Volks- 

vertretern wird das Recht abgesprochen, über ihr eigenes Schicksal zu bestimmen. Die herablassende Arro- 
ganz, mit der dies geschieht und das Gefühl der Machtlosigkeit, welches so entsteht, führen den antide- 

mokratischen Parteien neue Stimmen zu. 

Es ist höchste Zeit diesen Prozess zu stoppen, neue Kontroll- und Regulationsinstrumente zu schaffen, auf 
nationaler, europäischer und internationaler Ebene. Die Erfahrung lehrt uns, dass die Regierungen dies 
nicht ohne äußeren Anstoß tun werden. Nur das entschiedene Engagement der Bürger kann der doppelten 
Bedrohung der sozialen Implosion und der politischen Hoffnungslosigkeit entgegenwirken. “ 


Aus der Charta von ATTAC International, Dezember 1998. 


Wolfgang Rohde, IG-Metall Vorstandsmitglied 


Rote Karte für die muslimfeindlichen Thesen Thilo Sarrazins 
Bessere Schulen statt populistischer Scharfmacherei 


31.08.2010 Einen Platzverweis für Sarrazin fordert IG Metall-Vorstandsmitglied Wolfgang 
Rhode. Die Zahlengrundlagen seiner antimuslimischen Thesen sind fragwürdig, die wirklichen 
Hintergründe werden nicht genannt und die starke Betonung genetischer Grundlagen ist rassis- 
tisch, menschenverletzend und politisch inakzeptabel. Die IG Metall wird allen Versuchen, Be- 

schäftigte in gute Deutsche und faule Ausländer zu spalten, entschieden entgegentreten. 


"Deutschland schafft sich ab", warnt 
Bundesbankvorstandsmitglied Thilo 
Sarrazin in seinem neuen Buch. Provoka- 
tiv behauptet der frühere Berliner Fi- 
nanzsenator, die minderbemittelten und 
integrationsunwilligen Muslime würden 
durch ihre höhere Fortpflanzungsrate die 
intelligenten, aber lendenschwachen 
Deutschen verdrängen und fordert einen 
Schutz des Genpools der deutschen Ge- 
sellschaft. Was ist dran an den antimu s- 
limischen Äußerungen? Darüber spra- 
chen wir mit dem geschäftsführenden 
Vorstandsmitglied der IG Metall Wolf- 
gang Rhode: 


Was ist dran an Sarrazins Thesen? 
Menschen mit Migrationshintergrund 
haben einen deutlich schlechteren Zu- 
gang zum Arbeitsmarkt, doch dafür gibt 
es völlig andere Gründe, die Sarrazin 
nicht nennt. Zum einen werden im Aus- 
land erzielte Schul- und Berufsabschlüs- 
se in Deutschland nur begrenzt anerkannt 
und zum anderen haben bei gleicher 
Qualifikation Zuwanderer mit arabisch 
oder türkisch klingenden Namen oft 
schlechtere Chancen einen Job zu be- 
kommen. 


Wie sieht es mit der Bildungsferne der 
Migranten aus? 

Bei Abitur, Fachhochschulreife und 
Universitätsabschlüssen gibt es kaum 
einen Unterschied zwischen deutsch- 
stämmigen Bürgern und Zuwanderern. 
Problematisch ist die Situation in den 
Schulen. Über zehn Prozent der Zuwan- 
dererkinder verlassen die Schule ohne 
einen Abschluss, bei den türkisch- 
stämmigen Schülern ist es sogar jeder 
Fünfte. Hier müssen wir ansetzen, mit 
besseren Schulen, Sprachförderung und 
Integrationsangeboten statt mit populisti- 
scher Scharfmacherei. 


Wie erklärst Du Dir die große öffentli- 
che Aufmerksamkeit, die Sarrazin 
findet? 

Auf der einen Seite ist das ein Medien- 
hype. Medien greifen gerne Skandalge- 


schichten auf und Sarrazin bedient dieses 
Interesse. 

Auf der anderen Seite gibt es in der Be- 
völkerung tief sitzende Ressentiments 
gegenüber Migranten. Diese müssen wir 
ernst nehmen und durch Aufklärung und 
klare öffentliche Stellungnahmen bear- 
beiten. 

In der IG Metall haben wir über eine 
viertel Million Mitglieder mit Migrati- 
onshintergrund. Viele haben sich hoch- 
gearbeitet und den Traum vom besseren 
Leben erfüllt - als Kollegen, Vertrauens- 
leute und Betriebsräte sind sie anerkannt 
und respektiert. Gemeinsam werden wir 
uns gegen alle Spaltungsversuche weh- 
ren. Das ist für uns nicht neu. Die Kam- 
pagne "Mach meinen Kumpel nicht an" 
mit dem Button in Form einer gelben 
Hand unterstützt die IG Metall seit 20 
Jahren. 


Was ist denn das Gefährliche an Sar- 
razins Behauptungen? 

Sarrazin behandelt gesellschaftliche 
Probleme als naturwissenschaftliche 
biologische Themen und fällt damit 
hinter die Aufklärung zurück. Intelligenz 
ist für ihn im Wesentlichen vererbt, er 
spricht von einem 50 bis 80-prozentigen 
genetischen Anteil. Diese Annahmen 
sind wissenschaftlich nicht belegt. In 
seinen Formulierungen von einem jüdi- 
schen Genpool schließt er an die Rassen- 
theorien der Nationalsozialisten an. Sol- 
che Ansätze sind rassistisch, menschen- 
verletzend und politisch inakzeptabel. Er 
bereitet Rechtsradikalen den Boden. 


Welche Konsequenzen sollten gezogen 
werden? 

Es ist ja nicht Sarrazins erste Entgle i- 
sung. Als Finanzsenator empfahl er 
Hartz-IV-Beziehern noch Pullover statt 
Heizkostenzuschüsse und vergangenes 
Jahr schwadronierte er von "türkischen 
Kopftuchmädchen". 

Sarrazin ist als Vorstandsmitglied der 
Bundesbank eine Person des öffentlichen 
Lebens. Daneben hat er noch ein Partei- 
buch der SPD. Dass der Parteivorstand 
der sozialdemokratischen Partei seinen 


Ausschluss anstrebt kann ich nur begrü- 
ßen. Auch die Bundesbank sollte darüber 
nachdenken, ob dies mit dem öffentli- 
chen Ansehen der Institution vereinbar 
ist. Beim letzten Mal gab es nur die gel- 
be Karte. Wären wir im Fußball, wäre 
jetzt der Platzverweis fällig. 


Und: Das Buch im Laden liegen lassen! 
Diese inakzeptablen Positionen sind 
ohnehin öffentlich breitgetreten, und der 
Rest ist wirr und stinkend langweilig. 


http://www.igmetall.de/cps/rde/xchg/SID- 
OA456501- 


E45C2E8E/internet/style.xsl/view _5389.htm 


"Mach meinen Kumpel nicht an!” 
e.V. 
„Mach meinen Kumpel nicht an!“ 
e.V. engagiert sich schon seit über 
zwanzig Jahren gegen Rassismus und 
tritt für die Gleichberechtigung 
von Migranten und Migrantinnen in 
der Arbeitswelt ein. 
Unser Schwerpunkt liegt in der auf- 
klärenden und präventiven Tätigkeit. 
Wir fördern das soziale Engagement 
ür Migrantinnen und Migranten, 
entwickeln Aktivitäten gegen Rassis- 
mus und Fremdenfeindlichkeit in der 
Arbeitswelt und unterstützen Aktionen 
gegen Rechts im Jugend- und Schul- 
bereich. Mit der Gelben Hand zeigen 
wir: „Wir sind gegen Rassismus und 
Ausländerfeindlichkeit!“ 
Unsere Ursprünge liegen in der Akti- 
on „SOS racisme“, die in den 1980er- 
Jahren in Frankreich entstand. Unter 
dem Logo der Gelben Hand wurde 
1985 von der Redaktion des Gewerk- 
schaftsmagazins „ran“ und der Ge- 
werkschaftsjugend schließlich der 
Verein gegen Ausländerfeindlichkeit 
und Rassismus, „Mach meinen Kum- 
pelnicht an!“ gegründet. 





http://www.gelbehand.de/ 


Martin Khor 


Endlich: Wasser als Menschenrecht 


Die UNO hat den Zugang zu sauberem Wasser zu einem Menschenrecht erklärt. Das ist auch ein Sieg der 
globalisierung skritischen Bewegung. Martin Khor, Vorsitzender des “South Centre “s (siehe seine Beiträge 
in SiG 60,74,79 ), hat kurz vor dieser bahnbrechenden Resolution Informationen zur globalen Wasserfrage 


Die Wasserfrage berührt das tägliche 
Leben von Milliarden von Menschen, 
und die Welt braucht ein klares Signal, 
dass Wasser eine Frage von höchster 
Priorität ist, sagt Maude Barlow, die 
Vorsitzende des Council of Canadians 
und eine führende Beraterin des letzten 
Präsidenten der UN- 
Generalversammlung in Sachen Wasser. 
„Als 1948 die Allgemeine Erklärung der 
Menschenrechte verfasst wurde, konnte 
niemand vorhersehen, dass Wasser eines 
Tages zu einem umkämpften Gut werden 
würde“, sagt Barlow, die zugleich eine 
der ambitioniertesten Kampaigner für 
das ist, was sie „Wassergerechtigkeit“ 
nennt. „Doch 2010 ist es keine Übertre i- 
bung zu sagen, dass der Mangel an Zu- 
gang zu Wasser die größte Menschen- 
rechtsverletzung auf der Welt ist. Nahezu 
zwei Milliarden Menschen leben in G- 
bieten mit Wasserproblemen, und drei 
Milliarden haben kein Fließendwasser im 
Umkres von einem Kilometer. Alle acht 
Sekunden stirbt ein Kind an Krankheiten, 
die auf verschmutztes Wasser zurückge- 
hen und die in jedem Falle vermeidbar 
wären, wenn die Eltern Zugang zu sau- 
berem Wasser hätten und hygienisch 
einwandfreie Sanitäreinrichtungen vor- 
handen wären.“ 

Die Situation wird ständig schlechter, da 
das saubere Wasser auf der Welt immer 
weniger wird. Nach einem neuen Welt- 
bank-Bericht wird die globale Nachfrage 
nach Wasser im Jahre 2030 das Angebot 
schon um 30% übersteigen. Das, so Bar- 
low, ist eine schockierende Voraussage, 
die schreckliches Leiden erahnen lässt. 


zusammengejasst. 


I. 





Handeln gegen den „Wasserstress‘‘ 
Die Initiative, mit der Wasser zum Men- 
schenrecht erklärt werden soll, kommt 
zum rechten Zeitpunkt. Über ein Drittel 
der Weltbevölkerung leidet bereits unter 
Wasserknappheit. Zwei Milliarden Men- 
schen leben in Ländern mit Wasserprob- 
lemen, und bis 2025 werden zwei Drittel 
der Weltbevölkerung von „Wasserstress“ 
betroffen sein, wenn sich an den gegen- 
wärtigen Trends nichts ändert. 

Hinzu werden mehr Konflikte uns Was- 
ser kommen, da diese Ressource immer 
knapper wird. Wasserknappheit hat meh- 
rere Gründe. Die Waldrodung auf Berg- 
gipfeln und in der Fläche hat die natürli- 
chen Wasserscheiden geschädigt und 
Bodenerosion verursacht, was wiederum 
die Flüsse versanden lässt. 

Das Grundwasser ist ernsthaft gefährdet, 
da Wasser für die Landwirtschaft und die 
Industrie entnommen wird. Das hat zum 
Absinken des Wasserspiegels in vielen 
Ländern geführt, darunter in Teilen In- 
diens und Chinas, Westasiens, Russland 
und den Vereinigten Staaten. 

Die Landwirtschaft verbraucht 70% des 
Wassers, weil die Agroindustrie sehr 
verbrauchsintensiv ist. Man braucht drei 
Kubikmeter Wasser, um ein Kilo Getrei- 
de zu produzieren, und 15 Kubikmeter, 
um ein Kilo Fleisch zu bekommen. 

Ein großer Teil der Wasseroberfläche ist 
ebenfalls verschmutzt und somit für die 
Nutzung durch den Menschen unbrauch- 
bar oder führt zu Krankheiten. Jährlich 
sterben fünf Millionen Menschen auf- 
grund von Krankheiten, die durch ver- 
schmutztes Wasser verursacht werden. 


Hinzu kommen die Effekte des Klima- 
wandels. Die Erderwärmung verursacht 
das beschleunigte und irreversible Ab- 
schmelzen der Gletscher. 

Wenn die Vereinten Nationen die Reso- 
lution, von der hier die Rede war, an- 
nehmen, dann sollte das ein starker An- 
stoß für die Politiker sein, all jene Fakto- 
ren anzugehen, die zu dieser Weltwas- 
serkrise geführt haben. 


Veröffentlicht: 26.7.2010 Quelle: 


www.weltwirtschaft-und- 
entwicklung.org. 


() 
http://www.un.org/ga/search/view_doc.a 
sp?symbol=A/64/L.63/Rev.1&Lang=E 
122 Länder haben dafür gestimmt, es gab 
keine Nein-Stimme. Enthaltungen gab es 
von vielen entwickelten Ländern, wie die 
USA, Großbritannien, die Niederlande, 
Japan, Südkorea und Kanada. Frankreich, 
Deutschland, Italien, Norwegen und Spa- 
nien haben für die Resolution gestimmt. 
Weitere Infos: 
http://wwwu..tni.org/article/un-declares- 
water-and-sanitation-human-right 








im Kino ab 





"DEINER NÄHE ? 
Shenen we: 4 


http://www.watermakesmoney.com/ 





Italien: Es wurden am 19.7. in Rom 1,5 Million Unterschriften abgegeben, die ein Referendum über die öffentli- 
che Wasserversorgung, frei von jeglicher Spekulation fordern. (The Italian Forum of the Water Movements) 


Laure Million 


Wie die Europäische Investitionsbank 
die Klimaerwärmung finanziert 


Die Europäische Investitionsbank (EIB), 
die zusammen mit dem Vertrag von Rom 
1958 ins Leben gerufen wurde, ist im 
Laufe der Zeit eine der Schlüsselinstituti- 
onen der Europäischen Union (EU) au- 
Berhalb ihrer Grenzen geworden. Kein 
Wunder: Mit einem Kreditvolumen, das 
doppelt so hoch ist wie das der Weltbank 
und einem Aktionskreis, der weit über 
Europa hinaus bis nach Afrika, Latein- 
amerika und Asien reicht, ist sie eine der 
größten öffentlichen Finanzinstitution 
geworden (...) Seit einiger Zeit hat die 
Europäische Investitionsbank die Umwelt 
zu ihrem neuen Lieblingsthema gemacht. 


"Verändert die Kredite, nicht das Klima" 
(1), das ist ein Slogan, den die EIB wohl 
übernehmen und umsetzen könnte. Wenn 
auch seit Anfang der Jahre 2000 der Dis- 
kurs der EIB den offiziellen Erklärungen 
der EU folgt und vorgibt, nachhaltige 
Projekte zu unterstützen, so ist die Reai- 
tät doch eine ganz andere. 


Die Europäische Union versucht, sich ein 
ganz bestimmtes Image zu geben: das 
einer die Umwelt respektierenden Wirt- 
schaftsgemeinschaft. Im Jahr 2000 hat sie 
ein europäisches Programm zum Klima- 
wandel veröffentlicht, das die Errichtung 
einer Struktur vorsieht, die Industrie, 
Nichtregierungsorganisationen (NGO) 
sowie andere Akteure in Verbindung 
bringt, um kostengünstige Maßnahmen 
zur Begrenzung des Ausstoßes von 
Treibhausgas zu identifizieren. Am 16. 
Februar 2005 ist das Kyoto-Protokoll in 
Kraft getreten; parallel dazu hat die EU 
die zweite Phase des europäischen Pro- 
gramms über den Klimawandel eingele i- 
tet und ein Gemeinschaftssystem zum 
Austausch von Emissionsquoten 
(SCEOQE) eingerichtet. 

Im Jahr 2008 hat die EU das „Klima - 
Energiepaket“ übernommen, das unter 
anderem vorsieht, die Emission von 
Treibhausgas bis zum Jahr 2020 um 20% 
im Verhältnis zum Jahr 1990 zu reduzie- 
ren und das sich vornimmt, den Anteil 
der erneuerbaren Energien am Energie- 
verbrauch der EU auf 20 % anzuheben. 


Als Organ der EU ist die EIB deren Ver- 
trägen verpflichtet, in ihren Übereinkünf- 
ten ebenso wie in ihrer Politik. Die Pro- 
jekte, die sie innerhalb der europäischen 


Länder fördert, sollten theoretisch die 
Umweltgesetze und -normen der EU 
respektieren(2). Während jedoch zu 
wenig Kredite zum Schutz der Natur 
vergeben werden, fährt die EIB fort, 
massiv in umweltschädliche Transport- 
systeme zu investieren, um die Rückstän- 
digkeit gewisser Länder der EU auf de- 
sem Gebiet zu überwinden. So hat die 
EIB für die Periode von 2004 - 2013 
beschlossen, 75 Milliarden Euro für die 
Entwicklung der Transeuropäischen Net- 
ze (TEN), große Infrastrukturnetze des 
Transports, der Energie und der Tele- 
kommunikation, auszugeben(3). Im Jahr 
2009 sind von diesen 75 M illiarden Euro 
11,9 Milliarden zur Unterstützung von 
Projekten zur Entwicklung großer Trans- 
portachsen geflossen, das waren 20% 
mehr als im Jahr 2008. Die meisten Kre- 
dite sind aber für den Straßenbau und 
Flugtransport bestimmt. Um nur einige 
Beispiele zu nennen, hat die EIB im Mai 
2009 einen Kredit von 565 Millionen 
Euro vergeben, um den Bau einer Ring- 
straße um Warschau zu unterstützen; im 
Januar 2010 hat sie beschlossen, mit 500 
Millionen Autobahnprojekte der Gruppe 
Gavio zu unterstützen und im November 
2009 hat sie einem Kredit von 1 Milliarde 
Euro zugestimmt, um die Erbauung des 
neuen Flughafens Berlin Brandenburg 
International (BBI) zu unterstützen(4). 
Unter diesen Umständen kann die EIB 
nicht allen Ernstes behaupten, sich an der 
Reduktion der Treibhausgase zu beteili- 
gen. 


Die bewilligten Kredite außerhalb der EU 
entsprechen anderen Anforderungen an 
die Umwelt. Sie müssen sich den europä- 
ischen Umweltbedingungen anpassen 
unter der Maßgabe, dass diese Bedingun- 
gen anwendbar sind (5). Diese Logik 
lässt einen sehr großen Interpretations- 
spielraum zu. Die EIB spielt mit dieser 
Ungewissheit, die sie zu einer kaum ü- 
bergehbaren Kreditgeberin für Projekte 
im Bergbau, in der Ölförderung, in der 
Erzeugung von Elektrizität oder in land- 
wirtschaftlichen Großprojekten macht, 
allesamt umweltzerstörende Aktivitäten. 
So hat die EIB zur Realisierung der Stau- 
dämme Gibe I und Gibe I beigetragen, 
indem sie Kredite von 41 bzw. 50 Millio - 
nen Euro bewilligt hat. Gibe I und Gibe II 
sind Teil eines Wasserkraftwerkes am 


Fluss Gilgel Gibe in Äthiopien. Das hat 
die Zerstörung einer Landwirtschaft, die 
auf die saisonale Überschwemmungen 
angewiesen war zur Folge gehabt, sowie 
die Umsiedlung von 10 000 Personen und 
das Anwachsen von Malaria- und Ty- 
phusfällen rund um die Speicherbecken. 
Ein anderer umstrittener Fall ist der Sam- 
bias: In der Zeit von 2000 - 2006 haben 
81 % der Kredite der EIB für dieses Land 
zur Finanzierung von Bergbauprojekten 
gedient (6). 

Man könnte die Beispiele sowohl inner- 
halb wie auch außerhalb Europas fortse- 
zen. Im Ganzen hier die Kreditbilanz der 
EIB für die Periode von 2002 - 2008: 


Kredite der EIB in der Periode 2002 
- 2008, die der Produktion von E- 
nergie dienen 


Gaz: 55% 

Öl und Kohle: 14% 

Atomkraft: 2% 

Erneuerbare Energien: 23% 
Wasserkraft: 4% 

(Bankwatch Network, Nov 2009) 





Was lässt sich daraus schließen? Ganz 
einfach, 77% der Kredite zur Energieer- 
zeugung sind für Projekte von Gas-, Öl-, 
Atom- und Kohlekraftwerken vergeben 
worden, gegen 23 % für saubere Energie. 
Die EIB subventioniert also nicht den 
Umweltschutz sondern vielmehr seine 
Beschädigung. sowie die Vertreibung der 
Bevölkerung und ihre Verarmung. Zu- 
sammenfassend, sie finanziert den Kli- 
mawandel und seine verhängnisvollen 
sozialen wie ökologischen Folgen. 


Im Jahr 2005 hat die Unterzeichnung der 
Übereinkunft zur nachhaltigen Entwic k- 
lung die Lage nicht grundsätzlich verän- 
dert. Die EIB hat seither mehrere Doku- 
mente zur Umwelt- und Sozialpolitik zur 
Verfügung, deren beide wichtigsten die 
Erklärung der Umwelt- und Sozialpring- 
pien und Standards der EIB (2009) und 
das Environmental and Social Practises 
Handbook (2010) sind. Jedoch bleiben in 
diesen Texten große Proble mfelder in der 
Schwebe. Zudem fehlt es ihnen an Klar- 
heit und Präzision, sie lassen vage Aus- 
sagen zu und vor allem haben sie keinen 
Durchsetzungsanspruch. Der Rückzug 
der EIB im April 2010 vom Bergbaupro- 
jekt Tenke-Fungurume in der Demokrati- 


schen Republik Kongo geschah nicht, um 
sich den selbst entworfenen Handlungs- 
grundsätzen anzupassen, sondern unter 
dem Druck der sozialen Bewegungen. 
Sicher das ist ein Sieg, jedoch ein sehr 
magerer, denn die EIB hat ihre Logik 
überhaupt nicht geändert. 


Man wirft oft den Organisationen vor, 
welche die EIB kritisieren, als Beispiele 
nur die Kredite aufzugreifen, die schädli- 
che Auswirkungen auf das Klima oder 
die Menschenrechte haben und absicht- 
lich die paar Kredite, die eine positive 
Auswirkung haben beiseite zu lassen. Der 
einzelne Baum darf jedoch nicht den 
Wald verbergen: Die EIB finanziert Pro- 


jekte welche die Umwelt beschädigen 
und zur Klimaerwärmung beitragen. 


Anmerkungen 

(1) Rapport des CEE Bankwatch network, 

« Change the lending, not the Climate », 
November 2009. 

(2) « Environmental and social practice hand- 
book », überarbeitet von der EIB, 2010 

(3) http://www.eib.org/projects/topics/... 


(4) http://www.eib.org/projects/newsfei... 
(5) « Environmental and social practises 


handbook », EIB, 2010. 

(6) « European Investment Bank and the 
Environment » Counter Balance, November 
2009 


http://www.cadtm.org/Comment-la- 
Banque-europeenne-d 
Übersetzung Bruno Nieser, coorditrad 


Anm. der SiG-Redaktion: 

Zu den Folgen des Gilgel-Gibe- 
Stauwerks: http://www.cadtm.org/Le-cas- 
Gibe-3-Un-mega-barrage 
http://www.survivalinternational.de/aktiv 
werden/petition 

Letzte Meldung, 10.8.2010: „Die Euro- 
päische Investitionsbank (EIB) hat be- 
kannt gegeben, dass sie die Finanzierung 
von Afrikas höchstem Staudamm in Äthi- 
opien nicht länger in Betracht zieht. In 
einer Mitteilung gibt die EIB an, sich aus 
dem Projekt zurückgezogen zu haben da 
die äthiopische Regierung andere Inves- 
toren gefunden hat. 


http://www. survivalinternational.de/nachricht 
en/6332 


Klimawandel: Nach Cochabamba und vor Cancun: 
Vorschläge des “Abkommens der Völker” in den Texten 
für die Verhandlungen bei den Vereinten Nationen übemommen 


16. August 2010 

Nach einer Woche der Verhandlungen 
sind die Haupt Schlussfolgerungen der 
„Welt-Völkerkonferenz zum Klimawandel 
und zu den Rechten von Mutter Erde“ 
(Cochabamba, April 2010) in das Doku- 
ment der Vereinten Nationen zum Kli- 
mawandel aufgenommen worden, das 
jetzt als Verhandlungstext für die 192 
Länder, die während der ersten August- 
woche in Bonn/Deutschland getagt ha- 
ben, anerkannt worden ist. 


Hier die allerwichtigsten Punkte, die vor 
Cancun für die Erwägungen in der nächs- 
ten Verhandlungsrunde, die in China 
stattfinden wird, aufgenommen wurden: 


1.50 % Verminderung des Ausstoßes an 
Treibhausgasen durch entwickelte Länder 
für eine zweite Periode der Verpflichtun- 
gen aus dem Kyoto Protokoll (2013 bis 
2017). 

2. Stabilisierung des Temperaturanstieges 
auf 1° C und 300 ppm bei Kohlendioxid 
in der Atmosphäre. 

3. Um eine gleichberechtigte Zuteilung 
der atmosphärischen Raums zu garantie- 
ren, wird die Klimaschuld bei den Emis- 
sionen durch entwickelte Länder gegen- 
über den Entwicklungsländern berück- 
sichtigt. 

4. Volle Respektierung der Menschen- 
rechte und der inhärenten Rechte bei 


indigenen Völkern, Frauen, Kindern und 
Migranten. 

5. Volle Anerkennung der UN Deklarati- 
on zu den Rechten indigenen Völker 


6. Anerkennung und Verteidigung des 
Rechts von Mutter Erde, um Harmonie 
mit der Natur zu sichern. 


7. Garantie für die Erfüllung der Ve r- 
pflichtungen der entwickelten Länder 
durch die Einrichtung eines Internationa- 
len Gerichtshofes für Klimagerechtigkeit. 
8. Ablehnung der neuen Mechanismen 
der Kohlenstoffmärkte, die die Verant- 
wortung für die Verminderung des Aus- 
stoßes von Treibhausgasen von den ent- 
wickelten Ländern auf die Entwicklungs- 
länder übertragen. 

9. Förderung von Maßnahmen, die das 
Konsumverhalten der entwickelten Län- 
der verändern. 


10. Aufhebung des Rechtes auf geistiges 
Eigentum bei Technologien, die ökologi- 
scher Nachhaltigkeit bewirken und die 
nützlich zur Milderung des Klimawan- 
dels sind. 

11. Entwickelte Länder werden 6% ihres 
nationalen Bruttosozialprodukts für Akti- 
onen bereitstellen, die in Bezug zum 
Klimawandel stehen. 

12. Integriertes Forstmanagement zur 
Milderung und Anpassung, ohne Markt- 
mechanismen. Volle Beteiligung der 


einheimischen Völker und lokalen &- 
meinschaften. 


13. Verbot des Umwandelns natürlichen 
Waldes in Plantagen, da die Monokultu- 
ren der Plantagen kein Wald sind. Statt- 
dessen sollte der Schutz und der Erhalt 
natürlicher Wälder ermutigt werden. 


http://pwecc.wordpress.com/2010/08/16/the- 
proposals-of-%E2%80%9Cpeoples- 


agreement%E2%80%9D-in-the-texts- 
for/#more-2380 


Verhandlungstext der UN zum Treffen 
über Klimawandel in China: 
http://unfecc.int/resource/docs/2010/awglcal2 
Veng/14.pdf 

http://pwecc.wordpress.com/20 10/08/2T7/text - 
of-united-nations-negotiations-on-climate- 
change-to-meetingin-china/ 

Dokument der ad-hoc Arbeitsgruppe, die 
längerfristig unter dem Abkommen zum 
Klimawandel eingerichtet wurde, wo die 
Hauptvorschläge der Weltvölkerkonferenz 
zum Klimawandel und den Rechten von 
Mutter Erde aufgenommen wurden. Dies 
ist der Verhandlungstext für das nächste 
Treffen in China, wo 192 Länder versu- 
chen werden eine Übereinstimmung vor 
dem COP16 in Cancun/Mexiko zı errei- 
chen. 


Übersetzung: Paul Woods, Korrektur- 
vorschläge von Homi Kutar, coorditrad 


Überschwemmungen und Schulden: T 
Pakistan doppelt gestraft 2 
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Damien Millet, Sophie Perchellet, Eric Toussaint 


Die Regimeschulden NICHT zahlen! 


Über Tage andauernder strömender Regen 
hat dazu geführt, dass Pakistan materiell 
und menschlich in eine der schlimmsten 
Situationen in den letzten 80 Jahren geraten 
ist. Die entstandenen Schäden sind hor- 
rend. Rund 22 Millionen Menschen sind 
von den Überschwemmungen betroffen. 
Ein großer Teil der Infrastruktur konnte 
dem heftigen Regen nicht standhalten. 
Straßen und Häfen können nicht mehr 
genutzt werden. Millionen Menschen 
mussten ihre Häuser verlassen, und die 
Vereinten Nationen schätzen, dass 5 Milli- 
onen obdachlos geworden sind. Behelfs- 
mäßige Flüchtlingslager wurden eingerich- 
tet, und dort leben bereits etwa 1 Million 
Menschen unter miserablen sanitären Be- 
dingungen. Der Süden des Landes, beson- 
ders die Provinz Sindh, wurde von dieser 
Katastrophe stark erschüttert. Die wirt- 
schaftlichen Verluste gehen in die Milliar- 
den, die Landwirtschaft wurde schwer 
getroffen, große Gebiete mit Ackerland 
sind zerstört. 

Pakistan braucht Hilfe. Am 20. August 
2010 verpflichteten sich UN- 
Mitgliedsstaaten, 200 Millionen US-Dollar 
bereitzustellen, aber das war nur ein Ver- 
sprechen, und die Erfahrungen aus der 
Vergangenheit haben gelehrt, dass nur ein 
begrenzter Teil wirklich im Land ankom- 
men wird. Die Asiatische Entwicklungs- 
bank, die sich um die Folgen des Tsunamis 
vom Dezember 2004 kümmern sollte, 
erklärte, dass sie den Wiederaufbau in 
Pakistan leiten werde, und kündigte bereits 
ein Darlehen von 2 Milliarden US-Dollar 
an. Von der Weltbank kam ein Darlehen 
von 900 Millionen US-Dollar hinzu. Nach 
den schweren Schäden durch eine Naturka- 
tastrophe steht Pakistan nun vor einem 
starken Anstieg seiner Schulden. 

Während Katastrophenhilfe unverzichtbar 
ist, müssen wir berücksichtigen, was in 
Pakistan auf dem Spiel steht. Im August 
2008 stand das Land kurz vor der Zah- 
lungsunfähigkeit. Es war gezwungen, die 


Hilfe des IWF anzunehmen, und hat b isher 
Darlehen in Höhe von 11,3 Milliarden 
Dollar zu äußerst harten Bedingungen 
erhalten: Verkauf einer Million Hektar 
Ackerland, Beendigung der staatlichen 
Subventionierung von Kraftstoff, Anstieg 
der Strompreise, drastische Einschnitte bei 
den Sozialausgaben usw. Nur der Militär- 
etat wurde verschont. Letztlich hat dieses 
Darlehen die Lebensbedingungen noch 
mehr erschwert und gleichzeitig die Souve- 
ränität des Landes gefährdet. 

Heute belaufen sich die Auslandsschulden 
von Pakistan auf 54 Milliarden Dollar, 
wobei 3 Milliarden jährlich zurückgezahlt 
werden. Diese Schulden, die nach 2000 
explodierten, sind größtenteils Regime- 
schulden (,odious debt“). Das frühere 
Regime von General Pervez Musharraf war 
ein strategischer Verbündeter der USA in 
der Region, besondess nach dem 11. Sep- 
tember. Die größten Gläubiger sträubten 
sich nie dagegen, Musharraf die Mittel zu 
bewilligen, die er für seine Politik benötig- 
te. Im Herbst 2001 baten die USA Pakistan 
um Unterstützung im Krieg gegen Afgha- 
nistan. Musharraf hatte akzeptieit, dass 
sein Land als Nachschubbasis für die 
Truppen der USA und ihrer Verbündeten 
genutzt wird. Später machte das Regime 
Musharraf weitere Schulden, mit aktiver 
Unterstützung der Weltbank und von 
Großmächten. Die bewilligten Darlehen 
sind illegitim, dennsie wurden dazu ver- 
wendet, die Diktatur von Musharraf zu 
stützen, und haben nicht die Lebensbedin- 
gungen des pakistanischen Volkes verbes- 
sert. Die von diesem diktatorischen Regime 
gemachten Schulden sind Regimeschulden. 
Die Gläubiger waren sich der Situation 
bewusst, als sie ihre Darlehen bewilligten, 
und in Anbetracht dieser Tatsachen ist es 
unerhört, dass das pakistanische Volk die 
von Musharraf gemachten Regimeschulden 
bezahlen soll. 

Unter solchen Umständen ist eine sofortige 
Streichung der Schulden eine Minimalfor- 


derung. Wie Ecuador in den Jahren 2007 
und 2008 haben jetzt mehrere Länder ihre 
Schulden geprüft, um den Anteil der Re- 
gimeschulden zu streichen. Pakistan kann 
und sollte einem solchen Beispiel folgen. 
Ein weiterer rechtlicher Mechanismus für 
die Nichtzahlung sollte in diesem von 
Überschwemmungen verwüsteten Land in 
Betracht gezogen werden: der Notstand. In 
diesem Zusammenhang kann es vorbrin- 
gen, dass Mittel zur Erfüllung lebensnot- 
wendiger Bedürfnisse und nicht zur Rück- 
zahlung seiner Schulden eingesetzt werden 
müssen, ohne dass es wegen Nichteinhal- 
tung seiner Verpflichtungen verklagt wird. 
Die möglichen Einsparungen von drei 
Milliarden Dollar könnten dann für Sozi- 
alausgaben zur Unterstützung der Bevölke- 
rung genutzt werden. 

Es ist daher für die Regierung von Pakistan 
höchste Zeit, die Bezahlung seiner Aus- 
landsschulden auszusetzen, sie zu prüfen 
und einen Entschluss über die Nichtaner- 
kennung des Teils zu fassen, der Regime- 
schulden darstellt. Diese Maßnahmen sind 
alles andere als ein Selbstzweck und sollten 
ein erster Schritt in Richtung eines von# 
Grund auf anderen Entwicklungsmo- 
dells sein, das zum Schluss auf einer Ga- 
rantie grundlegender Menschenrechte 
basiert. 

27. August 2010 


Damien Millet ist Sprecher von CADTM 
France (Komitee für den Schuldenerlass 
der Dritten Welt, www.cadtm.org), Sophie 
Perchellet ist zweite Vorsitzende von 
CADTM France, Eric Toussaint ist Vorsit- 
zender von CADTM Belgique. Letzte Veröf- 


fentlichung: La crise, quelles crises ?, 
CADTM/Aden/CETIM, Dezember 2009. 


http://www.cadtm.org/spip.php?page=impr 
imer&id_article=5872 


Übersetzung: Thomas Blicker, coorditrad 


Gustave Massiah 


Ein spannendes US-Sozialforum 2010 


Das Sozialforum in den USA (USSF), das vom 22. bis 26. Juni 2010 in Detroit stattfand, 
war ein großer Erfolg, eines der Hauptereignisse des Globalen Aktionsjahrs 2010 des WSF. 


Mehr als15.000 Personen haben am 
USSF teilgenommen (am Morgen des 
zweiten Tags hatten 13.500 Personen die 
Teilnahmegebühr bezahlt). Ungefähr 
2000 Vereinigungen, meist Basisbewe- 
gungen, haben 1300 selbstverwaltete 
Seminare und Initiativen abgehalten. Es 
gab ein breites und lebhaftes Kulturange- 
bot. Die Begeisterung der Teilnehmer 
hielt die gesamte Dauer des Forums über 
an, insbesondere spürbar beim Marsch 
zum Forumsbeginn und bei den Eröff- 
nungs- und Schlussfeiern. 


Eine große Mehrheit der Teilnehmer war 
sehr jung. In Bezug auf Geschlecht, Alter 
und Herkunft war die soziale Vielfalt 
äußerst ausgewogen. Alle Teile der ame- 
rikanischen Gesellschaft waren vertreten, 
Eingeborene, Europäer, Afroamerikaner, 
Lateinamerikaner, Asiaten und in gerin- 
gerer Zahl Araber. Die gemeinsame An- 
wesenheit hob die Widersprüche in ihren 
Erfahrungen und Anliegen nicht auf. 
Heftige Diskussionen entzündeten sich 
insbesondere zwischen Afroamerikanern 
und Indigenen... 


Die Wahl von Detroit stellte die Krise in 
den Mittelpunkt der Debatten. Die Stadt 
ist unter dem Einschlag der Krise zu - 
sammengebrochen. Fast 40% der Gebäu- 
de sind leer, zugemauert und verfallen. 
Nur die Innenstadt ist renoviert worden; 
andernorts bestehen ganze Stadtviertel 
aus eingefallenen Häusern. Ein beträcht- 
licher Teil der Bevölkerung hat keinen 
Zugang zu Trinkwasser und Elektrizität. 
Die Stromversorgung ist häufig unterbro- 
chen. Die Bereiche des öffentlichen 
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Dienstes sind in einer Dauerkrise, gehen 
bei einem Bevölkerungsrückgang von 2 
Millionen auf 0,8 Millionen in die Knie. 
Zahlreiche Schulen wurden geschlossen. 
Während des Forums hat die Stadtver- 
waltung ihre Absicht angekündigt, den 
Unterhalt von 120 Park-und Gartenanla- 


gen einzustellen und sie zu schließen. Die 
Krise, zuerst die der amerikanischen 
Autombobilindustrie, hat schon seit lan- 
gem eingesetzt. Sie wird durch die der- 
zeitige Immobilien- und Wirtschaftskrise 
beschleunigt. Detroit ist also ein Muster- 
beispiel des kapitalistischen Modells und 
seiner Krise. Detroit ist auch eine der 
Städte der Vereinigten Staaten, deren 
ganze Geschichte von den großen Arbei- 
terkämpfen und städtischen Aufständen 
geprägt ist. Mehrere Führer dieser Känp- 
fe waren am Forum anwesend und haben 
dazu beigetragen, den kämpferischen 
Geist unter den Generationen wachzuhal- 
ten. 


Auf die Stadt hat sich das Forum relativ 
gering ausgewirkt, außer in bestimmten 
Sektoren. In den örtlichen Medien ist nur 
mäßig über das Forum berichtet worden. 
Die Bevölkerung der Stadt konzentriert 
sich auf ihre Probleme und die Bewälti- 
gung des täglichen Lebens. Einer der 
Teilnehmer wies auf den Widerspruch 
zwischen „high tech“ - ein Großteil der 
Teilnehmer hat einen Computer — und 
„low-tech“ - ein Teil der Einwohner ist 
von der Wasser- und Stromversorgung 
abgeschnitten. 


Die Auswirkung auf das Bewusstsein der 
amerikanischen Gesellschaft ist die größ- 


THE UNITED STATES 






te Herausforderung des USSF. Die Ent- 
stehung einer amerikanischen Sozialbe- 
wegung ist von beträchtlicher Bedeutung. 
Erste Schritte sind unternommen worden. 
Die Entschlossenheit und die Energie der 
Basisbewegungen waren beeindruckend. 
Sie kamen aus allen Teilen der Vereinig- 
ten Staaten und waren sämtlich Träger 
der gegenwärtigen Kampagnen in der 
amerikanischen Gesellschaft. 


Die amerikanische Sozialbewegung baut 
sich aus den Basisbewegungen, „den 
Graswurzel-Bewegungen“, auf. Sie orga- 
nisiert sich um die großen Fragen des 
politischen Lebens, die Armut, den Ar- 
beitsplatz, die Frauen, die Diskrimine- 
rungen, die Migranten, die Umwelt, den 
Krieg, den US-Imperialismus usw. Sie 
diskutiert über die politische Lage und 
die formelle politische Szene, aber mit 
dem festen Willen, ihre Selbstständigkeit 
zu bewahren. Von den Diskussionen 
über die politische Lage hebe ich zwei 
Analysen hervor, eine über die amerika- 
nischen Rechten und eine über die Präsi- 
dentschaft von Obama. 


Die erste betrifft die amerikanische Rech- 
te und das von ihr abgedeckte Feld, ihre 
Finanzierungsstrategie und die Organise- 
rung ihrer Basisbewegungen, ihre ideolo- 
gischen Offensiven, ihre Medienkontrolle 
und Ideenschlacht, ihre Fähigkeit, mit der 
Angst und der Fremdenfeindlichkeit zu 
spielen. Die amerikanische Rechte ist 
nicht schwächer geworden, sie hat alle 
Chancen bewahrt, die Mehrheit im Senat 
und im Weißen Haus zu erringen. 


Über die Präsidentschaft von Obama gab 
es zahlreiche Diskussionen, aber ich fand 
sie nicht sehr leidenschaftlich. Keine 
großen Erwartungen, aber auch keine 
großen Enttäuschungen. Es wurde daran 
erinnert, dass der Einzug eines Afrikaneıs 
ins Weiße Haus auf symbolischer Ebene 
wichtig ist, dass auch die Schlacht um ein 
öffentliches Gesundheitssystem von Be- 
deutung ist. Auf das Gewicht der admi- 
nistrativen und politischen Strukturen 
und die schwerfälligen Seiten der ameü- 
kanischen Gesellschaft wurde ebenso 
verwiesen wie auf die Allgegenwart des 
koordinierten Drucks der großen Lobbys, 
der Militärs, der transnationalen Konzer- 
ne, der Medien. Eine Analyse fasste eine 
gewisse abwartende Haltung gut zu- 
sammen: in den Vereinigten Staaten wird 
die Rechtmäßigkeit der Rechten von 
einer „Mitte-links“-Regierung (im ame- 
rikanischen Sinn des Wortes ) nicht lange 
in Frage gestellt. 


Mehrere strittige Fragen zum Verhältnis 
zwischen den Bewegungen und der poli- 
tischen Szene wurden aufgeworfen: wie 
über Wahlen diskutieren; wie den Vor- 
rang sozialer und Umweltfragen im In - 
nern mit der Infragestellung der heır- 
schenden Position des amerikanischen 
Imperialismus in Einklang bringen; usw. 


Prägend für das USSF war die massive 
Präsenz der Basisbewegungen, der 
„Graswurzel-Bewegungen“. Sie brachten 
Methoden kollektiven Diskutierens mit, 
die der sehr diskussionsfreundlichen 
amerikanischen Kultur entsprechen: 
wechselweises Wortergreifen von Frauen 
und Männern, vorrangiges Zu-Wort- 
Kommen von „Minderheiten“, für jeden 
nicht mehr als zwei Diskussionsbeiträge, 
Aufteilung in Diskussionsgruppen nach 
den ersten Beiträgen, geräuschvolle Sol- 
daritäts- und Zustimmungskundgebung, 
Beiträge im Slam-Stil, usw. Die allge- 
mein fühlbare Stimmung war die einer 
sehr breiten, schwungvollen und sehr 
demokratischen Versammlung. 


Die von den Bewegungen zur Dis kussion 
gestellten Themen deckten sich ziemlich 
weitgehend mit denen der anderen Foren; 
die Betonung lag auf den eigenständigen 
Erfahrungen der Basisbewegungen. So 
gingen zum Beispiel die Seminare über 
die Migranten von der mexikanischen 
Grenze, den einzelnen Regionen, von 
„Brücken, keine Mauern“usw aus. Was 
im Mittelpunkt stand, war die Volksab- 
stimmung in Arizona, die Kriminalise- 
rung der Migranten, der überall aufge- 
griffene Slogan „we are not illegal, we 
are human beings ! “ Der Gipfel über die 
Armut wurde durch den Marsch der Ar- 
men - in New Orleans begonnen - und 
dem Frauen-Tribunal gegen die Armut 


eröffnet. Die Frauenbewegungen waren 
bei allen Debatten zugegen. Die Bewe- 
gungen der Eingeborenen und Afroame- 
rikaner waren sehr sichtbar und wurden 
aufmerksamangehört. Die Fragen der 
Arbeitslosigkeit prägte das Motto „Jobs 
with justice“. Die Gewerkschaften waren 
sehr gegenwärtig, „Unite“ aber auch AFL 
CIO. Die Umwelt wurde von mehreren 
Gesichtspunkten her angegangen, Wasser 
und Klimagerechtigkeit. Veranstaltungen 
zur Bildung und Gesundheit wurden sehr 
stark besucht. Die Frage der Gewalt ist 
vor allem von den Waffen her angegan- 
gen worden. Die Bewegung gegen den 
Krieg war breit vertreten. Palästina und 
Lateinamerika waren Thema einer großen 
Zahl von Seminaren. 


Bei den organisierten Debatten hat dieje- 
nige zwischen Immanuel Wallerstein und 
Grace Boggs, eine der großen Gestalten 
der amerikanischen Kämpfe, die ihren 
vierundneunzigsten Geburtstag feierte, 
mehrere Hundert junger faszinierter A- 
merikaner angezogen, denen sehr daran 
lag, ihr Engagement in die Geschichte der 
amerikanischen Sozialkämpfe und in die 
intellektuellen Debatten über das Ver- 
ständnis der Welt einzuordnen. 


Drei Plenumsdiskussionen waren veran- 
staltet worden. Die erste, „von Detroit zu 
den Vereinigten Staaten“, behandelte die 
Sozialkämpfe in Detroit unter dem Mot- 
to: Another world is possible, another US 
is necessary, another Detroit is happe- 
ning. Auf der zweiten, „von den Verei- 
nigten Staaten zur Welt“, ergriffen Ver- 
treter militanter Bewegungen auf der 
Welt und Migranten das Wort. Ein sehr 
bewegender Augenblick war die Erklä- 
rung einer afroamerikanischen Soldatin 
der Veteranenbewegung gegen den Krieg 
im Irak, die an die Bewegungen gegen 
den Krieg in Vietnam erinnerte. Bei dem 
dritten Plenumging es umalternative 
Widerstandsformen und Emanzipations- 
praktiken. Die diskutierten Alternativvor- 
schläge wiesen eine große Konvergenz 
mit denjenigen auf, die auf den einzelnen 
Foren seit Porto Alegre 2010 besprochen 
wurden. 


Eine der interessantesten Neuerungen 
war die der „People Movements As- 
sembly“- ähnlich den Versammlungen in 
Belem Sie befassen sich mit zwei Haupt- 
anliegen: Aktionsvorschläge und Solida- 
rität. Sie sind vor dem Forum auf Treffen 
und Besprechungen Basisgruppen vorbe- 
reitet worden. Zum Beispiel ist die Kli- 
magerechtigkeitsversammlung auf etwa 
fünfzig Tagungen in verschiedenen Regi- 
onen der Vereinigten Staaten vorbereitet 
worden. Ungefähr 50 Versammlungen 
haben vor dem Forum stattgefunden und 
52 Versammlungen während des Forums. 


Die, die möchten, können nach dem Fo- 
rum fortgesetzt werden. 


Das nationale Treffen der „People mo- 
vements assembly“ war, in dynamische- 
rer Form, mit der Versammlung der Ver- 
sammlungen in Bel&m vergleichbar. Sie 
begann mit einem kollektiven Film, der 
die Arbeiten der Versammlungen bekannt 
machte, gefolgt von kurzen Redebeiträ- 
gen (tatsächlich kurzen), die die Aktions- 
vorschläge der wichtigsten Versamm- 
lungen vortrugen. Dieses Vorgehen ist 
noch nicht ausgefeilt, aber seit Belem 
sind klare Fortschritte zu verzeichnen. 


Hervorzuheben ist auch die Konsolidie - 
rung des Prozesses durch die Gründung 
einer Vereinigung der Stiftungen und 
Vereinigungen, die den Prozess des 
USSF und des WSF unterstützen möch- 
ten. Fast dreißig Stifter (funders) haben 
beschlossen, unter Wahrung der Selb- 
ständigkeit der Bewegungen des USSF 
und seines Prozesses zusammenzuarbei- 
ten. Sie haben ihre Absicht bekräftigt, das 
Aufkommen einer US-amerikanischen 
Sozialbewegung zu unterstützen, die auf 
den „GraswurzerBewegungen“ und ihrer 
Unterschiedlichkeit aufbaut und haben 
den notwendigen radikalen Wandel der 
amerikanischen Gesellschaft und der 
Weltgesellschaft betont. 


Das zweite USSF hat die Hoffnungen des 
ersten USSF von Atlanta bestätigt und 
übertroffen. Es ist ein schwieriger Pro- 
zess, der seit Seattle in Gang gekommen 
ist. In demausgezeichneten und weiter 
unten wiedergegebenen Interview, das 
Nicolas Haeringer mit Michael Guerrero, 
einem der Forumsveranstalter, führte, 
lässt sich die schwierige und spannende 
Geschichte dieses Prozesses und die 
Hoffnung, die er weckt, nachlesen. 


Die Veranstalter und die Teilnehmer des 
USSF sind sich darüber einig. Die Erneu- 
erung der amerikanischen sozialen und 
Bürgerbewegung wäre ohne den Prozess 
des Weltsozialforums nicht mö glich 
gewesen. Jenseits von Schwierigkeiten 
und Schranken ist sie ein Bewes für die 
Dringlichkeit und die Kraft des Prozesses 
des Weltsozialforums. 


Gustave Massiah ist Vertreter des CRID 
im Internationalen Rat des WSF und 
Mitglied von Attac Frankreich. 

Quelle: Europe Solidaire Sans frontieres, 
http://www.europe- 
solidaire.org/spip.php?article18002 


http://www.cadtm.org/Un-passionnant- 
Forum-social-des 


Aus dem Französischen von Angelika Gross, 
ehrenamtliche Übersetzerin von coorditrad, 
SiG-Redaktion. 


Michael Leon Guerrero 
Wie wir das Sozialforum in den Vereinigten 


Staaten(USSF) organisiert haben 


Das Gespräch führte Nicolas Haeringer kurz vor dem Sozialforum in den USA am 1.Juni 2010 





„Mouvements“: Was brachte Dich 
dazu, bei der Bewegung für eine ande- 
re Welt mitzumachen? 


Michael Leon Guerrero - Im Jahr 2002 
arbeitete ich bei einer Organisation aus 
New Mexiko namens „South-West orga- 
nizing project“. Wir führten soziale Pro - 
jekte durch, hauptsächlich mit Chicanos 
und Latinos, betreffend Umweltrecht und 
Sozialrecht, Rassismus und eine ganze 
Menge anderer lokaler Probleme. Wir 
hatten allerdings auch eine internationale 
Dimension. Wir führten Projekte der 
internationalen Solidarität durch. Und 
natürlich waren wir auch beim „Kampf 
von Seattle“ im Dezember 1999 dabei. 
Ich persönlich nicht. Bis dahin hatte ich 
auch nicht oft an den Demonstrationen 
der Bewegung für eine andere Welt teil- 
genommen. Meine erste Erfahrung war 
daher das Weltsozialforum. Ich nahm an 
der Delegation von ungefähr vierzig 
amerikanischen Organis ationen für das 
Weltsozialforum 2002 teil. 


Diese Erfahrung hat mich geprägt und 
mein Leben verändert. Ich hatte noch nie 
Bewegungen dieser Art miterlebt, Orga- 
nisationen dieser Größenordnung, derart 
riesig. Es hat innerhalb der US- 
Delegation zu außerordentlich interes- 
santen Diskussionen geführt. Wir haben 
uns gefragt, was wir falsch machen oder 
was wir überhaupt nicht machten. Wa- 
rum haben wir keine Bewegung dieser 
Größenordnung in den USA? Warum 
haben unsere Organisationen es nicht 
geschafft, über ein gewisses Stadium in 
ihrer Entwicklung hinauszuwachsen? 


M: Du hast Seattle erwähnt - Hat der 
Gegengipfel, die Demonstrationen und 
ihre Wirkung auf die Medien es denn 
nicht ermöglicht, Bündnisse mit den 
transnationalen Bewegungen zu schaf- 
fen, wie auch Verbindungen zwischen 


Organisationen innerhalb der USA? 


Das Problem ist dass in Seattle nicht die 
Vielfalt der Bewegungen der USA ver- 
treten war. Wie war die Farbe Seattles? 
Hauptsächlich weiss. Die Organisationen 
der Afroamerikaner, der Latinos und der 
indigenen Bewegung waren wenn über- 
haupt, dann in geringer Anzahl dabei. 


Diese Feststellung ist keine Kritik ge- 
genüber unserer „weißen“ Verbündeten, 
sie ist vielmehr eine Frage, die wir an 
uns selbst stellen müssen. Die farbigen 
Gruppen waren in den Demonstrationen 
gegen „NAFTA“(nordmerikanische 
Freihandelszone) sehr aktiv vertreten. 
Wir haben sogar sehr starke Verbindun- 
gen mit mexikanischen und kanadischen 
Organisationen geknüpft. Und natürlich 
waren wir fünf Jahre vor Seattle sehr von 
den Zapatisten beeinflusst worden. Was 
ist im Lauf dieser fünf Jahre passiert, 
dass wir uns nicht mehr betroffen fühl- 
ten? Wir haben diese Kontakte verloren. 


Nach der Rückkehr aus Porto Alegre 
haben wir beschlossen diese Diskussio- 
nen weiter zu führen. Im Juni 2002 ha- 
ben wir uns in Chicago versammelt und 
haben „Grassroots Global Justice“ ge- 
gründet. 


GG]J ist ein sehr flexibles Netzwerk, das 
sich zwei Herausforderungen stellt. Ers- 
tens müssen wir es schaffen, eine starke 
Bewegung in den USA aufzubauen, also 
dazu beitragen, die sehr isolierten und 
fragmentierten Organisationen, Gruppen 
und Bewegungen zu verbinden. Zweitens 
wollen wir in unseren Beziehungen mit 
den internationalen Bewegungen sehr 
viel aktiver werden; als Basis - 
Organisation war unsere Teilnahme 
sporadisch und unbeständig. Eins war 
klar: Wir müssen unbedingt mit interna- 
tionalen sozialen Bewegungen in Ver- 
bindung treten. 


Wir hatten nicht viele Mittel, aber es ist 
uns gelungen, genügend Geld zu sam- 
meln, um die Teilnahme von Vertretern 
der sozialen Bewegungen am Weltsozial- 
forum zu finanzieren. Das erste Ziel 
bestand darin Aktivisten zu ermöglichen, 
diesen Prozeß kenenzulernen und sich 


über die Bewegung für eine andere Welt 
sachkundig zu machen. Es ist uns gelun- 
gen, die Teilnahme von 120 führenden 
Mitgliedern dieser Basisorganis ation zu 
finanzieren. So konnten wir an den ver- 
schiedenen Weltforen teilnehmen. 


Und im Jahr 2004 begannen wir zu über- 
legen, was wir noch machen konnten, um 
die Bewegungen in den USA zu verstär- 
ken. Dafür haben wir GG]J in eine Orga- 
nisation umgewandelt, und wir haben die 
„Grassroots Global Justice Alliance“ 
geschaffen, welche mehr als 40 Organi- 
sationen verbindet. Inzwischen sind es 
nunmehr gute fünfzig. 


M: Aber die Diskussionen über die 
Organisation eines Sozialforums in 
den USA fanden schon vorher statt. 
Insbesondere innerhalb des Internati- 
onalen Rates des Weltsozialforums, wo 
mehrere Mitglieder euch drängten, es 
schnell abzuhalten. 


Es gab viel Druck, das stimmt. Viele 
Mitglieder des Internationalen Rates 
sagten uns, dass es unabdinglich sei, ein 
Forum in den USA durchzuführen. Sie 
wollten, dass wir es vor den Präsident- 
schaftswahlen 2004 organisierten. Und 
wir haben ihnen geantwortet, dass das zu 
früh ist, wenn man den Zustand unserer 
Bewegungen in Betracht zieht. Wenn wir 
sofort zur Organisation eines Forums 
aufgerufen hätten, hätte es nicht die 
Vielfalt der USA repräsentiert. Ganz 
einfach weil niemand, außer ein paar 
Aktivisten, überhaupt wusste, was ein 
Sozialforum ist. Wir dachten, dass es 
unbedingt notwendig sei, mit einem 
Bewusstmachungsprozess zu beginnen, 
um es zu ermöglichen, dass die Bewe- 
gungen die Dynamik kennenlernen. Ich 
glaube, dass wir das richtig eingeschätzt 
haben. Im Verlauf dieses Prozesses ha- 
ben uns viele Gruppen gefragt, wozu 
denn so eine Initiative gut sei, und inwie- 
fern sie sich von einer Konferenz unter- 
scheide. Sie wollten nicht teilnehmen, 
wenn es darum ginge, ein paar Tage zu 
kommen, Leute sprechen zu hören und 
dann wieder nach Hause zu gehen. 


Wir haben daher im Jahr 2004 eme Ver- 
sammlung mit ungefähr 50 Organisatio- 


nen einberufen, um zu sehen, ob ein 
Forum ein gutes Mittel sei, unsere Be- 
wegung zu verstärken. Dies wurde bejaht 
und es wurde der Beschluss gefasst, 
dieses Forum 2006 durchzuführen. Wir 
haben daher das National Planning 
Committee (NPC) gegründet. Kurz vor 
dem Sommer 2005 haben wir uns für 
Atlanta, Georgia als Durchführungsort 
des Forums entschieden. Das war wenige 
Wochen bevor der Hurrikan Katrina 
New Orleans zerstört hat. Mehr als 
50.000 Menschen mussten fliehen und 
haben sich in Atlanta Schutz gesucht. 
Alle lokalen Organisationen, die an der 
Vorbereitung des Forums arbeiteten, 
waren überfordert. Wir haben uns daher 
entschlossen, das Forum um ein Jahr zu 
verschieben, um ihnen die Zeit zu geben, 
wieder festen Fuß zu fassen. 


Ich weiß, dass diese Entscheidung ge- 
wisse Mitglieder des Internationalen 
Rates frustriert hat, da sie dieses Forum 
mit Ungeduld erwarteten. Aber es blieb 
uns keine Wahl. 


M: Das erste Zusammentreffen des 
Forums der USA fand um 2007 statt, 
zu einem Zeitpunkt zu dem viele Akti- 
visten der Bewegung für eine andere 
Welt ihre Verdrossenheit und Frustra- 
tion über die Dynamik der Foren äu- 
Bersten. Einige begannen am Nutzen 
der Foren zu zweifeln. Aber die inter- 
nationalen wie auch nationalen Akti- 
visten, die in Atlanta dabei gewesen 
waren (einige Monate nach Nairobi) 
sind begeistert zurückgekommen. Sie 
waren der Meinung, dass die Erfah- 
rung des Sozialforums in den USA die 
gesamte Dynamik inspirieren und ihr 
Sinn und Interesse verleihen würde. 


Ich glaube, der Grund war, dass wir ein 
paar Änderungen im Ablauf des Forums 
eingeführt hatten. 


Wir haben keinen Standort gewählt, der 
politisch dem Geist des Forums „nahe“ 
stand, wie Porto Alegre es sein konnte. 
Atlanta, Georgia, und der Süden der 
USA im Allgemeinen sind nicht sehr 
progressiv... Im Gegenteil, da sind die 
reaktionärsten Teile der USA. Aber wir 
fanden es wichtig, die lokalen Auseinan- 
dersetzungen zu fördern und zu unter- 
stützen. Aktuelle und historisch gesehen 
ist Atlanta die Wiege der Kämpfe für die 
Bürgerlrechte. Seit dieser Zeit hat die 
Gegend mit großer Wucht die Wirkun- 
gen der neoliberalen Globalisierung 
erfahren. 


Was wir auch noch anders gemacht ha- 


ben, ist, dass wir von den äußersten 
Randgruppen ausgegangen sind, von den 
Gruppen, deren Teilnahme am Forum als 
unwahrscheinlich galt. Wir haben ver- 
sucht, sie ins Zentrum des Forums zu 
stellen. Es war wichtig, sie von Anfang 
an einzuschließen, um eine grundsätzli- 
che Vertrauensbasis zu schaffen. Wenn 
das Forum als eine Plattform für, zum 
Beispiel, weiße Umweltaktivisten gegol- 
ten hätte, wäre es ausgesprochen schwie- 
rig gewesen, diese anderen Gemen- 
schaften später mit einzubinden. Wir 
haben also beschlossen, von dort aus — 
von der Basis aus - anzufangen und die 
anderen Organisationen nur später zur 
Teilnahme an der Vorbereitung des Fo- 
rums einzuladen. Aus diesem Grund hat 
sich der Prozess in die Länge gezogen. 
Wir haben die drei Jahre wirklich ge- 
braucht, mit Gesprächen von Mensch zu 
Mensch,von Organisation zu Organisati- 
on, um zu erklären, was der Sinn von 
Sozialforen ist, was sie darstellen, und 
warum die Teilnahme wichtig sei. 


Wir haben auch viele regionale Foren 
organisiert. Das war ein sehr bereichem- 
der, aber auch komplexer Prozess. Wir 
wollten z.B. ein Forum im Nordwesten 
organisieren, in der Gegend von Seattle. 
Es war ein sehr breiter Prozeß. Sehr 
interessant. Leider haben die Organisato- 
ren haben ihn nur eine Woche vor Be- 
ginn abgesagt: Der „Native American 
caucus“ (die Bewegungen der indigenen 
Bevölkerung der USA) haben sich aus 
der Planung zurückgezogen und der 
„youth caucus“ (das Komitee der Ju- 
gend) ist aus Solidarität gefolgt. Sie 
waren der Meinung, von den anderen 
Organisationen nicht respektiert zu wer- 
den und hatten das Gefühl, dass die Zu- 
sagen vom NPC, was ihre Teilnahme 
betraf, nicht eingehalten worden waren. 
Die Organisatoren zogen es daher vor, 
alles abzusagen, in der Annahme, dass 
das Forum keinen Sinn machen würde 
ohne die Teilnahme der Vertreter der 
indigenen Bevölkerung und ihrer Ju- 
gendorganisationen. Es war ein schwerer 
Fehlschlag, der die Sache auch auf nati- 
onalem Niveau sehr verkompliziert hat. 
Wir mussten mit diesen Organisationen, 
die nicht nur beim Forum im Nordwesten 
eine Rolle spielten, sondern auch beim 
NPC mitarbeiteten, wieder eine Vertrau- 
ensbasis schaffen. Wir brauchten die 
Zeit, die sehr komplizierten politischen 
Knoten zu lösen. Das alles im Rahmen 
vom NPC, in dem Organisationen zu- 
sammenkommen, die nicht miteinander 
reden, oder wenigstens seit Jahren nicht, 
die wir langsam einander näher gebracht 
hatten..... 


Das Regionalforum des Südostens hat 
uns viel gebracht. Es bildete sozusagen 
die Basis für das Treffen in Atlanta. Die 
Teilnehmer waren hauptsächlich Afro- 
amerikaner und Latinos. Es war zweifel- 
los eines der ersten Male in der Ge- 
schichte der USA, wo Organisationen 
dieser verschiedenen Gemeinschaften so 
dauerhaft zusammenarbeiteten. Die Teil- 
nehmer waren Mitglieder von Bass- 
gruppen, Obdachlose, Arbeitslose etc. 
Das hat die Dynamik vollkommen ver- 
ändert. Als die anderen Bewegungen die 
Ergebnisse dieses Forum sahen, fanden 
sie viele Gemeinsamkeiten mit sich und 
dass es auch ihnen nützlich sein könnte. 
Wir haben Organisationen anderer Regi- 
onen zur Teilnahme eingeladen. Hier 
hatten sie die Möglichkeit, sich inspirie- 
ren zu lassen, um einen ähnlichen Pro- 
zess in ihrer eigenen Region, Stadt oder 
Gemeinschaft aufzubauen. 


Wir haben dann ein „Forum der Grenze“ 
organisiert. Das war eine Etappe in der 
Organisation des Forums der USA, aber 
wir haben es auf der anderen Seite der 
Grenze in Mexiko durchgeführt. Viele 
Organisationen des Südwestens der USA 
und Mexikos haben sich eingebracht. Es 
war auch ein sehr internationales Forum 
mit Teilnehmern aus ganz Lateinameri- 
ka. 


Wir haben außerdem einen Text aufge- 
setzt, das „we believe statement“, als 
Ergänzung zu der Charta der Prinzipien 
des Weltsozialforums, um die Grundsät- 
ze des Forums in den USA festzulegen, 
vor allem unsere Entscheidung, die 
Randgruppen in die Mitte des Prozesses 
zu stellen. 


Das erste Forum hatte mehr als 12.000 
Teilnehmer und übertraf unsere Erwar- 
tungen bei weitem. Wir sind daraus mehr 
vereint als getrennt herausgegangen. Es 
war daher ein wahrer Erfolg. Wir wuss- 
ten, dass das Forum nicht nur ein Ereig- 
nis war, sondern ein Prozess, der die Art 
und Weise unserer Zusammenarbeit 
verändern würde und der die Gruppen 
zur Zusammenarbeit bringen würde. Ich 
erinnere mich an Treffen in Los Angelos 
oder Chicago, an denen ich teilgenom- 
men habe, wo ich die Teilnehmer gefragt 
habe, ob sie sich oft treffen würden. Und 
ich habe herausgefunden, dass dem nicht 
so war. Die Gruppen im Norden der 
Stadt trafen diejenigen im Süden fast nie. 
Und so ist es mehr oder weniger im gan- 
zen Land. 

Das Forum hat sogar zur Gründung von 
neuen Organisationen beigetragen, wie 
die nationale Vereinigung der Haushalt- 
angestellten (National Domestic Workers 


Alliance), die im Forum in Detroit eine 
Schlüsselrolle spielt. Sie haben in den 
letzten drei Jahren viele Auseinanderset- 
zungen gewonnen. In Detroit haben sie 
einen „Kongress der ausgeschlossenen 
Arbeiter“ (excluded worker's congress) 
durchgeführt, zu dem nicht nur Haus- 
haltsangestellte kamen, sondern auch 
Saisonarbeiter, Taxifahrer, Landwirt- 
schaftsarbeiter, kurz, alle Arbeiter die 
ohne eine soziale Absicherung leben 
müssen. 


M: Ihr habt auch Änderungen im 
Bezug auf das Weltsozialforum einge- 
führt, indem ihr ins Forum die ‚„Ver- 
sammlungen der Bewegungen“ integ- 
riert habt, die im Gegensatz zum Fo- 
rum sich selber auf Schlusserklärun- 
gen einigen können, auf Aufrufe zu 
Mobilisierungen, Presse-Mitteilungen, 
etc. 


Es gab schon immer diese Spannung im 
Weltsozialforum, zwischen dem Forum 
als „offenen Raum“ und dem Forum als 
Ort, wo Stellung bezogen wird, wo über 
Strategien und Aktionspläne diskutiert 
wird. Wir haben uns entschlossen, diese 
Spannung aufrechtzuerhalten. Wir den- 
ken, dass das Forum ein Ort ist, wo bei- 
des möglich sein soll. Als Organisatoren 
müssen wir also einen Ort und die Mittel 
zur Verfügung stellen, um dieses zu 
ermöglichen. Ehrlich gesagt hat esin 
Atlanta nicht sehr gut funktioniert. Wir 
haben Fehler gemacht. Es gab Probleme 
in der Art, wie die Entscheidungen im 
Rahmen dieser „people's movement 
assemblies‘“ gefällt wurden, und wie mit 
der Umsetzung dieser Entscheidungen 
umgegangen wurde - die größtenteils 
nicht weiterentwickelt wurden. 


M: Wann habt ihr beschlossen, ein 
zweites Forum zu organisieren? 


Sehr spät, nur einige Wochen vor Atlan- 
ta. Wir wollten nicht vorher darüber 
diskutieren. Aber als das Forum näher- 
rückte, sind wir uns klar geworden, dass 
wir die Teilnehmer nicht gehen lassen 
können, ohne ihnen etwas vorzuschla- 
gen. 

Als wir uns getroffen haben um die Vor- 
bereitungen zu beginnen, haben wir 
lange darüber geredet, was das beste 
Mittel sein könnte, um Schwung in die 
Angelegenheit zu bringen. Wir haben 
entschieden, den Teilnehmern die Mög- 
lichkeit zu geben, ihre eigenen Treffen 


zu organisieren: Regionalforen, lokale 
Foren, Tre ffen nach Bereichen oder auch 
„people's movement assemblies“ . Letz- 
tere sind die bevorzugte Form der Tei- 
nahme im Planungsprozess für Detroit 
geworden. In den letzten Monaten gab es 
um die dreißig davon.Etwa fünfzig sind 
vorgesehen für das Forum selber. Die 
einzige Bedingung für die Durchführung 
einer solchen Versammlung ist, dass sie 
aus mindestens fünf verschiedenen 
Gruppen bestehen muss. Sie führen zu 
einer „nationalen Volksversammlung“ 
am letzten Tag des Forums. Jede Ver- 
sammlungsrunde wird dort ihre Be- 
schlüsse, Empfehlungen etc vorstellen 
können. Ich weiß nicht, was da heraus- 
kommen wird: eine Agenda der Kämpfe? 
Deklarationen? Kampagnen? 


Aber was sicher ist, dass die Gruppen 
begonnen haben, noch vor dem Forum 
zusammen zu arbeiten. Sie werden sich 
daher nicht zum ersten Mal in dieser 
Form treffen. Das sollte es möglich ma- 
chen, in Zukunft weiter zu kommen. Es 
ist ausgesprochen wichtig, weil es ein 
kritischer Moment für unsere Bewegun- 
gen ist: Wir sind in der Mitte von Oba- 
mas Amtszeit und wir wissen nicht, 
welche Position wir einnehmen sollen, 
wenn wir auf das Jahr 2012 schauen. 
Wir müssen uns organisieren angesichts 
der Umweltkatastrophe im Golf von 
Mexiko. Wir müssen die Anti-Kriegs- 
Bewegung weiter aufbauen. Es sind 
lokale soziale Kämpfe zu führen und wir 
müssen mit dem, was in Arizona statt- 
findet, befassen. Und natürlich müssen 
wir auch auf internationaler Ebene vor- 
wärts kommen: wie sollen wir in den 
nordamerikanischen Bewegungen das, 
was in Cochabamba passiert ist, auf- 
greifen? Das sind die aktuellen Debatten. 
Wir haben einen Raum geschaffen, wo 
diese Diskussionen stattfinden können. 


Wir müssen auch die Verbindungen mit 
den Gewerkschaften verstärken. Sie 
haben sich in Atlanta abseits gehalten, 
sie sind hier aktiver, aber halten noch auf 
Abstand. Dasselbe gilt für die Umwelt- 
Bewegungen, und all die, die für die 
Klimagerechtigkeit arbeiten, sind noch 
zu wenig gegenwärtig. 


M: Kannst du einiges über die Bewe- 
gungen der indigenen Bevölkerung 
ausführen? 


Sie sind sehr präsent und haben eine 
Arbeitsgruppe im NPC. Ihre Anwesen- 


heit ist außerordentlich wichtig, um den 
allgemeinen Rahmen des Forums zu 
definieren. Ihre Rolle ist umso wichtiger, 
da sie die Klimafragen mit Nachdruck 
auf die Tagesordnung bringen. Nach 
Cochabamba haben wir einen weltweiten 
Ort, wo der Kapitalismus in Frage ge- 
stellt wird, die Mechanismen des Mark- 
tes etc. Es gibt Kontroversen in der Be- 
wegung für die Klimagerechtigkeit, was 
den Markt betrifft. Die Bewegungen der 
eingeborenen Völker sind sehr aktiv um 
uns daran zu erinnern, dass der Kohlen- 
stoff-Handel uns nicht helfen wird, den 
Planeten zu retten, ganz im Gegenteil. 


M: Was wird der nächste Schritt sein? 
Bestimmte Mitglieder des internati o- 
nalen Rates drängen geradezu zu einer 
Durchführung eines Weltsozialforums 
in den USA. 


Unsere Organisationen sind damit nicht 
einverstanden. Schon allein wegen Visa- 
Probleme. Viele Organisationen könnten 
nicht kommen. Mexikanische und kuba- 
nische hätten zum Beispiel kaum die 
Möglichkeit einer Einreise in die USA. 
Es macht überhaupt keinen Sinn, ein 
Weltsozialforum zu organisieren, wenn 
wichtige Teilnehmer nicht kommen 
können. 

Ich glaube in der Tat, dass Mexiko einer 
der entferntesten Orte in der Bewegung 
für eine andere Welt ist. Es gibt dort 
wenige Organisationen, die die finanzie |- 
len Mittel haben, um nach Brasilien zu 
reisen. In den USA oder in Kanada kön- 
nen wir andererseits das Geld dafür auf- 
bringen. Es ist ein echtes politisches 
Versagen, das es nicht gelungen ist, eine 
größere Repräsentation der mexikani- 
schen Bewegungen in den Sozialforen zu 
haben. Um so mehr, da die aktuellen 
Ereignisse in Mexiko eine echte Auswir- 
kung weltweit haben: die COP16 in 
Cancun im nächsten November, die 
Kämpfe der Migranten an der Grenze zu 
den USA usw. Mexiko ist daher ein 
Schlüsselland. 

Wir fragen uns daher, ob wir nicht ein 
nordamerikanisches Sozialforum organi- 
sieren sollen, statt einem weiteren Forum 
in den USA. Die kanadischen Organis a- 
tionen sind einverstanden wie auch die 
Bewegungen der Vereinigten Staaten. 
Und zum ersten Mal sagen uns die Me- 
xikaner, dass sie selbst eins organisieren 
könnten. Das ist ein Weg, eines der bes- 
ten Dinge, die aus Detroit kommen 
könnten. 


Das Interview von Michael Leon Guerrero (Organisator des Sozialforums der USA), durch Nicolas Haeringer, und veröffentlicht 


auf Mouvements.info.:http://www.europe-solidaire.org/spip. 
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Francine Mestrum 


Das US-amerikanische und das Europäische Sozialforum: 
Strategische Herausforderungen für das WSF 


Es gibt kein Weltsozialforum im Jahr 2010. 
Stattdessen finden rund 40 Veranstaltungen 
statt auf der ganzen Welt, um die globali- 
sierungskritische Bewegung zu verbreitern, 
um über die Krise zu reflektieren - sei sie 
nun eine wirtschaftliche und soziale oder 
'zivilisatorische' - und um das WSF im 
Februar 2011 in Dakar, Senegal, vorzube- 
reiten. 


Das Jahr begann mit einer sehr erfolgrei- 
chen Veranstaltung in Porto Alegre, dem 
Geburtsort des ersten W eltsozialforuns. 
Das war zwischen dem UN-Umwelt-Gipfel 
in Kopenhagen und dem Menschen -Gipfel 
in Cochabamba im Mai 2010. Die ökologi- 
sche Frage hat der Sozialforum- 
Veranstaltung einen echten Schub gegeben, 
mit vielen sehr motivierten jungen Men- 
schen. Die anti-kapitalistischen und die 
Umwelt-Themen wurden erfolgreich ge- 
koppelt und ein neuer Slogan entwickelt: 
"Kapitalismus ist unhaltbar". 
Darüberhinaus war Porto Alegre ein Mo- 
ment der Reflexion, 10 Jahre nach dem 
ersten Weltsozialforum. Es gestattete inte- 
ressante Debatten über die "zivilisatorische" 
Krise, den Zustand des Neoliberalismus, die 
politischen Auswirkungen des WSF und so 
weiter. 


Im Mai fand ein thematisches Sozialforum 
in Mexiko statt. Während die Teilnahme 
nicht überwältigend war, war es im Hin- 
blick auf die Inhalte sehr interessant, mit 
Seminaren über die Landwirtschaft, ökolo- 
gische Probleme, soziale Fragen, globale 
Steuern, Gender etc. Für einige kann es 
etwas verwirrend erschienen sein, denn es 
fand auf dem "Zöcalo" statt - dem großen 
zentralen Platz der Stadt - neben Hunger- 
streiks von Arbeitnehmern von Strompio- 
duzenten und einem zapatistischen Lager, 
beide unabhängig vom Forum. 


Ende Juni wurde ein zweites US- 
Sozialforum in Detroit organisiert. Für die 
Sozialforumsgewöhnten war dies ein "Zu- 
rück zu den alten Tagen": ein äußerst be- 
geistertes Publikum von 15.000 Menschen, 
ein sehr motivierender Eröffnungsmarsch, 
ein zentraler Ort, wo (fast) alle Seminare 
stattfanden und Menschen sich treffen 
konnten, trinken und essen. Vielfalt wurde 
sehr gut respektiert, mit indigenen, weißen, 
schwarzen, südamerikanischen Männern 
und Frauen, die überall vertreten waren. 
Alle Seminare und Versammlungen waren 
sehr lebhaft und partizipativ. Die Organis a- 
tion war perfekt, sogar mit "sprachlicher 
Gerechtigkeit" in Form von Dolmetschern 


und Übersetzern wo immer nötig. 


Eine Woche später kam das Europäische 
Sozialforum in Istanbul zusammen und 
wurde zu einer Art Anti-Höhepunkt. Ob- 
wohl es eine gute Abschluss-Demonstration 
gab, sehr gute Seminare und gute Kontakte, 
befindet sich das ESF eindeutig in der 
Rückwärtsbewegung. Nach Florenz, Lon- 
don, Paris, Athen und Malmö muss man 
feststellen, dass die europäischen Aktivisten 
offenbar dieses Format nicht zu schätzen 
wissen. Es waren kaum mehr als 2500 
Menschen in Istanbul anwesend, mit pro- 
portional sehr wenigen TürkInnen. Die 
Organisation war unter Null. 


Ich möchte diese beiden letzten Beispiele, 
Detroit und Istanbul, benutzen, um zu ver- 
gleichen und zu sehen, welche Schlussfo I- 
gerungen für die künftige Strategie des 
WSF gezogen werden können. 


Detroit war anders 


Was machte das US-SF so besonders? Ich 
sehe vier Punkte, die es verdienen erwähnt 
zu werden: 


Erstens war der gesamte Vorbereitungspi- 
zess sehr aufwendig. Der Ausgangspunkt 
war offensichtlich die Charta der Prinzipien 
des Weltsozialforums und damit konse- 
quenterweise der "Offene Raum". Da je- 
doch der "Offene Raum" keine gleichen 
Vorsetzungen für alle schafft, wurde ein 
langer Prozess der Suche nach den notwen- 
digen Partnern gestartet. Umfangreiche 
Überlegungen wurden darüber angestellt, 
wer dabei sein musste und wer nicht dabei 
sein durfte. Die OrganisatorInnen wollten 
die am stärksten marginalisierten Personen 
und Gruppen in den Prozess einbezogen 
haben. Dann mussten sie einen weiteren 
langen Prozess der Kontakte und Gespräche 
starten, weil viele der Gruppen sich unter- 
einander nicht kannten oder nie miteinander 
gesprochen hatten. Es ist dieser Prozess, 
den sie mit "Intentionalität" betiteln, der das 
US-SF zu einer echten integrativen Gras- 
wurzel- Veranstaltung machte, auf Vertrau- 
en aufbauend. 


Zweitens wurde die alte Kontroverse be- 
züglich Raum!’ versus '"Aktion' gelöst mit 
'Volksbewegungen-Versammlungen'. Diese 
Versammlungen begannen ebenfalls zu 
arbeiten lange Arbeit vor der Veranstaltung 
(dem US-SF, Anm. d. Übers.) und etwa 50 
fanden während des US-SF statt. Ihr Vorteil 
ist nicht nur die Zusammenführung mehre- 


rer thematischen Gruppen, die am gleichen 
Thema arbeiten, und die Ermöglichung von 
Netzwerk-Bildungen, sondern auch die 
Erlaubnis der Beschlussfassung über Ab- 
schlusserklärungen und Aktionspläne. Am 
letzten Tag des Forums wurden alle Be- 
schlüsse gesammelt und viele von ihnen 
wurden in einer Plenarsitzung vorgestellt. 
Diese Volksbewegung-Versammlungen 
fanden parallel zu den mehr als 1000 selbst 
organisierten Seminaren und Workshops 
statt. Während diese Seminare als Selbst- 
zweck angesehen werden können, sind die 
Versammlungen nichts weiter als eine 
Veranstaltung in einer langen Vorberei- 
tungsphase mit einer Kontinuität in einem 
Prozess der Umsetzung und Weiterentwick- 
lung. 


Drittens waren die Seminare und 
Workshops, die ich besuchte, sehr partizi- 
pativ und motivierend. Plenumsveranstal- 
tungen waren fast nie physisch vom Publi- 
kum getrennt, die Menschen saßen im Kreis 
herum, niemand redete mehr als 5 oder 10 
Minuten lang, TeilnehmerInnen- 
Außerungen wechselten sich ab mit der 
Darbringung von Musikstücken, eines 
Gedichts, von Tänzen. Die "Öffentlichkeit" 
war ständig aufgefordert, einzugreifen. Auf 
Vielfalt wurde immer streng geachtet. 


Viertens bemerkte ich einen Unterschied in 
den persönlichen Einstellungen der Men- 
schen. Ich will nicht naiv sein und denken, 
dass es keine Machtverhältnisse innerhalb 
und zwischen den Bewegungen und Men- 
schen in den USA gibt, aber die Art, wie 
mit ihnen umgegangen wurde, war sehr 
attraktiv für einen europäischen Teilneh- 
mer. Alle Ideen, woher sie auch kamen, 
wurden gemeinsam diskutiert und gegebe- 
nenfalls angenommen oder abgelehnt. Aber 
nie wurde irgendeine Anregung a priori 
ohne Aussprache zurückgewiesen. Jede/r 
hatte den Eindruck, dass er/sie ernst ge- 
nommen wurde. Niemand wurde jemals 
verletzt oder gedemütigt. Es gab eine Of- 
fenheit und die Bereitschaft, anderen zuzu- 
hören. 


Die Krise auf dem Europäischen Sozial- 
forum 


Diese beiden letzten Punkte sind sicherlich 
sehr verschieden von dem, was auf der 
europäischen Ebene geschieht. 

Seminare und Plenumveranstaltungen wur- 
den in einer "altmodischen" Weise organi- 
siert, mit einer überwiegend männlichen 
Beteiligung und Referenten, die leicht 15 


bis 20 Minuten brauchten, um ihren Stand- 
punkt zu verdeutlichen. Wenn Sie 6 Perso- 
nen in einer Plenumveranstaltung haben, 
bedeutet es, dass die Menschen eineinhalb 
bis zwei Stunden sitzen und zuzuhören 
müssen. Interventionen des Publikums sind 
somit stark eingeschränkt. Vielfalt war 
äußerst begrenzt oder nicht vorhanden, 
Übersetzung fehlte meistens oder war kon- 
sekutiv. Das Forumsgelände war zerteilt, 
wenn auch weniger als inMalmö vor zwei 
Jahren. 


Der bedeutsamste Unterschied, den ich 
erlebte, war die Haltung der Menschen, von 
denen die meisten sich gegenseitig seit 
vielen Jahren kennen, und ihre gemeinsame 
Beteiligung an dem Vorbereitungsprozess. 
Die meisten von ihnen tragen, wissentlich 
oder unwissentlich, ein Etikett und man 
interessiert sich nicht für das, was sie sagen, 
sondern von welchem Standpunkt aus sie es 
sagen. Die Worte, die sie verwenden, die- 
nen als Marker für den besetzen Ort. Dies 
behindert die Entstehung neuer Ideen und 
das Potential für Konvergenz gravierend. 


Inhaltlich werden die Gruppen noch entlang 
der alten Linien von "Revolution" und 
"Reformismus" getrennt. Die Gewerkschaf- 
ten sind willkommen, werden aber oft dafür 
getadelt, nicht radikal genug zu sein. Kritik 
an der Politik der Europäischen Union wird 
entweder im Zusammenhang mit einem 
Anti-Union-Ansatz oder einem Annahme- 
und Widerstand-Ansatz thematisiert. Post- 
oder Anti-Modernisten werden mit Moder- 
nisten konfrontiert, beide soziale und öko- 
logische Gerechtigkeit verteidigend, jedoch 
aus völlig unterschiedlichen Richtungen. 
Wenn kein zielgerichteter Prozess der Klä- 
rung und Annäherung dieser verschiedenen 
Positionen gestartet wird, können die Un- 
terschiede dauerhaft werden und unlösliche 
Bruchlinien darstellen. Mehr offene Ge- 
spräche sind dringend nötig. 


Vor allem aber ist das Europäische Sozial- 
forum im Vergleich zum US-SF ein Top- 
down -Prozess, organisiert von ein paar 
linken Gewerkschaften und eine kleiner 
Gruppe von sozialen Bewegungen; Men- 
schen, die einander seit einigen Jahren 
kennen und die ihre eigenen Positionen 
verteidigen statt den Prozess und sein giw- 
Bes Potenzial für die Konvergenz. Ich ver- 
mute, dass dies bei weitem kein vorsätzli- 
cher Prozess ist und die meisten Leute wohl 
ehrlich und ernsthaft sehr hart für das ESF 
arbeiten, obgleich das wichtigste Ziel ver- 
fehlend. Die Frage ist, ob ihnen die Herbei- 
führung einer neuen politischen Kultur und 
die Förderung der so dringend benötigten 
politischen Annäherung gelingen können. 


Diese verschiedenen Punkte mögen erklä- 
ren, warum die Teilnahme in Istanbul so 
begrenzt war und warum so wenige Kon- 
takte mit den türkischen Freunden gemacht 


wurden. Während die Motivation der Teil- 
nehmer sehr hoch war, ist die Mobilisierung 
in Europa deutlich rückläufig. Sehr wenige 
neue und gemeinsame Agenden wurden 
beschlossen. Die Erklärung der abschlie- 
Benden Versammlung fordert eine Mobili- 
sierung am 29. September 2010 überall in 
Europa, um gegen die Sparpolitik zu protes- 
tieren, aber es gab keine Vereinbarung für 
eine massive Beteiligung an der von der 
Gewerkschaft organisierten Demo in Brüs- 
sel am gleichen Tag. Das ist wirklich eine 
Schande, da gemeinsame Aktionen und 
folglich ein bescheidenes Maß an Kom- 
promiss benötigt werden, wo die sozialen 
Rechte bedroht sind. Dieser Sachverhalt 
zeigt, das Rivalität wichtiger als kooperati- 
ves Handeln und Machtverhältnisse wichti- 
ger als Inhalte betrachtet werden. Einige 
linke Radikale scheinen noch zu ignorieren, 
wie weit die Krise der Linken ihre Macht 
erodiert hat und wie dringend kooperatives 
Handeln erforderlich ist, wenn sie überle- 
ben wollen. 


Lektionen für das Weltsozialforum in 
Dakar 


Es ist klar, dass die Afrikaner ihre eigene 
Dynamik haben und perfekt in der Lage 
sind, ihr eigenes Forum auf der Grundlage 
ihrer eigenen sozialen, kulturellen, politi- 
schen und organisatorischen Ressourcen zu 
organisieren. Aber da Dakar ein Weltsozial- 
forum in 2011 ausrichten wird, wird es 
auch die Einflüsse aus einem alternden 
Europa, einer sehr dynamischen USA, den 
erfahrenen Latinos und der begrenzten 
Anzahl von Asiaten, dienun zum WSF 
kommen, zu bewältigen haben. Die Erwar- 
tungen und Amb itionen sind hoch, denn das 
erste WSF in Nairobi/Afrika im Jahr 2007 
hinterließ nicht eine einhellig geteilte posi- 
tive Erinnerung. Die Vorbereitungsarbeit ist 
jedoch in sehr guten Händen in Dakar, und 
ich vertraue darauf, dass das WSF2011 ein 
großer Erfolg werden kann. Viel wird von 
der Fähigkeit abhängigen zu sprechen und 
zuzuhören, zu kooperieren und zu teilen. 


Während es jedoch einfach ist dies zu kons- 
tatieren, dürfe es nicht so leicht sein, dies 
zu erreichen. In diesem Moment gibt es 
eine Menge Frustration unter den "alten" 
Teilnehmern des WSF, denjenigen, die seit 
2001, 2002 oder 2003 teilnehmen. Konkrete 
Ergebnisse in Form von Kämpfen oder in 
Form von echtem politischem Wandel 
fehlen noch, außer in Lateinamerika, wo 
einige linke Regierungen versuchen, neoli- 
beraler Politik Einhalt zu gebieten. Die alte 
Kontroverse „Raum versus Aktion“ ist 
nicht gelöst, viele Netzwerke wurden auf- 
gebaut und gefestigtund brauchen daher 
das WSF nicht mehr. Während die Konver- 
genz im Widerstand gegen die neoliberale 
Politik leicht zu erreichen war, ist sie 
schwieriger zu erreichen beim Vorschlag 
von Alternativen. 


Die aktuelle Strategiediskussion im WSF 
spiegelt diese verschiedenen Gegensätze 
wider und muss mit den Zielen des WSF 
verknüpft werden. Laut Chico Whitacker, 
einer der Gründerväter des WSF, sind diese 
Ziele dreifach: die Schaffung einer neuen 
politischen Kultur, basierend auf Respekt 
und Vielfalt; der Zivilgesellschaft politi- 
sche Macht zu geben und politische Aktion 
und soziale Kämpfe zu organisieren, um 
Kapitalismus und Neboliberalismus zuü- 
berwinden. Da diese Ziele nicht in einer 
hierarchischen Weise formuliert sind, sollte 
klar sein, dass das erste den Erfolg des 
zweiten und dritten b estimmt. Die politi- 
sche Relevanz des WSF, sein Potenzial 
neue politische Inhalte zu erzeugen, wichti- 
ge Intellektuelle aus der ganzen Welt anzu- 
ziehen, neue Alternativen den sozialen 
Bewegungen anzubieten und eine aufstre- 
bende Opposition zur kapitalistischen und 
neoliberalen Weltordnung zu schaffen, 
hängt von seiner Möglichkeit ab, ständig 
sich neu zu erfinden und einen attraktiven 
intellektuellen Rahmen zu schaffen. Wäh- 
rend es am wichtigsten und dringendsten 
erscheinen mag, mit dem politischen Han- 
deln und den sozialen Kämpfen zu begin- 
nen, besteht die Gefahr der Ignoranz ge- 
genüber der reichen Vielfalt der WSF- 
TeilnehmerInnen und ihre unterschiedl- 
chen Anforderungen sowie der Überschät- 
zung der Stärke unserer Bewegungen. Die 
alte Linke hat bisher keine starke Tradition 
der Demokratie und riskiert einige der 
neuen Methoden und Denkweisen der neu- 
en sozialen AkteurInnen zu übersehen, die 
weniger die Auseinandersetzung und mehr 
die Zusammenarbeit betonen. 


Dieser Punkt hilft, den Unterschied zwi- 
schen dem ESF und dem US-SF zu klären. 
Das ESF ist stärker auf Inhalt und Aktion 
ausgerichtet, während das US-SF stärker ist 
bezüglich Methoden und der politischen 
Kultur. 

Diese Unterschiede erklären auch die ver- 
schiedenen Vorschläge in den strategischen 
Ansätzen. Im Augenblick sind drei unter- 
schiedliche strategische Wege erkennbar. 


Der erste ist die Versammlung der sozialen 
Bewegungen. Er scheint einem dualen Pfad 
zu folgen, auf der einen Seite die Schaffung 
eines spezifischen Raumes innerhalb der 
WSF-Prozesses, auf der andere n Seite die 
selbständigen Schaffung einer parallelen 
Struktur zum IC (International Council = 
Internationalen Rat; Anm. d. Übers.) und 
zum WSF. Die Versammlung der sozialen 
Bewegungen hat eindeutig eine Koalition 
von einigen wichtigen globalen Bewegun- 
gen geschaffen, welche Schulden, Gender, 
Bauern etc. repräsentieren. Es scheint je- 
doch ihr Hauptziel zu sein, einen gemein- 
samen Aktionsplan zu haben, unabhängig 
vom politischen Inhalt ihres Anti- 
Kapitalismus oder der stillschweigenden 


Annahme von gemeinsamen politischen 
Inhalten. 


Der zweite ist die Organisation einer strate- 
gischen Debatte über die Website des WSF 
2011, basierend auf den verschiedenen 
Veranstaltungen des Jahres 2010, auf Akti- 
onen der verschiedenen sozialen Bewegun- 
gen oder auf den Beiträgen der weltweiten 
Intellektuellen. Die Organisation der E- 
Debatten um einige wichtige Streitfragen 
unserer Zeit kann helfen, die Herausford e- 
rungen, mit denen das WSF konfrontiert ist, 
und hoffentlich auch die Ideen hinsichtlich 
Strategien zu klären. Verschiedene Beiträge 
werden dazu beitragen, die unterschiedli- 
chen strategischen Elemente in sozialen 
Bewegungen und Ereignisse auf der ganzen 
Welt zu entdecken. 


Die dritte Strategie Könnte die Organis ation 
von tatsächlichen realen Debatten während 
der WSF2011 in Dakar und danach sein, 
entlang einiger vom Organisationskomitee 
vorgeschlagenen wichtigen Fragen oder 
anhand von Fragen, die sich aus den Bei- 
trägen auf der Website ableiten. Idealerwei- 
se wären diese "ko-organisierten Veranstal- 
tungen" parallel zu den selbst organisierten 
Seminaren des WSF. Dies könnte helfen bei 
der Vorbereitung der erhofften Konvergen- 
zen, nicht in der Form einer Richtlinie oder 
einer anderen bindenden Weise, aber hin- 
weisend auf mögliche Zusammenhänge 
zwischen Themen, Themenverknüpfungen, 
Überblicke gestatten über die globale De- 
batte und orientierend auf die wichtigsten 
sich entwickelnden Themen. Dieses Format 
war sehr erfolgreich in Porto Alegre 2010; 
und in der gleichen Weise wurde in Detroit 
jeden Tag ein "Plenum" organisiert. Der 
große Vorteil dabei ist, den Debatten eine 
Kontinuität zu geben bezüglich einiger 
wichtigen Themen und implizit soziale 
Bewegungen zu inspirieren, da diese Kon- 
ferenzen helfen, die verschiedenen Mei- 
nungen zu einem Thema zu verdeutlichen. 
In der Tat ermöglicht es die Kombination 
verschiedener Ziele, die Zusammenführung 
verschiedener Stränge von Ideen zu einem 
bestimmten Thema oder eine Kontroverse, 
zu diskutieren und zuzuhören; und es regt 
die selbstorganisierten Veranstaltungen an 
zu klären, was Sache ist, vorbere itend für 
zukünftiges Denken und Handeln. 


Diese drei Strategien können sich ergänzen 
und dazu beitragen, politische Impuke zu 
schaffen und zu einer gemeinsamen Agenda 
zu führen auf der Grundlage einer gemein- 
samen Sprache und eines gemeinsames 
Verständnis der heutigen politischen und 
sozialen Gegebenheiten. 


Die Krise der Linken 
Die Schwierigkeit für das Forum und für 


soziale Bewegungen im Allgemeinen, ihre 
Strategien neu zu definieren und politische 


Relevanz zu erreichen oder zu wiederzuge- 
winnen, ist verknüpft mit der Krise, mit der 
die Linke in vielen Teilen der Welt kon- 
frontiert ist, besonders in Europa. Diese 
Krise besteht nicht nur aufgrund der ideo- 
logischen Differenzen, sondern auch wegen 
der ökologischen Krise, die eine große 
Diskussion über die Moderne in den Vor- 
dergrund gerückt hat. Da die Linke ein 
Kind der Moderne ist, sind beide miteinan- 
der verknüpft und bedürfen dringend einer 
Klarstellung: Was genau verstehen wir 
unter "Modern ität", was müssen/wollen wir 
verweigern, was müssen/wollen wir bewah- 
ren? Können die Probleme mit einer mar- 
xistischen Analyse der ökologischen Krise 
gelöst werden? Es gibt jetzt viel Diskussion 
über eine "zivilisatorische" Krise und "Ok- 
zidentalisierung", Entwicklung, Wachstum, 
Menschenrechte, Staaten und so weiter. 
Obwohl eine solche Debatte über die "Mo- 
dernität" durchaus innerhalb des Forums 
organisiert werden kann, ist es klar, dass es 
Jahre brauchen wird, um einiges an ge- 
meinsamen - oder divergierenden - Ver- 
ständnis zu erreichen und neue Strategien 
auf dieser Grundlage zu entwickeln. Eine 
solche Debatte kann eingebettet werden in 
die Suche nach einer neuen emanzipatori- 
schen Universalität, wie es von afrikani- 
schen Freunden vorgeschlagen wurde, 
welche das WSF 2011 organisieren. Es 
wird zwangsläufig auf der Achtung der 
kulturellen und politischen Besonderheiten 
aller sozialen Bewegungen basieren und 
kann zur Definition von neuen Werten für 
das Verhältnis mit der Natur und von "al- 
ten" Werten in einer neuen Sprache führen. 


Wenn die Linke überleben will, vor allem 
in Europa, braucht es einen innovativen 
Ansatz, der in der Lage ist, junge Leute 
anzuziehen, der sich auf Rechte und auf die 
Demokratie fokussiert, Solidarität in einer 
mehrdimensionalen Art neu begreift, Ziele 
der Wirtschaft neu definiert und sie direkt 
verbindet mit der sozialen und politischen 
Welt. 


Fazit 


Auf diese Weise kann das WSF der europä- 
ischen sozialen Bewegungen helfen, ihre 
Problematik neu zu sehen und die alten 
Gegensätze aufzugeben, die keine Lösun- 
gen für die aktuelle Welt liefern können. 
Dies bedeutet nicht, dass ideologische 
Perspektiven aufgegeben werden müssen, 
aber sie können möglicherweise in anderer 
Weise gestaltet werden. Das WSF kann sich 
auch am dynamischen US-SF orientieren, 
um Basisbewegungen besser anzusprechen 
und zu gewinnen. 


Das WSF ist ein Spiegelbild der sozialen 
Bewegungen, die sich daran beteiligen. In 
Europa haben viele dieser Bewegungen ihre 
Wurzeln in dem auf den Staat bezogenen 
sozialistischen Gedankengebäude. Die 


Finanz-und Wirtschaftskrise hat einen 
Rückschlag für die verschiedenen Bewe- 
gungen erzeugt, die wieder einfach ihre 
orthodox-marxistische Vision verteidigen, 
deren bekannte Unzulänglichkeiten verges- 
send und die globalen Veränderungen und 
neuen politischen Akteure missachtend. Die 
"alte Linke" ist immer noch einer der 
Rückgrate des Sozialforumprozesses , aber 
sie ist- wenn nach innen gerichtet - zu- 
gleich eine der größten Hindernisse für die 
Überwindung ihrer Defizite. 


Die Herausforderung für Dakar ist es, einen 
Mittelweg zwischen ESF und US-SF zu 
finden, indem es vor allem die Dynamik der 
afrikanischen Bewegungen, die Kraft und 
die Kapazitäten der alten Linken und die 
innovativen Methoden der USSF verwen- 
det. Dies ist eine schwierige Balance und es 
ist sehr verständlich, dass die Gründerväter 
sehr vorsichtig bleiben, über "Offenen 
Raum" und "Zivilgesellschaft" und "neue 
politische Kultur" sprechen, ohne sie jemals 
zu definieren. Die aktuelle Diskussion über 
die "thematischen Achsen" von Dakar 
2011 zeigen, wie schwierig es ist, neue 
Themen zu berühren und neue Visionen zu 
integrieren. 


Dennoch kann es sich das WSF nicht les- 
ten, ihre "alte Linke" mit ihren analytischen 
Fähigkeiten und ihrem Wissen um die 
Vergangenheit zu verlieren. Wenn das WSF 
seine politische Relevanz nicht verlieren 
will, ist eine Art "Ruck" nötigt, um die 
Vagheit der" Zivilgesellschaft" und die 
Risiken des "offenen Raum" zu überwinden 
wie auch der alten konkurrierenden Kon- 
zepte der alten Linken. Neue Tagesordnun- 
gen mit neuen Diskursen werden gebraucht. 


Heute ist das WSF eine bedeutende zivilge- 
sellschaftliche Bewegung in der Welt. Es ist 
mit einer Entscheidung konfrontiert: Ent- 
weder fährt es fort, viele Bewegungen ohne 
inhaltliche Kohärenz zu organisieren und zu 
bündeln. Diese Wahl passt perfekt zu dem 
Wunsch, eine embryonale Form einer Ver- 
tretung der globalen Zivilgesellschaft zu 
werden. Oder es kann versuchen, die Ent- 
wicklung neuer Weisen des Denkens und 
Organisierens zu fördern, um neue Bünd- 
nisse möglich zu machen, die sich um In- 
halte organisieren und versuchen, ideologi- 
sche Altern ativen zu haben, welche zu 
neuen gemeinsamen Aktionsagenden fü h- 
ren. Beide Lösungen haben ein Potential die 
Linke zu erneuern, wenn auch der zweite 
Ansatz innovativer in Sachen der politi- 
schen Kultur ist. Es geht um die Suche nach 
einem Mittelweg zwischen der Versamm- 
lung der sozialen Bewegungen und dem 
"Offenen Raum" -Ansatz. 


Das WSF wurde einst von Chico Whitacker 
als ein "gemeinsames Gut für die Mensch- 
heit" beschrieben, was es sicher ist. Aber da 


es nichts weiter ist als ein Werkzeug für 


einen transformativen Modus des politi- 
schen Handelns, braucht es ständig neue 
Leute, um das Werkzeug zu modernisieren, 
um mehr Innovation zu ermöglichen, um 
Fortschritte im Hinblick auf eine andere 
und bessere Welt zu erzielen. 


Das Weltsozialforum 2011 in Dakar, Sene- 
gal, kann ein großer Erfolg werden, dank 


der Dynamik und dem Zutun vieler Afrika- 
ner. Dakar kann die Europäer lehren zu 
sprechen und vor allem zuzuhören und sie 
zu neuen Tagesordnungen und Diskursen 
lenken. Dakar kann vom US-Sozialforum 
lernen, wie man die "Regeln" des WSF mit 
mehr politischen Inhalt verbindet. 


Englische Version siehe 


http://openfsm.net/projects/esf-strategy- 
discussion/blog/2010/08/12/the-us-and-the- 
european -social-forum-strategic- 
challenges-for-the-wsf/ 


Übersetzung aus dem Englischen von Tors- 
ten Trotzki. 
http:/Iwww.weltsozialforum.org/news.2010. 
3/print.html?entry=page.news.2010.3) 


Auf nach Dakar! 


Das nächste WELTSOZIALFORUM 
findet vom 6. bis zum 11. Februar 2011 in Dakar, Senegal, statt. 
Die öffentlichen Beratungen über die thematischen Achsen 2011 
haben begonnen 


WORLD 
SOCIAL 
FORUM 


Der internationale Rat des Weltsozialfo- 
rums, das Afrikasozialforum und das sene- 
galesische Organisationskomitee starten 
eine öffentliche Beratung bis zum 10. Sep- 
tember, um die thematischen Achsen der 
Zentralausgabe des Weltsozialforums fest- 
zulegen, die vom 6. bis 11.Februar 2011 in 
Dakar, Senegal stattfinden soll. Diese M e- 
thode wurde nach Mumbai (Maharaschtra, 
Indien) vor 5 Jahren vorgeschlagen. Die 
hauptsächlichen Ziele sind, dem Raum des 
WSF in Bezug auf die Verteilung der 
selbst-organisierten Aktivitäten eine Struk- 
tur zu geben und zu den Kommunikations- 
möglichkeiten zwischen Organisationen, 
Netzen und Bewegungen, Gruppen und 
Kampagnen beizutragen, und dadurch eine 
größere Konvergenz und Artikulation zwi- 
schen ihnen zu erreichen. 


Der Beratungsplan ist daher entsprechend 
der drei strategischen Achsen der Veran- 
staltung im Jahr 2011 strukturiert: 


1. Stärkung der Angriffskapazität gegen 
den neoliberalen Kapitalismus und seine 
Instrumente. 

2. Vertiefung des Kampfs und Widerstands 
gegen Kapitalismus, Imperialismus und 
Unterdrückung. 

3. Vorschläge demokratischer und dem 
Volk gemäßer Alternativen. 


Das Sozialforum schlägt 11 thematische 
Achsen vor, die den aktuellen internationa- 
len Zusammenhang berücksichtigen, den 
Zusammenhang des Kampfes, den die 
Bewegungen führen und die Themen, die 
mit Afrika zu tun haben. Die Organisatoren 
schlagen deshalb vor: 

1. Für eine menschliche Gemeinschaft, die 
gegründet ist auf allgemeinen Prinzipien 
und Werten der Würde, der Diversität, der 
Gerechtigkeit und der Gleichheit aller Men- 
schenunabhängig von Geschlecht, Kultur, 
Alter, Behinderungen und von religiösen 
Glauben; und für die Abschaffung aller 
Formen der Unterdrückung und der Dis- 


kriminierung auf Grund von Rassismus, 
von Xenophobie, des Kastensystems, der 
sexuellen Orientierung und anderer. 

2. Für Umweltgerechtigkeit, für allgemei- 
nen und nachhaltigen Zugang der Mensch- 
heit zu denöffentlichen Gütern, für die 
Erhaltung des Planeten als Lebensquelle, 
insbesondere des Landes, des Wassers, der 
Wälder, der erneuerbaren Energiequellen 
und der Biodiversität, mit einer Garantie 
der Rechte indigener, originärer, traditio- 
neller, autochthoner und auf ihren Territo- 
rien eingeborenen Völker, ihrer Lebens- 
quellen, ihrer Sprachen, Kulturen, ihrer 
Identitäten und ihres Wissens. 


3. Für die Anwendung und effektive 
Durchsetzung der Menschenrechte — wirt- 
schattlich, sozial, kulturell, bezogen auf die 
Umwelt, bürgerliche und politische Rechte 
-, insbesondere der Rechte auf Land, auf 
Ernährung, auf soziale Sicherheit, auf Ge- 
sundheit, auf Bildung, auf Wohnung, auf 
Beschäftigung, auf anständige Arbeit, auf 
Kommunikation und auf kulturelle und 
politische Ausdrucksmöglichkeit. 

4. Für Bewegungs- und Niederlassungs- 
freiheit aller, ganz besonders für Migranten 
und Asylsuchende, für Opfer von Men- 
schenhandel, für Flüchtlinge, indigene und 
Urvölker, autochthone, traditionelle und 
eingeborene Völker, für Minoritäten, Völ- 
ker unter Besetzung und in Kriegs und 
Konfliktsituationen, sowie für Beachtung 
ihrer bürgerlichen, politischen, wirtschaftli- 
chen, sozialen, kulturellen und ökologi- 
schen Rechte. 

5. Für das unveräußerliche Recht der Völ- 
ker auf das kulturelle Menschheitserbe, für 
die Demokratisierung des Wissens, der 
Kulturen, der Kommunikation und Techno- 
logie Fr das Ende der Privatisierungvon 
Wissen und Technologie, indem das Sys- 
tem des intellektuellen Eigentumsrechts 
(Patentwesen) grundlegend geändert wird 
6. Für eine Welt befreit von den Werten 
und Strukturen des Kapitalismus, von patri- 
archaler Unterdrückung, von allen Formen 


der Beherrschung durch Finanzmächte, 
durch transnationale Konzerne und u n- 
gerechte Handelssysteme, der kolonialen 
Beherrschung und Beherrschung über 
Schulden. 

7. Für die Errichtung einer sozialen, solida- 
rischen und emanzipatorischen Wirtschaft- 
weise mit nachhaltigen Produktions- und 
Konsummodellen und einem System von 
fairem Handel, das die Grundbedürfnisse 
der Völker und die Achtung der Natur ins 
Zentrum seiner Prioritäten stellt und eine 
globale Umverteilung und ein internationa- 
les Steuersystem ohne Steueroasen garan- 
tiert. 


8. Für die Errichtung und Erweiterung von 
demokratischen lokalen, nationalen und 
internationalen politischen und wirtschaftli- 
chen Strukturen für die Teilnahme der 
Völker an Entscheidungsprozessen und an 
der Kontrolle öffentlicher Angelegenheiten 
und Ressourcen, indem die Diversität und 
Würde der Völker respektiert wird. 

9. Für die Errichtung einer Weltordnung, 
die sich gründet auf Frieden, menschliche 
Gerechtigkeit und Sicherheit, auf Recht, 
Ethik, Souveränität und Selbstbestimmung 
der Völker, unter Ächtung wirtschaftlicher 
Sanktionen; und für internationale Regeln 
des Waffenhandels. 

10. Für die Anerkennung der Geschichte 
und des (Befreiungs-)Kampfes Afrikas und 
seiner Diaspora sowie ihres Beitrags für die 
Menschheit, in Anerkennung der Gewalt 
des Kolonialismus. 

11. Für eine gemeinsames Reflektieren 
über unsere Bewegungen, über den Prozess 
des Weltsozialforums und unsere Zukunfts- 
aussichten. 


5) 


http://fsm2011.org/fr/actualite/consultation- 
publique-des-axes-pour-2011 


Übersetzung Bernt Lampe aus dem 
französischen Text, coorditrad 


"Unser Amerika ist auf dem Weg" 


Erklärung des Vierten Amerikanischen Sozialforums in Asunciön, Paraguay 


Wir, die auf dem Vierten Amerikanischen 
Sozialforum in Asunciön, Paraguay, anwe- 
senden sozialen Bewegungen, bestätigen 
aufs Neue unsere Solidarität und Verbun- 
denheit mit dem paraguayischen Volk an- 
gesichts des dringenden Bedürfnisses zum 
Fortschritt in seinem Prozess des tiefgrün- 
digen Wandels, hin zur Zurückgewinnung 
der Souveränität über sein Territorium, 
seiner Gemeingüter und Energieressourcen, 
zur Durchsetzung seiner Agrarreform und 
zur Demokratisierung des Reichtums. 


Wir leben in einem Kontinent, in dem es in 
den letzten Jahrzehnten zu einem erneuten 
Zusammentreffen von sozialen und indige- 
nen Bewegungen kam, welche aus Erfah- 
rung und geschichtlichem Bewusstsein das 
kapitalistische System radikal hinterfragen. 
In den letzten Jahren führten erstarkte sozi- 
ale Kämpfe weg von den neoliberalen Re- 
gierungen hin zu Regierungen, die positive 
Reformen auf den Weg gebracht haben, wie 
die Nationalisierung lebenswichtiger Wirt- 
schaftssektoren und neue Verfassungen im 
Sinne des Transformationsprozesses. 


Doch die Rechte reagiert schnell und ver- 
sucht, jedweden Veränderungsprozess zu 
bremsen. Aus ihren politischen, wirtschaft- 
lichen, medialen und juristischen Enklaven 
agiert sie unentwegt. Hinzu kommt eine 
neue Offensive des Imperialismus, auch 
militärisch. Seit dem vorangegangenen 
Forum in Guatemala 2008 verzeichnen wir 
einen Staatstreich in Honduras sowie ein 
eine verstärkte Militärpräsenz von Seiten 
der USA in allen Längen und Breiten unse- 
res Amerikas. Es vermehren sich Abko m- 
men zur Installierung von Militärbasen, die 
Vierte Flotte operiert in unseren Meeren. 
Das alles steht für eine systematische De- 
stabilisierung der Demokratie auf unserem 
Kontinent. Die sozialen Bewegungen wer- 
den immer mehr unterdrückt und kriminali- 
siert. 


Wir klagen die Unrechtmäßigkeit des De- 
facto-Präsidenten von Honduras, Porfirio 
Lobo, an. Zugleich erkennen wir den W i- 
derstand des honduranischen Volkes an und 
unterstützen seinen Kampf für eine konsti- 
tutionelle Neugründung, die eine wahrhaf- 
tige Demokratie in Honduras bedeuten 
würde. 


Wir solidarisieren uns mit dem Kampf des 
haitianischen Volkes, welches für den Wie- 
deraufbau weder militärische Interventio- 
nen noch eine wirtschaftliche Besatzung 


benötigt. Wir fordern im Gegenteil, dass die 
Souveränität des Landes respektiert wird 
und wir unterstützen andere Länder, die 
eine solidarische Zusammenarbeit unter 
anderem in den Bereichen Gesundheit, 
Bildung und Landwirtschaft anbieten. Wir 
fordern auch den bedingungslosen Schul- 
denerlass und verurteilen den neuen Prozess 
der illegalen Verschuldung zu Lasten des 
haitianischen Volkes. 


Die Offensive von rechts wird durch eine 
Welle von Freihandelsverträgen in unter- 
schiedlichen Varianten begeleitet. Das ist 
das zentrale Merkmal der Strategie der 
Europäischen Union, der anderen neokolo- 
nialen Macht, die in Lateinamerika und der 
Karibik operiert. Die ausführenden Kräfte 
sind die internationalen Finanzinstitutionen, 
die Weltbank, der Internationale Währungs- 
fonds, die regionalen Entwicklungsbanken 
und die privaten Bankengruppen. Sie schaf- 
fen neue, enorme Verschuldungen mit 
direktem Schaden für Völker und Natur. 


Diese Bedrohung verknüpft sich mit dem 
immer noch unveränderten, primär expoıt- 
orientierten, ausschließenden und erpresse- 
rischen Entwicklungsmodell. Dieses schlägt 
sich in vielen Regionen nieder, schließt 
Bevölkerungsgruppen aus und verursacht 
Entwurzelung und Migration. 


Die aktuelle Systemkrise zeigt die Erschöp- 
fung des kapitalistischen Modells und, noch 
spezieller, seiner Machtzentren. Banken, 
Transnationale Unternehmen und die Re- 
gierungen der G$ versuchen heute sichtba- 
rer denn je, die gesamte Welt an den Ab- 
grund zu schleifen. Hinzu kommt die Be- 
drohung eines Atomkrieges durch die USA. 


Die Verteidigung der Natur vor dem alles 
verzehrenden Kapitalismus ist zentraler 
Bestandteil der Agenda von immer mehr 
sozialen Bewegungen geworden. Es erstarkt 
eine gemeinsame Front gegen die Zerst- 
rung der Natur und gegen die falschen 
Lösungen des Freien Marktes und des "grü- 
nen Kapitalismus", wie CO2-Zertifikate, 
Biobrennstoffe, transgene Anbauweisen 
und Geoingeneering, welche angesichts des 
drohenden Klimawandel aus den Macht- 
zentren importiert werden. 


Wir klagen die Regierungen des geopoliti- 
schen Nordens an: Anstatt sich über Maß- 
nahmen gegen die gravierenden Effekte des 
Klimawandels Gedanken zu machen, ent- 
ziehen sie sich ihrer Verantwortung und 


entwickeln neue Marktmechanismen, wie 
die CO2-Zertifikate, um noch höhere Ge- 
winne zu erzielen, genauso wie Reduktion 
von Emissionen aus Entwaldung und Schä- 
digung von Wäldern (REDD, Anm. d. 
Übers.), welche zur Vermarktung und Pri- 
vatisierung der Wälder und zum Verlust 
territorialer Souveränität führt. Wir lehnen 
solche Mechanismen ab. 


Wir fordern stattdessen, dass diese Länder 
die eigenen Treibhausgasemissionen redu- 
zieren und streben darüber hinaus die Bil- 
dung eines Internationalen Klimagerichts 
an. Wir erneuern die Vorschläge von der 
Weltkonferenz der Völker in Cochabamba 
zum Klimawandel und den Rechten von 
Mutter Erde. Echte Lösungen angesichts 
der Globalen Erwärmung sind Klimage- 
rechtigkeit, Ernährungssouveränität, die 
Rückgewinnung von Land, Agrarreformen, 
die nachhaltige Landwirtschaft sowie die 
Integration und Solidarität zwischen den 
Völkern. 


Wir, die Sozialen Bewegungen, befinden 
uns vor der historischen Gelegenheit, e- 
manzipative Initiativen auf eine internatio- 
nale Stufe zu heben. Nur die Kämpfe unse- 
rer Völker erlauben es uns zum yvymara- 
ne‘y, der Erde ohne Böses, zu gelangen und 
das tekopara, das Gute Leben (indigenes 
Konzept für nachhaltige Entwicklung; 
kursive Begriffe aus dem Guarani, Anm. d. 
Übers.), zu verwirklichen. 


Wir verpflichten uns unsere Anstrengungen 
zur Autonomie unserer Völker, unserer 
Ernährungs- und Energiesouveränität sowie 
zur Selbstbestimmung der Frau über ihren 
Körper und ihr Leben und zur sexuellen 
Freiheit zu verstärken. 


Wir schaffen Alternativen, die von den im 
Widerstand Vereinten ausgehen und ein 
Zusammenspiel derdiversen antikapitalisti- 
schen, antipatriarchalen, antikolonialen und 
antirassistischen Perspektiven darstellen. 
Zugleich suchen wir weiter nach einem 
neuen Paradigma, welches sich nach 
Gleichheit, dem Guten Leben, der Selbstbe- 
stimmung und der Integration ausrichtet 
und auf dem Prinzip der Solidarität zwi- 
schen den Völkern basiert. 


Asunciön, Paraguay, 15. August 2010 


http://amerika21.de/analyse/9813/erklaerun 


g-sozialforum-amerika 
(Übersetzung: Steffen Lehnert, Montevideo) 


Benjamin Dangl 


Pacha Mama und der Fortschritt: 


Gegensätzliche Visionen für die Zukunft von Lateinamerika 


In Potosi/Bolivien haben sich im kalten 
Winterwind Bergleute mit ihren Dyna- 
mitstangen aufden Weg gemacht, vorbei 
an Straßenblockaden, Protesten, Hunger- 
streikenden und einem besetzten Elektri- 
zitätswerk. Diese Aktionen fanden von 
Mitte Juli bis Mitte August statt und 
richteten sich gegen die von ihnen be- 
klagte Vernachlässigung der verarmten 
Potosi Region durch die Regierung von 
Evo Morales. 


Die Kraftprobe in Bolivien ist ver- 
gleichbar mit ähnlichen Konflikten, die 
in ganz Lateinamerika zu beobachten 
sind, Konflikten zwischen den Verspre- 
chungen von linksorientierten Regierun- 
gen, den Bedürfnissen der Bevölkerung 
und den begrenzten Ressourcen der Pa- 
chamama (Mutter Erde). 

Diverse soziale Bewegungen wie die der 
Bergarbeiter, Gewerkschaften, Studen- 
ten, lokale Einwohner und sogar die 
Fußballmannschaft der Stadt vereinten 
sich bei den Protesten im späten Juli. Die 
Mobilisierungen brachten die Stadt und 
viele Bergwerke zum Stillstand. Die 
Einwohner kritisierten, dass die Regie- 
rung ihnen keine Aufmerksamkeit 
schenkt und daß sie keine Finanzmittel 
für Entwicklungsprojekte in Potosi, ei- 
nem der ärmsten Gebiete des Landes, 
bereitstellt. 

Gefordert wurde unter anderem die Fer- 
tigstellung einer Fernverkehrsstraße 
zwischen dem Gebiet Tarija und Potosi, 
eine Zement- und Metallfabrik, ein Flug- 
hafen und die Bewahrung von Cerro 
Rico, eines inzwischen verfallenden 
historischen Silberbergwerks. Nach 19 
Tagen der Mobilisierung haben die Akti- 
visten und die Regierung von Evo Mora- 
les eine Regelung vereinbart, die allen 
Forderungen der Protestler gerecht wur- 
de. 


Der Konflikt, der vor kurzem in Potosi 
stattfand, ist einer von vielen im Lande, 
die mit der Verteilung von Staatsgeldern, 
der Durchführung von Entwicklungspro- 
jekten, und dem Zugang zu natürlichen 
Ressourcen in Zusammenhang stehen. 
Verschiedene Bewegungen indigener 
Völker aus dem Osten Boliviens haben 
sich Mitte Juni zu einem Protestmarsch 
zusammen geschlossen, um ihre Rechte 


auf eine autonome Bewirtschaftung des 
Landes und die Gewinnung von Gas und 
Mineralien in ihren Gebieten geltend zu 
machen. 

Der Kern all diesen Konflikten ist die 
Frage, die linksorientierte Regierungen 
und soziale Bewegungen in ganz Latein- 
amerika bewegt: wie sollte diese „andere 
Welt, die möglich ist“ aussehen? 


Der Soziologe Immanuel Wallerstein 
fragt angesichts der gegenwärtigen Lage 
in Lateinamerika: „Ist es eine Entwick- 
lung, die auf ständigem Wachstum be- 
ruht, selbst wenn sie „sozialistisch‘“ ist 
und das reale Einkommen der Menschen 
des globalen Südens erhöht...Oder ist es 
das, was manche als eine Änderung der 
zivilisatorischen Werte nennen, eine 
Welt des ‚buen vivir’ (gut leben)“? Die- 
ses Konzept verlangt ein Leben in Har- 
monie mit der Natur und den anderen 
Menschen, statt ständiger Kapitalakku- 
mulation und Anhäufung von materiellen 
Gütern, während die Erde zerstört wird. 


Zu diesen widersprüchlichen Visionen 
von dieser „anderen Welt, die möglich 
ist“ (der Spruch des Weltsozialforums) 
kommt außerdem noch die Divergenz 
zwischen politischer Rhetorik und der 
Wirklichkeit. Vielen linksorientierten 
Regierungen in der ganzen Region fehlt 
der politische Wille - oder sie werden 
durch wirtschaftliche und politische 
Mächte und den Staat zu sehr einge- 
schränkt -, um die dringend nötigen 
strukturellen Änderungen durchzuführen, 
die den Menschen ein „buen vivir“ er- 
möglichen könnten. 

Solange sowohl die Politiker als auch die 
Bevölkerung nicht zur Handlung greifen, 
werden die Versprechen der Regierung 
wirkungslos bleiben. Auf dem Sozialfo- 
rum für die Amerikas, das jüngst in A- 
suncion, Paraguay, stattfand, hat Roberto 
Baggio vom brasilianischen Landless 
Workers Movement (MST) der Nach- 
richtenagentur IPS erklärt: „Wenn wir 
von Agrarreform sprechen, dann meinen 
wir, dass wir den Zugang zum Privatei- 
gentum demokratischer machen wollen, 
und Gesetze brauchen, die uns Aktionen 
ermöglichen, denn ein gutes Bodenre- 
form-Programm allein genügt nicht, 


wenn keine konkreten Aktionen gestartet 
werden“ 


Diese Meinung spiegelt die Situation 
wieder, in der sich die wichtigsten sozia- 
len Bewegungen in Lateinamerika heute 
befinden. Nur die Wenigsten streben 
heute einen Regierungsumsturz an, wie 
zu der Zeit, wo die Neoliberalen an der 
Macht waren. Vielmehr, schreibt der 
uruguayischer Journalist Raül Zibechi, 
haben wir es dort mit „etwas Subtileren 
zu tun: die sozialen Bewegungen sind 
dabei, den Regierungen Grenzen zu 
setzen“. Von Ecuador und Venezuela bis 
zu Argentinien und Bolivien werden die 
Beziehungen zwischen Bewegungen und 
Regierungen laufend neu definiert. 


Eine andere Teilnehmerin in diesem 
Tanz ist die Erde selbst. Angesichts des 
Ansturms der globalen Erwärmung, der 
Sojabohnen-Hochkonjunktur und der 
ökologischen Zerstörung durch die Holz- 
‚Öl-, Gas- und Bergbauindustrie ist die 
Notwendigkeit einer Philosophie des 
„buen vivir“ dringender nötig als jemals 
ZUVOr. 

Wie es die indigene Aktivistin und No- 
belpreisträgerin Rigoberta Menchu den 
Teilnehmern des Sozialforums in Para- 
guay in Erinnerung gerufen hat, „Wir 
können nicht die Erde beherrschen, son- 
dern sie beherrscht uns“. 


Benjamin Dangl ist auch der Autor von 
The Price of Fire: Resource Wars and 
Social Movements in Bolivia (AK Press, 
2007), und Herausgeber von To- 
wardFreedom.com, einer Website mit 
einer progressive Perspektive auf das 
Weltgeschehen, und dem Forum Upsi- 
deDownWorld.org, das über Aktivismus 
und Politik in Lateinamerika berichtet. 
Die Beziehung zwischen sozialen Bewe- 
gungen und Staaten in sieben lateiname- 
rikanischen Ländern wird in Benjamin 
Dangls bald erscheinendens Buch“ Dan- 
cing with Dynamite: Social Movements 
and States in Latin America“ (A Press, 
Oktober 2010) untersucht: 
<dancingwithdynamite.com>. 

URL: 


mrzine.monthlyreview.org/2010/dangl27 
0810.html 


Immanuel Wäallerstein 


Unterschiedliche Paradigmen 
in der lateinamerikanischen Linken 


Lateinamerika war bisher die Erfolgsge- 
schichte der weltweiten Linken im ersten 
Jahrzehnt des einundzwanzigsten Jahrhun- 
derts. Das trifft in zweierlei Hinsicht zu. 
Erstens und augenfälligst haben linke oder 
links-der-Mitte-Parteien in diesem Jahr- 
zehnt eine bemerkenswerte Reihe von Wah- 
len gewonnen. Und insgesamt betrachtet 
haben lateinamerikanische Regierungen 
zum ersten Mal deutlichen Abstand von den 
Vereinigten Staaten genommen. Lateiname- 
rika ist eine relativ autonome geopolitische 
Kraft auf der Weltbühne geworden. 


Zweitens aber zeigt Lateinamerika eine 
weitere Erfolgsgeschichte der globalen 
Linken: Bewegungen der indigenen Völker 
Lateinamerikas haben sich politisch fast 
überall Gehör vesschafft und ihre Rechte 
auf ein selbstbestimmtes politisches und 
soziales Leben eingefordert. Das wurde der 
Weltöffentlichkeit erstmals 1994 mit dem 
dramatischen Aufstand der Neo-Zapatisten 
im mexikanischen Bundesstaat Chiapas 
deutlich. Was weniger bemerkt worden ist, 
ist das Erstarken ähnlicher Bewegungen 
überall in Lateinamerika und das Interame- 
rikanische Netzwerk, das die lokalen Orga- 
nisationen inzwischen geschaffen haben. 


Das Problem besteht jedoch darin, dass die 
zwei Arten von Linken — die Parteien, die 
in den verschiedenen Staaten an die Macht 
gelangt sind und die Bewegungen der Ur- 
einwohner in den betreffenden Ländern - 
keine identischen Ziele haben und ziemlich 
unterschiedliche ideologische Sprachen 
verwenden. 


Die Parteien haben die wirtschaftliche 
Entwicklung zu ihrem wichtigsten Ziel 
gemacht. Dieses Ziel wollen sie wenigstens 
teilweise durch größere Kontrolle über ihre 
eigenen Ressourcen und bessere Vereinba- 
rungen mit ausländischen Unternehmen, 
Regierungen und internationalen Institutio- 
nen erreichen. Sie streben nach Wirt- 
schaftswachstum, mit dem Argument, nur 
dadurch könne der Lebensstandard ihrer 
Bürger verbessert und mehr Gleichheit auf 
der Welt erlangt werden. 


Die Bewegungen der Ureinwohner haben 
sich bemüht, größere Kontrolle über ihre 
eigenen Ressourcen und bessere Überein- 
künfte nicht nur im Ausland, sondern auch 
mit ihren eigenen Regierungen zu erzielen. 
Im Allgemeinen sagen sie, dass ihr Ziel 


nicht Wirtschaftswachstum ist, sondern der 
Einklang mit PachaMama, der Mutter 
Erde. Sie möchten nicht über mehr Res- 
sourcen der Erde verfügen, sondern einen 
vernünftigeren und verantwortungsvollen 
Umgang, der das ökologische Gleichge- 
wicht respektiert. Sie streben das buen vivir 
an - gut zuleben 


Es überrascht nicht, dass die Bewegungen 
der Urbevölkerungen im Konflikt standen 
mit den wenigen erzkonservativen Regie- 
rungen in Lateinamerika - wie Mexiko, 
Kolumbien, und Peru. Vermehrt, und ganz 
offen, geraten diese Bewegungen auch in 
Konflikt mit den Mitte-Links-Regierungen 
wie in Brasilien, Venezuela, Ecuador, und 
sogar Bolivien. 


Ich sage „sogar“ Bolivien, weil das die 
einzige Regierung ist, die eine indigene 
Person mit massiver Unterstützung der 
stimmberechtigten Ureinwohner zum Präsi- 
denten gewählt hat. Und dennoch hat es 
einen Konflikt gegeben. Es geht dort, wie 
überall, darum, ob und wie Bodenschätze 
erschlossen werden, wer die Entscheidun- 
gen trifft, und wer über die Einnahmen 
verfügt. 


Die linken Parteien neigen dazu, die Bewe- 
gungen der einheimischen Völker, die mit 
ihnen in Konflikt geraten, als wissentliche 
oder unwissentliche Marionetten (wenn 
nicht sogar Agenten) der nationalen rechten 
Parteien und ausländischer Kräfte, insbe- 
sondere der Vereinigten Staaten, zu be- 
schuldigen. Die Bewegungen der Indige- 
nen, die gegen die linken Parteien opponie- 
ren, bestehen hingegen darauf, dass sie nur 
aus eigenem Antrieb ihre ureigenen Interes- 
sen vertreten, und beschuldigen ihrerseits 
die linken Regierungen, diese handelten 
genau wie die einstigen konservativen 
Regierungen ohne echte Rücksicht auf die 
ökologischen Folgen ihres Entwicklungs- 
Aktivismus. 


Kürzlich ist in Ecuador etwas Interessantes 
geschehen. Die dortige linke Regierung 
von Rafael Correa, der mit der Unterstüt- 
zung der Bewegungen der Ureinwohner- 
völker an die Macht gekommen war, geriet 
anschließend mit ihnen in scharfen Ko n- 
flikt. Der akute Streitpunkt war die Absicht 
der Regierung, Ölvorkommen in einem 
geschützten Amazonasreservat namens 
Yasuni zu erschließen. 


Am Anfang ignorierte die Regierung die 
Proteste der einheimischen Einwohner des 
Gebiets. Aber dann entschied sich Präsident 
Correa dafür, eine geniale Alternative zu 
verfechten. Er schlug den Regierungen des 
reichen Nordens vor, dass diese Ecuador im 
Falle eines Erschliessungsverzichtes für 
Yasuni entschädigen sollten, mit der Be- 
gründung, dass dies ein Beitrag zum welt- 
weiten Kampf gegen den Klimawandel 
wäre. 


Dieser Vorschlag wurde auf dem Kopenha- 
gener Klimagipfel 2009 zunächst als 
Wunschtraum angesehen. Aber nach sechs 
langen Verhandlungsmonaten erklärten sich 
fünf europäische Regierungen (Deutsch- 
land, Spanien, Belgien, Frankreich und 
Schweden) bereit, einen durch das Entwick- 
lungsprogramm der Vereinten Nationen zu 
verwaltenden Fonds zu schaffen, um daraus 
Ecuador dafür zu bezahlen, Yasuni nicht zu 
erschliessen - dies sei ein Beitrag zur Ver- 
minderung von Kohlenstoff-Emissionen. Es 
soll inzwischen ein neues Verb, „yasunizie- 
ren“, geben, um solche Geschäfte treffend 
zu beschreiben. 


Aber wie viele solche Deals wären mö g- 
lich? Ein grundsätzlicheres Thema steht 
hier zur Diskussion. Es ist die Frage nach 
der Art der "anderen Welt, die möglich 
ist“ — um den Slogan des Sozialen Weltfo- 
rums zu verwenden. Ist es eine Welt, die 
auf ständiges Wirtschaftswachstum setzt, 
wenn auch unter „sozialistischen“ Vorzei- 
chen und Verbesserung der realen Ein- 
kommen der Menschen auf der Südhalbku- 
gel? Oder ist es, was einige als Grundwer- 
tewandel der Zivilisation bezeichnen, eine 
Welt des buen vivir? 


Diese Debatte wird nicht leicht zu lösen 
sein. Zur Zeit ist es eine Debatte zwischen 
den linken Kräften Lateinamerikas. Aber 
ähnliche Situationen liegen vielen der inne- 
ren Spannungen in Asien, Afrika, und sogar 
Europa zugrunde. Es könnte sich als die 
große Debatte des einundzwanzigsten Jahr- 
hunderts erweisen. 


http://fbc.binghamton.edu/commentr.htm 


Übersetzung: Thomas Leinberger, coor- 
ditrad 


J oachim Guilliard 


IRAK 


Sie etikettieren nur die Besatzung um 


Unter großem Medienrummel wurde in 
der vergangenen Woche der Abzug der 
„letzten Kampfbrigade“ aus dem Irak 
inszeniert (Abzugsshow an der Grenze zu 
Kuwait, Spiegel, 19.8.2010). Mit dem 31. 
August 2010 werde „Amerikas Kamp f- 
auftrag enden und „unsere militärische 
Mission“ umgewandelt, „vom Kampf zur 
Unterstützung und Ausbildung der iraki- 
schen Sicherheitskräfte“, hatte Barack 
Obama kurz zuvor verkündet. Ende 2011 
würden, so versicherte der US-Präsident, 
die restlichen GIs — wie von seinem 
Amtsvorgänger mit der irakischen Regie - 
rung vereinbart — das Land verlassen. Die 
meisten Medien werteten dies auf ihren 
Titelseiten als faktisches Ende des Irak- 
kriegs. Mit der Wirklichkeit hat dies 
nichts zu tun. Tatsächlich wird die Besat- 
zung nur umetikettiert und umorganisiert, 
um sie zukunftstauglicher zu machen. 


Auch das Unternehmen selbst wurde 
umbenannt: von „Operation Irakische 
Freiheit“ in „Operation neue Morgen- 
dämmerung“ — George Orwell lässt grü- 
ßen. Aktuell sind die regulären US- 
Truppen in einer Stärke von 59.000 Män- 
nern und Frauen am Euphrat und Tigris 
aktiv, ab September sollen noch rund 
50.000 als „Trainings- und Unterstüt- 
zungstruppen“ für die irakische Armee 
verbleiben. Das sind doppelt so viele, wie 
die USA bis zum Amtsantritt Obamas im 
zweimal so großen Afghanistan im Ein- 
satz hatten. Zurück im Zweistromland 
bleiben schwerbewaffnete Brigaden, die 
— wie die New York Times ernüchtert 
feststellte - im Verein mit der gleichfalls 
verbleibenden Luftwaffe, weiterhin das 
tun werden, was sie seit sieben Jahren 
tun: die politischen Gegner der USA und 
ihrer lokaler Verbündeter jagen, gefangen 
nehmen oder töten. Diese Kampfhand- 
lungen sollen keineswegs enden, sie 
werden nur zukünftig „Stabilisierungs- 
Operationen“ genannt. 


US- Vizepräsident Joe Biden hatte allen 
Kritikern, die den Abzug als verfrüht 
ansehen, versichert, dass „der Großteil 
der verbleibenden Truppen immer noch 
aus Leute bestehen werde, die gezielt 
schießen und die schlimmen Jungs fan- 
gen können.“ 


Auch Verteidigungsminister Robert Ga- 
tes hatte auf Anfrage bestätigt, dass die 
Truppen unabhängig ihrer Bezeichnung 
„gezielte Aufstandbekämpfungs- 
Operationen“ durchführen werden. „So 
etwas wie Nicht-Kampftruppen gibt es 
nicht“, ulkte der Militärexperte der Wa- 
shington Post, Thomas Ricks, denn auch: 
„es gibt keine pazifistische Abteilung im 
US-Militär.“ (Iraq Withdrawal: What are 
Non-Combat Troops, CBS News, August 
2, 2010) „In praktischer Hinsicht wird 
sich nichts ändern“, so auch der oberste 
Sprecher der US-Armee im Irak, Major 
Stephen Lanza. 


Das Truppenstationierungsabkommen, 
das Washington noch unter Präsident 
Bush mit der irakischen Regierung ver- 
einbart hatte, verbietet an sich Angriffe 
der US-Truppen ohne Erlaubnis der iraki- 
schen Führung. Explizit ausgenommen 
sind jedoch Aktionen zur Selbstverteidi- 
gung. Das US-Militär deklariert daher 
seine Operation seither überwiegend als 
Selbstschutzmaßnahmen - die Armee 
operiert sozusagen in ständiger putativer 
Notwehr. 


Eine der offiziellen Hauptaufgaben der 
verbleibenden US-Truppen ist die weitere 
Ausbildung irakischer Sicherheitskräfte. 
In den vergangen 7 Jahren haben aller- 
dings schon Hunderttausende Iraker Aus- 
bildungsprogramme der US-Armee 
durchlaufen, an militärischen Knowhow 
sollte es also nicht fehlen. Tatsächlich 
geht es den USA dabei um den Aufbau 
US-loyaler Kräfte und deren unmittelbare 
Kontrolle. Bisher sind sie damit nicht 
sehr weit gekommen. Nominell umfassen 
die irakischen Sicherheitskräfte, inklusive 
diverser von der Regierung kontrollierten 
Milizen, 660.000 Mann. Die Loyalität der 
meisten Einheiten gehört jedoch nach wie 
vor den schiitischen und kurdischen Par- 
teien, aus deren Reihen sie rekrutiert 
wurden. Ihre Kampfmoral ist aus US- 
Sicht äußerst zweifelhaft und der neuen 
Armee fehlen die High-Tech-Waffen, mit 
denen die Besatzer dem Widerstand Paro- 
li bieten, wie minenresistente Fahrzeuge, 
Kampflugzeuge, Drohnen und Hub- 
schrauber. Eine nennenswerte irakische 
Luftwaffe wird es in absehbarer Zeit 
nicht geben. 


Nach Einschätzung der kommandieren - 
den US-Generäle werden daher noch 
viele Jahre lang US-Truppen in erhebli- 
cher Stärke nötig sein, um die Kontrolle 
über das Land zu sichern. Sie hatten 
daher von Anfang an deutlich gemacht, 
dass sie die im Stationierungsabkommen 
vereinbarten Abzugstermine keinesfalls 
für verbindlich halten. Generalstabschef 
George Casey erklärte z.B. im Mai letz- 
ten Jahres, dass seine Planungen für die 
Armee Kampftruppen im Irak noch für 
ein weiteres Jahrzehnt vorsehen. 


Der Kampf gegen ihre Gegner im Land 
ist dabei für die US-Führung nur ein 
Aspekt. Ein vollständiger Rückzug würde 
nicht nur das baldige Aus für die ehrgei- 
zigen Pläne im ölreichen Land bedeuten, 
sondern auch das Feld dem Iran überlas- 
sen, der durch die Zerschlagung des Iraks 
ohnehin schon zur stärksten Macht in der 
Region wurde. 

Kaum ein Iraker glaubt, dass die USA 
den Irak freiwillig verlassen werden und 
mit der neuen Bezeichnung des Unter- 
nehmens assoziieren sie keinen hoff- 
nungsvollen Neuanfang sondern die Zer- 
störung Falludscha, die unter dem Code- 
namen „Operation al-Fajr“ — arabisch für 
„Morgendämmerung“ - lief. 

Auch die meisten Experten erwarteten 
von Anfang an, dass das Stationierungs- 
abkommen in der einen oder anderen 
Form verlängert werden wird. Es wird 
allgemein angenommen, dass Washing- 
ton zumindest die fünf Mega-Basen als 
permanente Stützpunkte behalten will, 
die für mehrere Milliarden Dollar zu 
komfortablen Kleinstädten ausgebaut 
wurden. Auch Pentagon-Chef Gates hat 
kürzlich erneut - in der üblichen orwell- 
schen Sprache - angedeutet, dass die US- 
Administration mit der zukünftigen Re- 
gierung eine Verlängerung der Stationie- 
rung auszuhandeln gedenkt. Auch diese, 
so das Kalkül, werde rasch einsehen, dass 
sie sich ohne die US-Armee nicht lange 
halten kann. 


Dazu muss jedoch erst einmal eine ge- 
eignete neue Regierung gebildet werden. 
Die Schwierigkeiten bei der sich nun seit 
März hinziehenden Regierungsbildung 
liegen nicht nur an innerirakischen Riva- 
litäten, sondern nicht zuletzt daran, dass 


die Besatzer alles daransetzen, radikalere 
Besatzungsgegner aus der Regierungsko- 
alition herauszuhalten. Washington 
drängt auf ein Bündnis von Nuri at 
Maliki und Wahlsieger Ijad Allawi, wo- 
bei Maliki Regierungschef bleiben, Alla- 
wi jedoch als Chef eines neu zu schaffen- 
den Nationalen Sicherheitsrat erhebliche 
Machtanteile erhalten soll. Mit einem 
solchen Bündnis der pro-amerikanischen 
Schwergewichte könnte sowohl der Ein- 
fluss der radikaleren nationalistischen 
Kräfte in Allawis Koalition al-Iragiya wie 
auch der pro-iranischen schiitischen Alli- 
anz und insbesondere die der sehr stark 
im Parlament vertretene Sadı-Bewegung 
minimiert werden. 

Allawi hat dem allerdings vorerst eine 
Absage erteilt und die potentiellen schü- 
tischen Koalitionspartner von Malikis 
Rechtsstaatallianz lehnen eine zweite 
Amtszeit Malikis strikt ab. Der Iran, der 
ebenfalls erheblichen Einfluß auf das 
politische Geschehen hat, möchte eben- 
falls Maliki im Amt halten, allerdings im 
Bündnis mit den schiitischen Parteien 
und ohne Allawi. Dieser ist den Iranern 
als einstiger CIA-Mann zu pro- 
amerikanisch und als ehemaliges führen- 
des Baath-Mitglied zu stramm arabisch- 
nationalistisch. 


Eine Diskussion über eine Verlängerung 
der US-amerikanischen Truppenpräsenz 
ist zum jetzigen Zeitpunkt selbstverständ- 
lich nicht opportun. Obama möchte vor 
den kommenden Parlamentswahlen na- 
türlich nicht den Eindruck zerstören, er 
setze seine Versprechen um und im Irak 
könnte es sich im Moment keiner der 
Aspiranten auf das Amt des Ministerprä- 
sidenten erlauben, öffentlich eine Verlän- 
gerung in Erwägung zu ziehen. 

In dieses Vakuum stieß jedoch - offen- 
sichtlich in der Absicht hier etwas Dampf 
zu machen - der irakische Oberbefehls- 
haber, General Babaker Zebari, mit seiner 
Ankündigung, der Irak werde mindestens 
noch 10 weitere Jahre US-Truppen im 
Land benötigen. Die westlichen Medien 
nahmen dies begierig auf, die wenigstens 
jedoch erwähnten, dass es sich bei diesem 
General um einen alten kurdischen 
Peshmerga-Führer und ein prominentes 
Mitglied der Kurdisch Demokratischen 
Partei (KDP) von Massud Barzani han- 
delt. Die Kurdenführer haben nie ein 
Hehl daraus gemacht, dass sie eine lang- 
fristige US -Präsenz im Irak wollen. Sie 
haben den USA bereits zugesichert, im 
kurdischen Norden dauerhaft Soldaten 
stationieren zu können. 


Sollte es Washington nicht gelingen, ein 
neues Stationierungsabkommen auszu- 


handeln, bietet auch das alte einige 
Schlupflöcher zur formalen Legitimie- 
rung einer weiteren Präsenz. Schon die 
Feststellung einer inneren Bedrohung des 
„demokratischen Systems“ Iraks oder 
„seiner gewählten Institutionen“ würde 
nach Artikel 27 als Rechtfertigung aus- 
reichen. (Mehr dazu siehe Besatzungsende 
nicht in Sicht, Abkommen über Truppenrück- 
zug im Irak kaum bindend, http://www.imi- 
online.de/2008.php ’id=1858) 


Doch wenn US-Truppen - egal unter 
welchem legalistischen Cover — nach 
2011 im Land bleiben sollten, wird der 
militärische Widerstand massiv zuneh- 
men, nicht nur in den sunnitischen Hoch- 
burgen. Die Anhänger Mugtada al-Sadrs 
in Nadschaf haben z.B. bereits einen Teil 
des dortigen „Märtyrer-Friedhofs“ für 
diesen Fall reserviert. „Wenn die Amei- 
kaner gehen, was wir nicht glauben, ma- 
chen wir eine Begräbnisstätte für unsere 
Eltern daraus“, erklärte Abu Mohammed, 
der den Friedhof beaufsichtigt, auf dem 
bereits 4250 Kämpfer und Unterstützer 
der Sadr-Bewegung begraben liegen. 
„Sollte sich ihr Abgang allerdings verzö- 
gern, werden wir kämpfen und unser Blut 
geben.“ (In Iraq, cemetery is symbol of mili- 
tia's vow to fight if U.S. forces delay exit, 
Wa.Po. 18.8.2010, 

http://www. washingtonpost.com/wp- 
dyn/content/article/2010/08/17/AR201008170 
2704.htm]) 


Seumas Milne vom britischen Guardian 
fasste das Ganze in einem der wenigen 
kritischen Zeitungsartikel sehr gut zu- 
sammen. Er war überschrieben mit “The 
US isn't leaving Iraq, it's rebranding the 
occupation”. (Die USA verlassen den Irak 
nicht, sie ändern das Image der Besatzung, 
http:/fwww.guardian.co.uk/commentisfree/cifa 
merica/2010/aug/04us-irag-rebranding- 
occupation) 

Nach einem kurzen Überblick über die 
horrenden Kosten des Kriegs für die 
Iraker, die katastrophale Lage in der sich 
das Land befindet stellt er fest: 

„Selbst ohne die Farce der Märzwahlen, 
mit dem Ausschluss und der Ermordung 
von Kandidaten und Aktivisten und dem 
folgenden politischen Zusammenbruch ist 
es grotesk zu behaupten — wie es die 
Times heute tat — „Irak ist eine Demokra- 
tie“. Die „Grüne Zone “-Administration 
würde ohne den Schutz der US-Truppen 
und privaten Sicherheitsleute in kurzer 
Zeit zusammenbrechen. |...]“ 


Der Irakkrieg war ein historischer politi- 
scher und strategischer Fehler für die 
USA. Sie waren außerstande, eine militä- 
rische Lösung durchzusetzen, ganz zu 
schweigen davon, das Land in einen 


Leuchtturm westlicher Werte und einen 
regionalen Polizisten umzuwandeln. 
Indem sie jedoch die konfessionelle und 
ethnische Karte spielten, verhinderten sie 
die Entstehung einer nationalen Wider- 
standsbewegung und einen Vietnam 
artigen Rauswurf. Den Zeichen nach 
wollen sie eine neue Form von ausgela- 
gertem (outsourced), halbkolonialen 
Regime aufbauen, um ihren Griff um das 
Land und die Region aufrechtzuerhalten. 
Der Kampf zur Wiedererlangung der 
Unabhängigkeit Iraks hat gerade erst 
begonnen. 


Undercover - das Outsourcing und die 
Deregulierung des Krieges 


„Zivile Krieger“ 

Auch nach der Truppenreduzierung be- 
hält das Pentagon 80.000 bis 100.000 
private Angestellte im Irak unter Vertrag. 
Auch wenn die meisten von ihnen keine 
Waffen tragen muss man sie zur Anzahl 
der regulären Soldaten hinzuzählen, da 
sie Aufgaben bei der Versorgung, Rein i- 
gung, Instandhaltung, Kommunikations- 
technik etc., übernommen haben, die bis 
vor kurzem von Soldaten verrichtet wur- 
den. Der Anteil bewaffneter Söldner, 
deren Aufgabengebiet von Sicherungs- 
aufgaben bis zu Kampfeinsätzen an der 
Seite US-amerikanischer und irakischer 
Einheiten reicht, wird auf über 20.000 
geschätzt. Entgegen dem Bild das man 
gemeinhin von Söldnern hat, handelt es 
sich hier keineswegs um heimatlose Ha- 
sardeure, sondern zum guten Teil um 
frühere US-Militärs. Die wichtigsten 
Militärfirmen, die sie entsenden, wie 
DynCorp, MPRI, ArmourGroup oder XE 
(früher Blackwater) sind eng in die Si- 
cherheitsstruktur der USA eingebunden, 
die Führungskräfte sind meist ehemalige 
US-Offiziere. 


Als Präsidentschaftskandidatin hatte US- 
Außenministerin Hillary Clinton die 
privaten „Sicherheitsleute“ selbst als 
„Söldner“ bezeichnet und wollte ihren 
Einsatz verbieten lassen. Das State De- 
partment wird nun aber sein Kontingent 
solcher Söldner von 2.700 auf 7.000 
erhöhen und hat für deren Ausrüstung 
u.a. zusätzliche fünfzig minenresistente, 
gepanzerte Militärfahrzeuge und 24 
Blackhawk-Kampfhubschrauber vom 
Pentagon angefordert. 


Diese sollen auf fünf sogenannte „dauer- 
hafte Präsenzposten“ (Enduring Presence 
Posts) innerhalb bestehender US-Militär- 
Basen verteilt werden, drei davon in 
Ninive, Kirkuk und Diyala, d.h. in mitten 
der Gebiete wo noch am heftigsten ge- 


kämpft wird. Weitere könnten, so das 
State Department, folgen, wodurch die 
Zahl der Söldner noch erheblich steigen 
würde. 


Die US-Botschaft in Bagdad, deren ge- 
waltige Ausmaße die sichtbarste Zeichen 
dafür sind, dass die USA das ölreiche 
Land nicht aus ihren Klauen lassen wol- 
len, übernimmt im Zug der Truppenredu- 
zierung einen Teil der Aufgaben des 
Militärs. Der bereits 21 Bürohochhäuser 
umfassende, festungsartig ausgebaute 
Komp lex, der sich auf eine Fläche so 
groß wie der Vatikan erstreckt, soll dazu 
noch stark erweitert werden. 

Daneben werden gerade auch vier Au- 
ßenstellen der Botschaft in Basra, Erbil, 
Mosul und Kirkuk für 1,5 Mrd. Dollar 
festungsartig, zu regelrechten Forts im 
Feindesland ausgebaut. 


Zu den militärischen Funktionen, die nun 
„zivile“ Besatzungskräfte übernehmen, 
zählen neben der Bergung von getötetem 
und verwundeten Personal oder zerstör- 
ten Hubschraubern und der Sicherung 
von Konvois auch der Betrieb eines „tak- 
tischen Operationszentrums“ das den 
Einsatz bewaffneter „Reaktions-Teams“ 
(response teams) steuern soll.- 


Spezialeinheiten 

Dazu dürften auch die US- 
amerikanischen Spezialeinheiten zählen, 
die von den Abzugsplänen komplett aus- 
genommen sind. Die knapp 5.000 Elite- 
soldaten für „Sonderoperationen“ wie 
Green Berets, Rangers oder Navy SEALS 
sollen somit weiterhin verdeckte Operati- 
onen im Land durchführen, darunter auch 
gezielte Tötungen oder Entführungen von 
Gegner. Indem sie es ermöglichen, den 
mit Guerillamethoden kämpfenden Ge g- 
ner mit Mitteln zu bekämpfen, die der 
regulären Armee nicht gestattet sind, 
wurden sie im Irak wie in Afghanistan zu 
einem zentralen Instrument im Kampf 
gegen den militärischen Widerstand wie 
auch sonstigen poltischen Gegnern im 
besetzten Land. Um verdeckt operieren 
zu können, benötigen diese Spezialein- 
heiten allerdings die Unterstützung offe- 
ner Strukturen im Land. Dies können 
jedoch problemlos die Kräfte des State 
Departements übernehmen. In den mes- 
ten der Ländern, in denen diese „Special 
Operations forces“ aktiv sind (unter O- 
bama ist diese Zahl auf 75 angewachsen), 
werden sie von der dortigen Botschaft 
„betreut“. Sie bilden häufig de facto den 
militärischen Arm des US- 
Außenministeriums. 


Parallel zum Einsatz eigener Spezialkräf- 
te wurden auch irreguläre irakische 
Strukturen aufgebaut, die wesentlich 
fester an die Besatzungskräfte gebunden 
bleiben, als reguläre Truppen. Bald we- 
gen besonders grausamer Gewaltanwen- 
dung berüchtigt wurden u.a. die „Spezi- 
alpolizeikommandos“, wie die berüchtig- 
ten Wolf-, Skorpion- und Tigerbrigaden. 
(siehe Shane Bauer, Die schmutzige Brigade 
von Bagdad, Le Monde Diplomatique 
10.7.2009) 

Begonnen hatten die Besatzer mit diesem 
schmutzigen Krieg —- im Pentagon in 
Erinnerung an den erfolgreichen Einsatz 
von Todesschwadronen gegen Oppositio- 
nelle in Mittelamerika „Salvador Option“ 
genannt - bereits 2004/2005. Nach dem 
2007 General David Petraeus, der die 
neuen Richtlinien der US Army zur 
„Aufstandsbekämpfung“ konzipierte, den 
Oberbefehl im Irak übernahm, wurde 
dieser verdeckte Krieg noch ausgebaut. 


Am schlagkräftigsten sind mittlerweile 
die von den USA erst später aufgebauten, 
mindestens 4.500 Mann starken Iraq 
Special Operations Forces (ISOF), die 
direkt dem Ministerpräsidenten unterstellt 
sind und unter Aufsicht der Green Berets 
operieren. Sie gelten als Traum eines 
jeden US-Kommandeurs: eine geheime, 
tödliche, mit modernster US- 
Waffentechnologie ausgerüstete Spezial- 
brigade, die auf Jahre hinaus unter US - 
Kommando operiert und keiner anderen 
Instanz gegenüber Rechenschaft ablegen 
muss. Die Einheiten tragen amerikanisch 
aussehende Uniformen und modernste 
US-Waffen und sind letztlich eine aus 
Irakern zusammengesetzte Geheimtruppe 
der US-Armee. Innerhalb der kommen- 
den Jahre soll ihre personelle Stärke noch 
verdoppelt werden. (Shane Bauer) 


Das Besatzungskonzept, das nun vom 
Außenministerium verfolgt werden soll — 
d.h. massiver Einsatz verdeckt operieren- 
der Spezialkräfte und Todesschwadronen, 
teils aus dem eigenen Land, teils aus 
reaktionären einheimischen Elementen 
rekrutiert, ähnelt somit stark der „low 
intensity warfare“, dem „Krieg geringer 
Intensität‘ der 1970er und 1980er Jahre, 
mit dem u.a. in Lateinamerika gegen die 
dortigen Befreiungsbewegungen vorge- 
gangen wurde. Neu hinzu kam die massi- 
ve Privatisierung des Krieges. 


Einen guten Überblick, wie sehr sich die 
Konzepte für den Irak und Afghanistan 
den vor Jahrzehnten für Lateinamerika 
entwickelten Contraguerilla- 
Handbüchern ähneln gibt Raul Zelik. Wie 
stets sollen auch die Besatzer im Irak 


„Funktionen von Politikern, Geheim- 
dienstagenten, Entwicklungshelfern und 
Streifenpolizisten in sich vereinen. Auch 
ihnen wird eingebläut, dass Besatzungs- 
kriege v.a. mit Psychologie gewonnen 
werden, die heute allerdings anthropolo- 
gisch und kulturwissenschaftlich aufge- 
peppt daher kommt.“ 

Offiziell zur „Sicherung des diplomati- 
schen Personals“ bestimmt, sind die dem 
US-Außenministerium unterstehenden, 
paramilitärischen Besatzungskräfte ein 
weiteres Mittel, die Rückzugsverpflich- 
tung zu unterlaufen. Falls tatsächlich 
nach 2011 alle regulären US-Truppen das 
Land verlassen müssten, bieten diese 
starken militärischen und politischen 
Kräfte noch einer Chance, einen Sieg der 
Befreiungsbewegung zu verhindern und 
die Politik des Landes auch weiterhin 
maßgeblich zu bestimmen. 


Sollten die „zivilen“ Besatzer in militän- 
sche Bedrängnis geraten, so hätten die 
meisten US-Bürger mit Sicherheit volles 
Verständnis dafür, dass ihnen reguläre 
Streitkräfte zu Hilfe geschickt werden. 
Ein Teil der bisher im Irak eingesetzten 
Einheiten wird ohnehin nicht vom Persi- 
schen Golf abgezogen, sondern nur in die 
Nachbarländer verlegt. 
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Attac Frankreich: Sommeruniversität 


Die elfte „Universite Citoyenne“ in Arles 


Ausgehend von den Themen Emanzipati- 
on und Alternativen entwickelte diese 
Universite neue Überlegungen und Ideen 
für globale, nationale und lokale Kämpfe 
der Organisation. Ab September werden 
wir uns einerseits gegen das Projekt 
zur Rentenreform und andererseits 
gegen die unsoziale und rassistische 
Politik der Regierung Sarkozy wenden. 
Mit mehr als 700 TeilnehmerInnen best- 
tigte sich an der 11. Universite Citoyenne 
(Universität für Bürgerengagement) von 
Attac einmal mehr der Schwung und die 
Entschlossenheit der globalisierungskriti- 
schen Bewegung (altermondialisme) in 
Frankreich. 

Diese Uni hat zur Stärkung der Grundla- 
gen unserer Organisation beigetragen. 
Erstens das historische Ziel: Die Ent- 
waffnung der Finanzindustrie und ihrer 
zerstörerischen Auswirkungen auf Soli- 
darität und Demokratie. Zweitens die 
Überzeugung, dass eine radikale Neu- 
gestaltung der EU nötig und möglich ist, 
insbesondere des räuberischen Finanz- 
und Geldsystems. 

Aber die Universit& citoyenne von Attac 
erlaubte es auch, neue Wege zu gehen 


bezüglich Analysen und Kämpfe der 
Organisation. Das Thema Gemeingüter, 
das in rund zehn Plenen und Arbeits- 
gruppen präsent war, hilft uns, neue We- 
ge zur Emanzipation und zur Garantie der 
fundamentalen Rechte für alle zu entwer- 
fen. Die Umweltfrage drängt sich Attac 
als Schwerpunkt auf: Sie fließt in alle 
Kampagnen ein und die Diskussionen 
über die Zusammenhänge zwischen sozi- 
aler und ökologischer Krise wird fortge- 
führt. 

Ab September wird sich Attac in der 
Mobilisierung gegen die geplante Ren- 
tenreform und die rassisistischen Mass- 
nahmen der Regierung einsetzen: Zu- 
sammen mit ihren Partnern - Gewexk- 
schaften und weiteren Organisationen - 
wird Attac an den Demonstrationen und 
Kundgebungen des 4., 7. und 8. Septem- 
ber teilnehmen und auch an der europäi- 
schen Mobilisierung vom 29. Septe m- 
ber, zu der der Europäische Zusammen- 
schluss der Gewerkschaften (Confedera- 
tion europ&enne des syndicats) aufgeru- 
fen hat und die von allen sozialen Bewe- 
gungen Europas mitgetragen wird. An 
diesem Tag geht es darum, gegen die 
europäische Sparpolitik zu protestieren. 


Es handelt sich ja um eine weltweite 
Krise und deshalb ist es mehr denn je 
nötig, dass Attac auf globaler Ebene aktiv 
wird, so mit der Aktionswoche für Kli- 
magerechtigkeit vom 12. bis 17. Okto- 
ber und mit dem Gipfel der UNFCCC 
(United Nations Framework Convention 
on Climate Change) über den Klimawan- 
delin Cancun Ende November. 

Im Februar 2011 gibt es einen weiteren 
Höhepunkt unserer internationalen Akti- 
vitäten mit dem Weltsozialforum in 
Dakar. Zudem wird Attac 2011 vor al- 
lem große und starke Mobilisierungen 
vorbereiten: In diesem Jahr werden der 
GS und der G20-Gipfel von Frankreich 
präsidiert (und hier durchgeführt) wer- 
den. 

Angesichts einer Krise, die sich durch 
einen nie da gewesenen Angriff auf die 
sozialen Errungenschaften auszeichnet, 
zeichnet sich eine neue Phase entschei- 
dender Kämpfe ab. Diese Universite von 
Attac bestärkte in der Überzeugung, dass 
eine andere Welt möglich ist und dass 
die Wege, um dahin zu gelangen, in 
Reichweite liegen. 


Attac France, Arles, 24. August 2010 
Übersetzung: Edith Siegenthaler, cooditrad 
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4 Filmtage in Österreich zum Recht auf Nahrung mit Expertinnen im Gespräch 


FILMTAGE ZUM RECHT AUF NAHRUNG 
7.- 31. OKTOBER 2010 \ 


Wien - Lenzing - Freistadt - Innsbruck 


mit Erpsreinen 
DM EEIDETI ® 


07.-10.10. Schikaneder Wien 
14.-17.10. Lichtspiele Lenzing 
21.-24.10. Local-Bühne Kino Freistadt 
28.-31.10. Leo Kino Innsbruck 





Alle Infos, Programmfolder und Presse- 
materialien auf 
http://www.HungerMachtProfite.at 
http://www.normale.at/ 


Das Filmprogramm im Überblick: 


# Donnerstags: 

"Geraubte Zukunft" von David Springbett 
handelt von der Kontrolle über as Saatgut 
und der Zukunft unserer Ernährung. Seit 
10.000 Jahren werden Samen angepflanzt 


und bewahrt, nun aber gerät die Kontrolle 
über das Saatgut - und damit die Kontrol- 
le über unsere Ernährung - in die Hände 
weniger multinationaler Konzerne. 


# Freitags: 

"Alptraum im Fischerboot" von Klaus 
Martens und Michael Grytz beschreibt, 
wie die EU-Fischereipolitik Probleme für 
Menschen in Afrika schafft, wie der 
Preiskampf auf dem europäischen Nah- 
rungsmittelmarkt den Menschen im Süden 
die Lebensgrundlage raubt und sie zur 
Flucht in die EU treibt. 


# Kurzfilmabend Samstags: 

"Wetten auf Nahrung" von Jochen Leuf- 
gens, Kim Otto, Lutz Polanz und Birgit 
Virnich beschreibt der Druck, den Speku- 
lanten auf Lebensmittelpreise ausüben. 


"Kambodscha: Geraubtes Land" von 
Christian Brüser stellt die neue Form 


des Kolonialismus vor: In ganz Afrika 
werden derzeit 15-20 Mio Hektar 
Agrarflächen regelrecht verscherbelt. 
"Landnahme in Äthiopien: Rosen gegen 
den Hunger" von Tilman Przyrembel 
und Sebastian Kuhn zeigt was passiert, 
wenn das internationale Agrobusiness 
Hilfe im Kampf gegen Arbeitslosigkeit, 
Armut und Hunger verspricht. 


# Sonntags: 

Vorfilm: The Story of Bottled Water von 
Annie Leonard beschreibt die künstlich 
geschaffene Nachfrage nach Leitungs- 
wasser in Trinkflaschen. 

Essen fassen von Liesa Kovacs, Kornelia 
Kugler, Eva Rauer, Andrea Scheibelhofer 
und Martin Skutl ist eine filmische Ausei- 
nandersetzung mit den Umständen, Ursa- 
chen, Initiativen und Aktionen zu (Le- 
bensmittel-) Überproduktion, Wegwerf- 
mentalität und Armut in Österreich. 


